
Dritter Abschnitt
Familienrecht

Artikel 13
Eheschließung

(1)  Die Voraussetzungen der Eheschließung unterliegen für jeden Verlobten dem Recht des Staates, dem er angehört.

(2)  Fehlt danach eine Voraussetzung, so ist insoweit deutsches Recht anzuwenden, wenn

1.
ein Verlobter seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat oder Deutscher ist,

2.
die Verlobten die zumutbaren Schritte zur Erfüllung der Voraussetzung unternommen haben und

3.
es mit der Eheschließungsfreiheit unvereinbar ist, die Eheschließung zu versagen; insbesondere steht die frühere Ehe eines Verlobten nicht entgegen, wenn ihr Bestand durch eine hier erlassene oder beantragte Ehescheidung bestätigt oder der Ehegatte des Verlobten für tot erklärt ist.

(3)  Eine Ehe kann im Inland nur in der hier vorgeschriebenen Form geschlossen werden. Eine Ehe zwischen Verlobten, von denen keiner Deutscher ist, kann jedoch von einer von der Regierung des Staates, dem einer der Verlobten angehört, ordnungsgemäß ermächtigten Person in der nach dem Recht dieses Staates vorgeschriebenen Form geschlossen werden; eine beglaubigte Abschrift der Eintragung der so geschlossenen Ehe in das Standesregister, das von der dazu ordnungsgemäß ermächtigten Person geführt wird, erbringt vollen Beweis der Eheschließung.
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A.  Allgemeines

1.  Entwicklung, Art. 13 EGBGB a.F.; § 15a EheG a.F.

1

Für die persönlichen Voraussetzungen der Eheschließung und die Form einer im Inland geschlossenen Ehe bringt die Neuregelung des dt. internationalen Familienrechts wenig Änderungen. Nach wie vor richten sich die Gültigkeitsanforderungen, die jeder Verlobte bei der Heirat und für sie erfüllen muss, nach seinem Personalstatut (bzw. nach seinem Heimatrecht) im Zeitpunkt der Eheschließung. Schon zur früheren Rechtslage war allerdings anerkannt, dass das so berufene ausländische Sachrecht auf seine Vereinbarkeit mit den Grundrechten des GG zu überprüfen war, insbesondere der aus Art. 6 Abs. 1 GG entnommenen Eheschließungsfreiheit, so dass – trotz eines Ehehindernisses im Heimatland: fehlendes Ehefähigkeitszeugnis, heute § 1309 BGB i.d.F. des G v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833; zu Einzelheiten Hepting, FamRZ 1998, 700 und unten 6.1A – im Inland die Heirat (etwa) eines spanischen Mannes mit einer geschiedenen deutschen Frau nicht versagt werden durfte, BVerfGE 31, 58. In diese Richtung wirkt nun ausdrücklich Art. 13 Abs. 2 EGBGB als spezielle Ausprägung des dt. ordre-public; doch kann auch Art. 6 EGBGB und der dort niedergelegte allg. Vorbehalt eingreifen, BT-Drucks. 10/504 S. 53, vor allem bei sonstigen Grundrechtsverstößen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 9 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 2; ausführlich Art. 6 EGBGB Rz. 52f. Dagegen beurteilen sich die persönlichen Voraussetzungen für die Lebenspartnerschaft, Art. 17b EGBGB, nach dem Recht des registerführenden Staates, vgl. dort Rz. 19ff. mit Nachw.

1a

Für die persönlichen Ehewirkungen, Art. 14 EGBGB, und damit auch für das eheliche Güterrecht, Art. 15 EGBGB, und vor allem für die Scheidung stellen wir vorrangig auf die gemeinsame oder letzte gemeinsame Heimatstaatsangehörigkeit der Parteien ab, erst danach auf einer zweiten Anknüpfungsebene auf den gewöhnlichen Aufenthaltsort und damit bei Verfahrensführung in Deutschland auf dt. Recht, wobei wir davon ausgehen, dass für Parteien "mit" ausl. Staatsangehörigkeit gerade im Familienrecht so "richtige" Lösungen erzielt werden. Integrationsaufgaben für die Rechtsanwendung mit dem Ziel, alle Beteiligten in einem Land gleich zu behandeln, stellen wir dagegen zurück.. Doch sollten wir wohl schneller zum gewöhnlichen Aufenthaltsort als maßgeblichem Anknüpfungsmerkmal übergehen, dazu Wagner, FamRZ 2003, 803. Art. 13 EGBGB bliebe von diesen Entwicklungen aber weitgehend unberührt; Wirksamkeitsmerkmale der Ehe sollten wir auch weiterhin aus der Staatsangehörigkeit der Verlobten (beider) ableiten, um sicherzustellen, dass die Verbindung im jeweiligen Heimatland als Ehe "gilt".

2

Von staats- und konsularvertraglichen Sonderregeln abgesehen gilt für die Form einer im Inland eingegangenen Ehe allein Art. 13 Abs. 3 EGBGB; § 15a EheG a.F. ist weitgehend in diese Bestimmung aufgenommen, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 53 und 54. Für die Eheschließung im Ausland ist Art. 11 Abs. 1 EGBGB maßgeblich, vgl. auch Rz. 7. Dabei umfassen die entspr. Formtatbestände des dt. IPR »alle privatrechtlichen Fragen der äußeren Gestaltung des Eheschließungsaktes und seiner rechtlichen Vorbereitung«, so MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 84 mit Nachw.; BGHZ 29, 137 (140); zu ihnen zählt bereits, ob überhaupt eine bestimmte Zeremonie bei der Trauung erforderlich ist oder (nicht vielleicht) die schlichte Willensübereinstimmung der Gatten ausreicht, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 84 mit Nachw., wie etwa bei common-law-Ehen in einigen Staaten der USA, dazu knapp Rz. 4 und 29; zu Ehen mit »gesteigerter Verbindlichkeit«, covenant marriages, wie sie in manchen Bundesstaaten der USA möglich sind (Louisiana), vgl. Spaht, DEuFamR 2000, 231 und Coester, FS Henrich 2000, 73. Formvorschriften des dt. Sachrechts stecken ihren Anwendungsbereich dagegen durchweg anders ab.

Als Ehe kann auch die »postmortal« eingegangene Verbindung zweier Verlobten gelten, die im Heimatland so gehandhabt wird, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 4a; weitere Einzelheiten unten Rz. 43.

2.  Gegenstandsbereich, Abgrenzungen – Qualifikation; Vorfrage

3

a)  Sachlich beschäftigt sich Art. 13 Abs. 1 EGBGB mit den persönlichen Eingehensvoraussetzungen bei und für die Eheschließung, wobei Ehe als selbständiger Statustatbestand betroffen ist. Qualifikationsaufgaben – Allg. Teil/ Finger, Rz. 67f. – sind dabei weder stets nach der lex fori noch nach der lex causae vorzunehmen, obwohl von vornherein viel für ein Übergewicht der lex causae spricht; schließlich ist das (eigene oder fremde) Sachrecht für die aus Art. 13 Abs. 1 EGBGB entwickelten/vorausgesetzten Gültigkeitsmerkmale unmittelbar berufen. Letztlich richtet sich die Entscheidung aber nach dem Zweck der einzelnen Kollisionsnormen, auch um die manchmal veraltete oder zufällige Stellung einer Regelung im System zu überwinden und durch eine sachgerechte Anknüpfung zu ersetzen. Dabei spielen die individuellen, sozialen oder funktionalen Bezüge der anstehenden Rechtsfrage ihre eigene Rolle, dazu Allg. Teil/Finger, Rz. 67f. Art. 13 EGBGB wird auch maßgeblich für andere Auflösungsformen (neben der Scheidung), also für die Aufhebung oder Nichtigkeit, vgl. unten Rz. 83f. und Art. 17 EGBGB Rz. 124f. (für die Aufhebung) und 129 (für die Nichtigkeit).

4

Von unseren Vorstellungen abweichende Ehestrukturen können jedenfalls nicht von vornherein aus dem Anwendungsbereich von Art. 13 Abs. 1 EGBGB (unmittelbar oder entsprechend) ausgenommen werden, ein weitgehend anerkanntes Ergebnis, vgl. die Übersicht über den Meinungsstand bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 4. Ob die Partner dabei schon auf der kollisionsrechtl. Ebene unterschiedlichen Geschlechtern angehören müssen, ist umstritten, vgl. die Nachweise bei Röthel, IPrax 2002, 496 (498 Fn. 23), wobei teilweise Art. 17b EGBGB auf »Ehen« dieser Art unmittelbar herangezogen wird, dazu Henrich, FamRZ 2002, 137 (138). Inzwischen ist dieser Punkt auch praktisch wichtig, da Homosexuelle etwa in den Niederlanden und Belgien »Ehen« schließen können (Pläne auch für Spanien, Frankreich und  Schweden und Kanada und einige Bundesstaaten der USA), dazu Röthel, IPrax 2002, 496 und gleich Rz. 5.  Art. 13 Abs. 1 EGBGB greift ein – Kollisionsebene, und damit ist über die sachliche Behandlung noch nichts gesagt -, selbst wenn im berufenen fremden, materiellen Recht dort eine förmliche Eheschließung als Begründungstatbestand nicht vorgesehen ist (etwa bei common-law-Ehen in einigen Staaten der USA, früher bei der »faktischen Ehe« in der Sowjetunion; zum G über die Anerkennung freier Ehen für politisch und rassisch Verfolgte BGBl. 1950 I S. 226), aber auch, wenn dort die formgerechte Eingehung Wesensbestandteil der Ehe ist und staatlicher Trauungs- oder Registrierungszwang besteht (etwa Iran, dazu OLG Hamm, FamRZ 1994, 1182 und Dörr/Hansen, NJW 1995, 2753 [2755], MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 3), wobei die fehlende Registrierung  - bei sonst wirksamen Abschluss - für uns nicht notwendig zur Unwirksamkeit als Ehe führen muss. In christlich geprägten und in manchen anderen Rechtskreisen mag der Grundsatz der Monogamie vorherrschen; islamische Länder (als Beispiele) lassen dagegen unter unterschiedlichen Voraussetzungen Mehrehen zu, vgl. für Marokko (als Beispiel) nach den Veränderungen 2004 Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1949 (insbes. 1951 f.) und allgem. Krüger, FamRZ 2008, 649, im Übrigen Finger, FuR 2008, 419, weitere Einzelheiten Rz. 30. Bei uns ist zu prüfen (Prüfungsmaßstab Art. 6 EGBGB mit seinen ordre-public-Vorbehalten), ob einzelne Wirkungen durchgesetzt werden können, und Elwan, Der Einfluss des Korans auf ausländisches Familienrecht, Brühler Schriften zum Familienrecht Band 9, S. 72 hält ein Herstellungsverlangen für unzulässig, wenn sich die (zweite) Ehefrau einer im Ausland gültig abgeschlossenen Mehrehe auf ihren »polygamen Status« beruft, um bei dt. Gerichten die Fortsetzung der ehelichen Gemeinschaft einzuklagen, zu weiteren Einzelheiten Art. 14 EGBGB Rz. 47, vgl. im dt. Recht § 1318 Abs. 2 BGB (für den güterrechtlichen Ausgleich und den Ausgleich der Rentenanwartschaften), früher BGH, FamRZ 1982, 475; zur Aufteilung von Rentenanwartschaften (hier: Marokko) unter mehreren Ehefrauen vgl. BSG, B 5 RJ 4/00 R, zu den Auswirkungen dieser Entscheidung Rz. 59 Abs. 2 und unten Art. 17 EGBGB Rz. 106 mit Nachw. Sieht das sonst berufene ausl. Recht - hier: für christliche Syrer - keine Ehescheidung vor, kann sie bei uns gleichwohl erfolgen, wenn der Inlandsbezug deutlich ist, dazu BGH, FamRBint 2007, 3.
4a

Ausl. Recht ist von Amts wegen zu ermitteln, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37 und BGH, EzFamRaktuell 2002, 249, und die Erfolgsaussicht eines Scheidungsantrags – für die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe – darf nicht deshalb verneint werden, weil der Antragsteller das anzuwendende ausl. Recht nicht mitgeteilt hat, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37, a.A. mit Einschränkungen OLG Hamm, FamRZ 2001, 1533 (die beabsichtigte Rechtsverfolgung ist danach mutwillig, wenn eine maßgebliche Frage – hier: gesetzliche Vertretung – nach ausl. Recht zu beurteilen und nicht ohne Einholung eines kostenträchtigen Sachverständigengutachtens zu klären ist, während die Anrufung eines Gerichts im Heimatland ohne weiteres zumutbar erscheint; richten sich internat. Zuständigkeiten bei uns nach der VO Nr. 2201/2003, die eben auch Angehörige von Drittstaaten für sich in Anspruch nehmen können, kann ein Antrag auf Bewilligung von PKH allerdings abgelehnt werden, wenn das bei uns ergehende Scheidungsurteil im gemeinsamen Heimatstaat nicht anerkannt wird und ein Interesse an einer in ihrer Wirkung auf Deutschland beschränkten Ehescheidung nicht ersichtlich ist, OLG Stuttgart, FamRZ 2004, 1382). Ist trotz aller Anstrengungen der Inhalt ausl. Rechts, das primär anzuwenden wäre, nicht feststellbar, kann dt. Recht für das Scheidungsverfahren herangezogen werden, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37 (38) für Russland, aber »Ähnlichkeitsschlüsse« sind sonst nicht zulässig (Anwendung des Rechts eines Nachbarstaates, etwa Afghanistan-Iran), denn wenn das Heimatrecht die Scheidung nicht zulässt, kann sie nach dt. Recht möglich sein, zum Inhalt des Familiengesetzbuches der Russischen Föderation vgl. im Übrigen DEuFamR 2000, 113 und 178; zur Haftpflichtversicherung des Anwalts bei Tätigkeit »im« ausl. Recht (im allg. und ohne besondere Ausdehnung besteht Versicherungsschutz für die Länder Europas und/oder Russland bzw. die ehemalige Sowjetunion) vgl. Finger, FuR 1998, 19, zur Möglichkeit der Haftungsfreizeichnung vgl. Borgmann, BRAK-Mitt. 2000, 180.

5

Maßgeblich ist also, ob die sonst berufene Rechtsordnung für die Ehe einen bestimmten konstitutionellen Rahmen bereithält, sie anders und höher bewertet als sonstige Lebensgemeinschaften, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 4, während die angestrebte Dauerhaftigkeit der Verbindung (schwer zu überprüfen ist und im übrigen) kaum ein tragfähiges Unterscheidungsmerkmal zu sonstigen Partnerschaften und Zusammenschlüssen liefert. Bei Annäherung oder partieller Gleichstellung in den Wirkungen mag Art. 13 EGBGB entsprechend anwendbar werden. Ob gleichgeschlechtliche Ehen wie in den Niederlanden damit unmittelbar Art. 13 EGBGB unterstehen, ist allerdings nach wie vor umstritten, vgl. dazu Röthel, IPRax 2002, 496 (498 Fn. 23 mit Nachw.), wobei teilweise auch Art. 17b EGBGB herangezogen werden soll, Henrich, FamRZ 2002 137 (138), zu Art. 6 EGBGB gleich im Folgenden. Festgelegt ist jedenfalls aber nur die kollisionsrechtliche Behandlung bestimmter Eingehensvoraussetzungen; über Bestand und Wirksamkeit der Ehe und »als Ehe« selbst ist hingegen keine Aussage getroffen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB 

Rz. 5. Art. 13 Abs. 1 EGBGB bleibt insoweit neutral. Folglich können selbst nicht-eheliche Lebensgemeinschaften (zu ihrer Anknüpfung insoweit unten Rz. 36–38) und anerkannte, rechtlich besonders ausgestaltete Verbindungen unter gleichgeschlechtlichen Partnern, dazu Art. 17b EGBGB, für ihre jeweiligen sachlichen und persönlichen Eingehensvoraussetzungen nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB (unmittelbar oder analog) zu beurteilen sein, wenn sie nur im ausländischen Sachrecht eine eigene rechtliche Ausprägung erfahren haben, die den gerade genannten Anforderungen genügt, dazu Henrich, FS Beitzke 1979, 507 (510ff.) und MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 6, und sich von schlichten vertraglichen Verabredungen unterscheiden. In weiten Teilen werden allerdings Qualifikationsfragen für sie keine Rolle spielen, da die rechtliche Behandlung außer Streit steht: Über die erbrechtliche Anknüpfung entscheiden Art. 25ff. EGBGB, während Unterhalt nach Art. 18 EGBGB oder den entsprechenden Unterhaltsabkommen zu bewerten ist, für kindschaftsrechtliche Fragen Art. 21 EGBGB i.d.F. des KindRG, dazu auch Henrich, StAZ 1998, 1, die Bestimmungen des MSA maßgeblich werden (mit den vorgesehenen Veränderungen durch das KSÜ, das in Deutschland allerdings noch nicht in Kraft getreten ist, zu Einzelheiten Roth/Döring, FuR 1999, 195),  und für allg. schuldvertragliche oder gesellschaftsrechtliche Absprachen unter den Partnern das übliche Vertrags- oder Gesellschaftsstatut gilt, zu Einzelheiten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 6 mit Nachw.; anders Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 3, der grundsätzlich schuldrechtlich qualifizieren und anknüpfen will, Art. 27 EGBGB, denn die Anwendbarkeit familienrechtlicher Regeln (Art. 14–17 EGBGB) auf andere, nicht familienrechtliche Verbindungen würde wegen des (notwendigen) Normenmangels erhebliche Anpassungsprobleme nach sich ziehen, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 3 a.E., und verfassungsrechtl. Zweifel auslösen, LebenspartnerschaftsG, dazu BVerfG, FamRZ 2002, 1169. Wird Art. 13 Abs. 1 EGBGB für gleichgeschlechtliche Ehen unmittelbar Grundlage, zur Qualifikation der dt. Lebenspartnerschaft in Belgien als Ehe vgl. Sieberichs, IPrax 2008, 277, ist die Rechtsanwendung aus anderer Sicht »strenger« als bei Art. 17b EGBGB, dazu Röthel, IPRax 2002, 496 (498); ist ein dt. Partner beteiligt, kommen wir nämlich zur Unwirksamkeit, während Art. 17b EGBGB das Recht des registerführenden Staates heranzieht. Behandelt das maßgebliche Heimatrecht die Verbindung als »Eheschließung«, können wir nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB vorgehen, wenn nicht von vornherein auch auf der kollisionsrechtl. Ebene unterschiedliche Geschlechtszugehörigkeit auch aus unserer Sicht Voraussetzung ist, so immerhin Erman/Hohloch, Art. 13 EGBGB Rz. 13, vgl. im Übrigen die Nachweise bei Röthel, IPRax 2002, 496 (498 Fn. 23). Ordre-public-widrig ist jedenfalls die eherechtl. Behandlung von Rechtsfolgen (und der Eingehensvoraussetzungen) nicht, da

-  der Inlandsbezug gering ist und

-  Art. 17b EGBGB gleich oder ähnlich entscheiden würde, dazu Röthel, IPRax 2002, 496 (499).

- Stellen ausl. Recht für die Ehe gleichgeschlechtlicher Partner eigene Auflösungsformen bereit, etwa als "Scheidung", sollten auch wir so vorgehen, um die Anerkennung dort sicherzustellen. Dabei gelten die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 nicht.

-  Andererseits kann Art. 17b Abs. 4 EGBGB (Kappungsgrenze) auf die ordre public-Beurteilung gleichgeschlechtlicher Ehe nicht unmittelbar übertragen werden, Röthel, IPRax 2002, 498 (499); sie ist enger formuliert als die allg. Vorbehaltsklausel aus Art. 6 EGBGB und gibt daher nur »grobe Richtlinien« vor, dazu Röthel, IPRax 2002, 496 (499).

6

Art. 13 Abs. 1 EGBGB beschäftigt sich mit den sachlichen/persönlichen Gültigkeitsvoraussetzungen der Eheschließung, aber auch mit den Folgen einer Verletzung der danach maßgeblichen Regeln. Grundsätzlich gilt bei Verstößen der Grundsatz des »ärgeren Rechts«, zu Einzelheiten vgl. unten Rz. 85. Kann nach ausl. Recht Befreiung von einem bestehenden Ehehindernis erteilt werden, folgen wir diesen Anweisungen zumindest zunächst, wobei – wenn die Anforderungen für uns wiederum inakzeptabel sind – Art. 6 EGBGB eingreifen kann, zu Einzelheiten Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 12 mit Nachw., zu weiteren Einzelheiten Rz. 86a; zur Aufhebung der Lebenspartnerschaft vgl. Art. 17b EGBGB Rz. 38, zum Feststellungsverfahren dort Rz. 39 (insbesondere für Scheinpartnerschaften, dazu im materiellen Recht § 1 Abs. 4 Nr. 4 LebenspartnerschaftsG) und § 269 Abs.  1 Nr. 2 FamFG.
6a

Kenntnis der Bestimmungen des inl. intern. Privatrecht wird für einen Anwalt bei seiner Beratungstätigkeit vorausgesetzt; aber auch sämtliche internationalen Abkommen muss er kennen, die den jeweiligen Fall betreffen können, für den er beratend tätig wird, denn die maßgeblichen Regeln stellen innerstaatliches Recht dar, dazu OLG Koblenz, NJW 1989, 2699; EuGH, JZ 1997, 839 mit Bespr. Jungk, BRAK-Mitt. 1998, 14; zur Versicherungspflicht und zur Versicherbarkeit entsprechender Leistungen vgl. im übrigen Finger, FuR 1998, 19. Erkennt der Anwalt die Unwirksamkeit der Ehe nicht und rät seinem Mandanten, dem Ehemann, zu Unterhaltszahlungen an seine Frau, macht er sich haftpflichtig, BGH, FamRZ 2003, 638; sehr viel einschränkender allerdings - wegen der Wirksamkeit der Ehe "für" Griechenland, Mäsch, IPrax 2004, 421  (entschieden für Griechenland und die Trauung durch einen orthodoxen Geistlichen). Andererseits hat das Gericht das für seine Entscheidung maßgebliche ausl. Recht von Amts wegen zu ermitteln, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37 und Rz.  4a. Gibt das Berufungsurteil keinen Aufschluss, ob der Richter seiner Pflicht nachgekommen ist, den Inhalt dieses Rechts festzustellen, § 293 ZPO, ist in der Revisionsinstanz davon auszugehen, dass die notwendigen Nachforschungen ermessens- und damit verfahrensfehlerhaft unterblieben sind, BGH, ProzRB 2002, 14; zur revisionsgerichtlichen Kontrolle der Anwendung ausl. Rechts im übrigen Pfeiffer, NJW 2002, 3306.
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b)  Für die Form einer im Inland geschlossenen Ehe gilt nunmehr allein Art. 13 Abs. 3 EGBGB; § 15a EheG a.F. ist in diese Bestimmung durch das IPRG seinem wesentlichen Inhalt nach übernommen. Eine lediglich nach islamischem Ritus bei uns geschlossene Verbindung zwischen einer Ausländerin und einem deutschen Staatsangehörigen begründet daher keinen Schutz aus Art. 6 Abs. 1 GG (ausländerrechtliche Befugnisse – Abschiebung), OVG Lüneburg, NJW 2005, 1739. Für die Eheschließung im Ausland wird Art. 11 Abs. 1 EGBGB bestimmend, Art. 3 Rz. 7; zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 99f., vgl. im Übrigen zu Dänemarkehen Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 70ff. mit einem Überblick über die rechtlichen Veränderungen dort.
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c)  Vorfragen sind wie sonst selbständig anzuknüpfen, um zu vermeiden, dass ein einheitlicher, rechtlicher Sachverhalt unterschiedlich eingeschätzt und gewürdigt wird, je nachdem ob er zur Haupt- oder zur Vorfrage wird oder ob er gar Vorfrage für andere Folgen und Zusammenhänge ist, dazu (als Beispiel) Art. 15 EGBGB Rz. 4 und 8 mit Nachw. und Allg. Teil/Finger, Rz. 77ff. Auf den Bestand des Verlöbnisses ist Art. 13 Abs. 1 EGBGB nach allg. Meinung entsprechend anzuwenden, BGHZ 28, 375 und die Nachw. bei Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 30; weitere Einzelheiten bei Rz. 39f. Der rechtliche Bestand einer in Deutschland geschlossenen Ehe kann auch selbst als Vorfrage zu beurteilen sein, etwa bei Art. 13 Abs. 3 Satz 1 EGBGB, dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 23; zu Vorschlägen, bei Statusänderungen nach der Eheschließung – grundsätzlich ist das Eheschließungsstatut unwandelbar, so dass es auf die Situation bei jedem Verlobten bei der Eheschließung selbst ankommt, Rz. 16f. – zu »Heilungsmöglichkeiten« über flexible Lösungen durch unselbständige Anknüpfung der Vorfrage zu gelangen, statt den Ehestatus selbst »starr« zu beurteilen, vgl. Böhmer, FS Firsching 1985, 41 und MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 17 sowie unten Rz. 18ff.

3.  Rück- und Weiterverweisung

                                                   9

Rück- und Weiterverweisungen ist (wie sonst) nachzugehen, vgl. Art. 4 Abs. 1 EGBGB und die dort genannten Einschränkungen (»sofern dies nicht dem Sinn der Verweisung widerspricht«); Beispiel: OLG Hamm, StAZ 1991, 371, vgl. im übrigen die ausführliche Zusammenstellung bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 59. Enthält das ausl. Sachrecht eine Rückverweisung auf dt. Recht, sind die maßgeblichen Vorschriften des materiellen Rechts berufen, nicht die des dt. IPR, Art. 4 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, um einen endlosen Kreislauf zu vermeiden bzw. abzubrechen. Manche Rechtsordnungen knüpfen von vornherein an den Eheschließungsort an (und nehmen, liegt er im Ausland, eine entspr. Weiterverweisung vor), zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 62 mit Nachw. Beiden Anordnungen folgen wir. Bei Mehrrechtsstaaten mit unterschiedlichen Teilrechtsordnungen bleibt die Auswahl des maßgeblichen Rechts der interlokalrechtlichen Anknüpfung dort überlassen, und fehlt eine solche (interne) Anordnung, ist die Teilrechtsordnung unmittelbar anzuwenden, mit der der Sachverhalt am engsten verbunden ist, dazu Art. 4 Abs. 3 EGBGB. Deshalb kann eine in Dänemark geschlossene Ehe einer in Deutschland geschiedenen Brasilianerin wirksam sein, auch wenn das dt. Scheidungsurteil in Brasilien nicht durch das dortige Oberste Bundesgericht anerkannt wurde, denn das brasilianische IPR verweist auf dt. Wohnsitzrecht (der Ehefrau, die in Deutschland lebte) zurück, AG Groß-Gerau, IPrax 2003, 355 mit zust. Anm. Jayme, IPrax 2003, 339; vgl. auch Rz. 81 b.

4.  Ordre public

                                                     10

a)  Art. 13 Abs. 2 EGBGB i.d.F. des IPRG wirkt als besondere Ausgestaltung des dt. ordre-public, wobei insbesondere – und nach BVerfGE 31, 58 – die Art. 6 Abs. 1 GG entnommene Eheschließungsfreiheit der Heiratswilligen im Blickpunkt steht. Schon zur früheren Rechtslage war anerkannt, dass das sonst über Art. 13 EGBGB a.F. berufene Sachrecht (etwa) der beabsichtigten Eheschließung eines spanischen Mannes mit einer geschiedenen dt. Frau – das notwendige Ehefähigkeitszeugnis der Heimatbehörden konnte er nicht beschaffen, vgl. § 10 EheG a.F., heute: 1309 BGB – mit Wirkungen für das Inland nicht entgegengehalten werden durfte, Einzelheiten zu Art. 13 Abs. 2 EGBGB vgl. unten Rz. 88 ff.
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b)  Daneben kann auch Art. 6 EGBGB und der dort niedergelegte allg. ordre-public-Vorbehalt wirksam werden, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 53, etwa bei sonstigen Grundrechtsverstößen, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 9 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 2. Allerdings ist Art. 6 EGBGB nicht etwa als »Ausweichklausel« für Art. 13 Abs. 2 EGBGB zu verstehen; soweit die Eheschließungsfreiheit überhaupt betroffen ist, wird allein Art. 13 Abs. 2 EGBGB maßgeblich, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 24; vgl. im übrigen die Behandlung der einzelnen Ehehindernisse und Eheverbote.
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c)  Gesetzesumgehung durch Änderung des Personalstatuts oder der sonst entscheidenden Anknüpfungsmerkmale bleibt selbst bei Absicht folgenlos, also etwa durch Verlegung des Wohnsitzes/des gewöhnlichen Aufenthalts oder (wenigstens vorübergehend) der Staatsangehörigkeit, der unter diesen Voraussetzungen für Ausländer eigenes Recht zur Anwendung bringt wie etwa die Schweiz, dazu Art. 44 schweiz. IPRG, wobei Abs. 2 Brautleute auf die günstigeren heimatstaatlichen Regeln verweist, wenn die Voraussetzungen nach schweiz. Recht nicht erfüllt sind, falls nicht wiederum unser ordre public zu einem anderen Ergebnis zwingt, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23; ausführlich Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 64ff. Dagegen bleibt die Verbindung fehlerhaft, wenn sie aus unserer Sicht sonst so einzuschätzen ist, falls die Parteien im Ausland heiraten, ohne die Anknüpfungsmerkmale zu wechseln. Für die Form gilt ohnehin Art. 11 Abs. 1 EGBGB (Ortsform oder Geschäftsform), und die Ehe ist auch für uns wirksam, wenn sie den an ihrem Vornahmeort gültigen Vorschriften genügt. Zur Form zählen wir dabei die Beibringung von Ehefähigkeitszeugnissen, und das macht Dänemark-Ehen so beliebt, weil Dänemark jedenfalls nicht die Unterlagen verlangt, die wir verlangen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 70ff. und MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23; zu weiteren Einzelheiten – Aufhebbarkeit u. Ä. – unten Rz. 82 und 99f.

B.  Anknüpfungsgrundsätze

1.  Personalstatut der Verlobten
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Art. 13 Abs. 1 EGBGB sind wie schon nach altem Recht die sachlichen/persönlichen Voraussetzungen für die Eheschließung dem Personalstatut (regelmäßig: Heimatrecht) jedes Verlobten zu entnehmen, wobei der Ort der Eheschließung insoweit keine Rolle spielt. Anknüpfungszeitpunkt ist jedenfalls die Heirat, so dass das Statut unwandelbar ausgeprägt ist, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 4; dazu und zu weiteren Einzelheiten sowie zu anerkannten Ausnahmen gleich im folgenden Rz. 18ff. Für jeden Verlobten ist gesondert zu prüfen, ob er in seiner Person alle Wirksamkeitsvoraussetzungen für die beabsichtigte Ehe erfüllt, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 4. Allerdings sind Auswirkungen »aus« der Person des anderen Verlobten möglich, ohne dass dessen Heimatrecht nun unmittelbar auch für diesen »gilt«, dazu. MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 8 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 5, etwa wenn das anzuwendende Sachrecht die Eheschließung lediglich mit einem Partner gestattet, für den einzelne Gültigkeitsvoraussetzungen erfüllt bzw. nicht erfüllt sind, zweistufige Ehehindernisse mit Koppelungseffekten, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 8; Beispiele nach dt. Recht § 5 EheG a.F., dazu AG Paderborn, StAZ 1986, 45, § 7 EheG a.F., Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 5, nicht aber § 8 EheG a.F., a.M. aber Scholl, StAZ 1974, 169. Die Einschränkungen der Eheschließungsfreiheit eines beteiligten dt. Partners sollen dabei hinzunehmen sein, trotz Art. 6 Abs. 1 GG und Art. 13 Abs. 2 EGBGB, selbst wenn sie über das sonst übliche Maß hinausreichen, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 5, um in ihren Wirkungen beschränkte, hinkende Ehen zu vermeiden, dazu auch BT-Drucks. 10/504 S. 52. Art. 6 EGBGB ist bei dieser Sicht ebenfalls nicht betroffen, zum Eheverbot der Religionsverschiedenheit Rz. 76, zu Verwandtschaft und Schwägerschaft Rz. 55.
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Maßgebliches Personalstatut des Verlobten – die sachlichen Voraussetzungen für die Verlobung sind aus Art. 13 Abs. 1 EGBGB in entsprechender Anwendung zu entnehmen, dazu Rz. 39f. – ist in aller Regel sein Heimatrecht. Für Mehrstaater gilt Art. 5 Abs. 1 EGBGB (Stichwort: effektive Staatsangehörigkeit), für Staatenlose und Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit Art. 5 Abs. 2 EGBGB, für Flüchtlinge mit besonderem Rechtsstatus, Asylberechtigte, Verschleppte und Vertriebene vgl. unten 4.1 bis 4.6; weitere Einzelheiten bei Henrich, Int. Familienrecht, S. 4 und 5.

Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB bevorzugt die dt. Staatsangehörigkeit, wenn der dt. Partner auch noch einem anderen Staat angehört, und lässt sie stets effektiv werden, dazu ausführlich Art. 14 EGBGB Rz. 9 und – gerade unter dem Blickwinkel der Änderungen im Staatsangehörigkeitsrecht bei uns – Fuchs, NJW 2000, 489 (491), aber Effektivitätsgesichtspunkte sollten den Ausschlag geben, wenn das andere, berufene ausl. Recht mit denselben Überlegungen zur Anwendung gelangen würde, denn sonst können wir die auftretenden Widersprüche nicht auflösen, zu Einzelheiten Art. 14 EGBGB Rz. 9 mit weiteren Nachw. und Atali, Internationale Zuständigkeit im dt.-türk. Rechtsverkehr, Diss. Regensburg 2001, S. 129/130 sowie Kilic, IPrax 1994, 479.

2.  Verfassungsrechtliche Kontrolle

                                                      15

Verfassungsvorschriften sind durch diese Anknüpfung der Eheschließungsvoraussetzungen an das Personalstatut jedes Verlobten nicht verletzt, allg. Meinung, zum Stand MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 5, weder der Grundsatz der Gleichberechtigung, Art. 3 Abs. 2 GG, noch die Eheschließungsfreiheit, Art. 6 Abs. 1 GG, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 9 und BT-Drucks. 10/504 S. 52. Das berufene ausländische Sachrecht ist dagegen stets auf seine Vereinbarkeit mit den dt. Grundrechten zu überprüfen, etwa Art. 6 Abs. 1 GG, wobei Art. 13 Abs. 2 EGBGB und unmittelbar Art. 6 EGBGB Maßstab werden.

C.  Anknüpfungszeitpunkt

1.  Unwandelbarkeit des Eheschließungsstatuts

                                                        16

Für die Beurteilung nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB ist das Heimatrecht jedes Verlobten (oder sein sonstiges Personalstatut) zur Zeit der Eheschließung maßgeblich, oft bezeichnet als »Antrittsrecht«, so MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 12 mit Hinweis auf RGZ 151, 313 und BGHZ 46, 87 (95); somit ist das Eheschließungsstatut zumindest im Grundsatz unwandelbar, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 4; zur Neufassung durch das IPRG vgl. auch BT-Drucks. 10/504 S. 52, und deshalb bleibt eine erst durch die Heirat erworbene Staatsangehörigkeit (oder ein durch sie ausgelöster Wechsel des Personalstatuts) ohne unmittelbare Auswirkungen, BT-Drucks. 10/504 S. 52 und Henrich, Int. Familienrecht, S. 3. Nach BGHZ 27, 375 gelten diese Folgen auch für die Eheschließung eines zwangsweise ausgebürgerten Deutschen vor Wiedererwerb der dt. Staatsangehörigkeit, sonst mit rechtlicher Rückwirkung nach Art. 116 Abs. 2 Satz 2 GG. Andererseits sind nachträgliche Änderungen mit Rückwirkung im berufenen Kollisions- oder Sachrecht für uns beachtlich, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 12 a.E.; maßgeblich sind dabei die Übergangsvorschriften des ausl. Rechts, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 104 und KG, IPRspr 1932, 82.
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Ist die Ehe fehlerlos geschlossen, wird sie jedenfalls durch einen nachträglichen Wechsel im Personalstatut eines Gatten nicht fehlerhaft, selbst wenn sie jetzt nach den neuen Maßstäben fehlerhaft wäre – »einmal wirksam – immer wirksam«, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 13 mit Nachw.

2.  Ausnahmen

                                                   18

a)  Doch sind Ausnahmen anerkannt, so dass eine ursprünglich fehlerhaft geschlossene Ehe in der nachträglichen Bewertung wirksam werden kann, Heilung; zur Heilung von Formmängeln vgl. unten Rz. 107f.; zum Diskussionsstand allg. MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 14; Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 4; Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 497ff.; von Bar, JZ 1987, 817; knapp Henrich, FamRZ 1987, 950 in einer Anm. zu OLG Hamm, FamRZ 1987, 947 und Bayer/Knörzer/Wandt, FamRZ 1983, 770 (773f.); aus der Rspr. nur OLG München, StAZ 1993, 152 mit Anm. Bungert, StAZ 1993, 145; unsicher im Ausgang und zweifelnd im Ergebnis BGHZ 25, 375 (380 und 382). Aus der (irrtümlich) gerichtlich ausgesprochenen Scheidung einer Ehe ohne rechtlichen Bestand lassen sich dagegen keinerlei Rechtsfolgen ableiten, da insoweit weder Tatbestands- noch Rechtskraftwirkungen für die Gatten eintreten und sie daher nicht wie sonst bei einem Scheidungsurteil in der Pflicht stehen, anders aber wohl Schwind, RabelsZ 38 (1974), 523 (528f.); zutreffend Henrich, FamRZ 1987, 950 – die Bezeichnung als Ehe dient lediglich der Individualisierung, und durch die Scheidung wird sie nicht als »Rechtsinstitut« rückwirkend ins Leben gerufen, wenn sie »absolut unwirksam« war (OLG Hamm, FamRZ 1987, 947 betrifft die Eheschließung eines dt. Mannes mit einer noch verheirateten kenianischen Frau, wobei diese Ehe für sie nach kenianischem Heimatrecht »avoid« ist).
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Die Tendenz für die Behandlung von »Heilungsfällen« ist insgesamt jedenfalls eigentümlich widersprüchlich – die grundsätzlich erklärte Bereitschaft, die nachträgliche Heilung einer fehlerhaften Ehe durch Statutenwechsel anzuerkennen, steht  in auffälligem Gegensatz, im Einzelfall entsprechende Rechtswirkungen tatsächlich hinzunehmen, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 13 und 14 unter Hinweis (auch) auf KG, IPrax 1987, 33; vgl. auch Siehr, IPrax 1987, 19; weitere Einzelheiten in BGH, FamRZ 1997, 542 = NJW 1997, 2114 (Rechtsverhältnis zu Italien), wobei sich die Frage aus Sicht des BGH nicht mehr stellt, ob eine einmal nichtige Ehe »ausnahmsweise« durch Statutenwechsel geheilt und zu einer wirksamen Ehe werden kann, dazu auch Siehr, FS Ehrenzweig 1976, 129 (134) sowie die Anm. von Hohloch zu der Entscheidung des BGH, NJW 1997, 2114 in JuS 1997, 850; SozG Hamburg, IPrax 2007, 47 und Siehr, IPrax 2007, 30, insbes. mit verfassungsrechtl. Überlegungen (ordre public, Art. 6 Abs. 1 GG), wobei sich Siehr, IPrax 2007, 30 (34) auf eine von ihm formulierte, ungeschriebene Sachnorm des IPR bezieht, die folgenden Wortlaut haben könnte: 
1. Ist eine Ehe nach dem Eheschließungsstatut zur Zeit der Eheschließung nicht zustande gekommen oder nur ungültig geschlossen worden, so wird sie von Anfang an als gültig angesehen, wenn

a) die Eheleute ihren engen Kontakt (gewöhnlichen Aufenthalt) zu dem Staat verloren haben, der das Eheschließungsstatut stellte,

b) die Eheleute einen engeren Kontakt (gewöhnlicher Aufenthalt oder Staatsangehörigkeit) zu einem anderen Staat begründet haben,

c) die Eheleute in diesem Staat als Eheleute zusammengelebt haben und

d) das Recht dieses Staates die Ehe für gültig hält.

2. Die einmal nach Absatz 1 geheilte Ehe wird nicht dadurch wieder ungültig, dass die Eheleute in einen Staat ziehen, nach dessen Recht die Ehe nicht existiert oder ungültig ist.

3. Eine Heilung wirkt für solche Rechtsfragen nicht zurück, bei denen es gesetzlich darauf ankommt, dass die Ehe bereits in einem früheren Zeitpunkt wirksam gewesen sein muss, verstanden auch als Vorschlag für eine entsprechende Regelung im (künftigen) als Sachnorm für formungültige und nichtige Ehe in einer (künftigen) europ. Regelung des internat. Familienrechts, so ausdrücklich IPrax 2007, 30 (34).
Als Untergruppen lassen sich unterscheiden:
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b)  Bei der Heirat steht der Wechsel des Personalstatuts eines Verlobten unmittelbar bevor, etwa bei Auswanderern oder anderen Personen, die sämtliche Brücken hinter sich abgebrochen haben, dazu (etwa) Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 38 für besondere Ausnahmesituationen (anders für den Regelfall) und ders., FS Fragistas 1968, 1, und sich auf der Reise in ihr neues Heimatland befinden oder dort bereits Aufenthalt genommen haben. Vorsichtige Erweiterungen erscheinen allerdings zulässig, entgegen den sehr engen Vorstellungen von MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 16 im Anschluss an Siehr, FS Ehrenzweig 1976, 129 (141f.); bis auf ganz seltene Ausnahmen abl. Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 41.

21

c)  Im Übrigen sollte der nachträgliche Statutenwechsel nur bei Vorliegen zusätzlicher Voraussetzungen Heilungswirkungen auslösen; dagegen bleibt der Hinweis auf den (notwendigen) Bestandschutz der Ehe (favor matrimonii) eher undifferenziert und vage, zutr. MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 17, und ist deshalb kaum geeignet, nachvollziehbare Abgrenzungsmerkmale zu liefern, vgl. Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 41 – nach seiner Auffassung müsste folgerichtig auch die nachträgliche Vernichtung einer ursprünglich wirksamen Ehe möglich sein, dagegen mit guten Gründen Staudinger/Gamillscheg (10./11. Aufl.), Art. 13 EGBGB Rz. 109, der auf den durchgängig höheren Erhaltungsaufwand hinweist, den Rechtsvorschriften nun einmal betreiben.
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Wenig hilfreich ist schließlich der Versuch, Lösungen nicht bei der – notwendig starren – Bewertung eines Rechtsinstituts und seiner Folgen selbst zu suchen, sondern bei der (angeblich) flexibleren Anknüpfung von Vorfragen für die jeweiligen Ehewirkungen, die dann eben unselbständig erfolgt, so aber Böhmer, FS Firsching 1975, 41. Letztlich bleiben die dabei maßgeblichen Überlegungen unausgesprochen, und formale Erwägungen allein können kaum entscheidende Auswirkungen in der Sache haben, krit. daher auch MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 17. Wichtig ist allerdings die Einteilung in (eher) stabile und in (eher) unstabile Verbindungen. Bestandsinteressen können von vornherein nur tatsächlich gelebte und von beiden Ehegatten getragene Ehegemeinschaften für sich in Anspruch nehmen, so auch Siehr, FS Ehrenzweig 1978, 129 (150f.) und ders., IPrax 1987, 19 (21). Zudem muss ein vollständiger Bruch mit dem bisherigen Personalstatut vorliegen, bei einer Anknüpfung über die Staatsangehörigkeit also ihr Verlust (und Wechsel), MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 18, und bei einer Anknüpfung über den Aufenthaltsort seine Verlegung in der sonst üblichen Art, Einzelheiten unten Art. 14 EGBGB Rz. 15 mit Nachw.
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War bei der Eheschließung lediglich das Personalstatut eines Verlobten verletzt, muss sich die Heilung gerade in seiner Person vollziehen, wobei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 18 zusätzlich die Verlegung des gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts beider Gatten in der Ehe in das Gebiet des neuen Personalstatuts verlangt, und waren die Eingehensregeln beider Personalstatute nicht eingehalten, müssen die Eheleute in der Folgezeit ihre Verbindungen nach Hause abbrechen und ein gemeinsames, neues Personalstatut begründen, das ihre Ehe anerkennt, und in seinem Gebiet ihren gewöhnlichen Aufenthalt nehmen, wiederum MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 18. Fehlt die ausl. Registrierung und sind die Eheleute nach Heimatrecht zu jung (Ehemündigkeit), bestätigen sie aber nachträglich ihre Verbindung, wird sie als Ehe wirksam, langjähriges Zusammenleben und gemeinsame Kinder (Vietnam), AG Hannover, FamRZ 2002, 1116; vgl. auch Coester, StAZ 1988, 123 (128).
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Stets sind die Regeln des dt. ordre-public zu beachten (Beispiele in diesem Zusammenhang bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 19: Ehen unter engen Blutsverwandten; Kinderehen). Kann nur die Ehe selbst einer Partei den Schutz bieten, der aus unserer Sicht notwendig erscheint, halten wir die Verbindung (zumindest insoweit) als Ehe aufrecht – wir differenzieren also danach, ob die Ehe hier geschlossen oder geschieden werden soll, dazu AG Tübingen, ZfJ 1992, 48 mit Anm. Coester, ZfJ 1992, 241 und kritisch Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 203.
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d)  Bei der Wiederheirat nach Auslandsscheidung sollte nochmals unterschieden werden:

aa)  Tritt Statutenwechsel nach der Scheidung (und einem Wechsel vom inländischen zu einem ausländischen Personalstatut) der ersten Ehe, aber vor Wiederheirat ein, sind die Eingehensvoraussetzungen für die weitere Eheschließung dem neuen Personalstatut eines jeden Partners zu entnehmen, ohne dass die Anerkennung der Ehescheidung in Deutschland (oder im früheren Heimatland) von Bedeutung wäre, Hausmann, Kollisionsrechtliche Schranken von Scheidungsurteilen, S. 287f. Wird dagegen nur ein Gatte Ausländer (oder erwirbt er ein neues Personalstatut), während der andere Deutscher bleibt, und heiratet er nach dem »neuen« Statut, das die Scheidung für wirksam hält, soll nach überw. Ansicht für die Beurteilung bei uns und nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB die inländische Anerkennung der Scheidung maßgebliche Voraussetzung sein, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 22 mit Nachw. und einer allg. Übersicht, etwa RGZ 165, 398 und BSG, FamRZ 1977, 636 (beide Ehen können aber beschränkte Rechtsfolgen nach sich ziehen, dazu unten Rz. 107f.); KG, JW 1925, 2146; LG Berlin, StAZ 1936, 300 – die erste Ehe ist durch die zweite Heirat aufgelöst, selbst wenn die ausländische Scheidung im Inland nicht anerkannt wird; weitergehend als hier und für eine Heilung vorhandener Mängel schlechthin Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 4; vgl. im übrigen Rz. 28.
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bb)  Vollzieht sich der Statutenwechsel nach der Wiederheirat im Ausland (und der Scheidung der ersten Ehe dort), entscheidet bei beiderseitigem Statutenwechsel das (jeweils) neue Personalstatut über die Gültigkeitsvoraussetzungen der Eheschließung und damit auch über die Anerkennung der vorangegangenen Scheidung; das bei der Heirat noch berufene Inlandsrecht, Art. 13 Abs. 1 EGBGB, tritt demgegenüber zurück und verzichtet auf seine Anwendung, ähnlich Hausmann, Kollisionsrechtliche Schranken von Scheidungsurteilen, S. 288; Siehr, FS Ehrenzweig 1976, 129 (161), allerdings mit weiteren Einschränkungen; zur Heilung auch in dieser Situation Rz. 28.
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Erwirbt einer der Partner im Ausland ein neues Personalstatut, das die zwischenzeitlich erfolgte Scheidung und die Eheschließung anerkennt, während sein früherer Gatte im Inland bleibt, ist die ausländische Ehe für uns bis zur Anerkennung der Scheidung (zunächst) unwirksam (und bei endgültiger Ablehnung bigamisch, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 22 und Siehr, FS Ehrenzweig 1976, 129 [163]).
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cc)  Für die Heilung bei uns unwirksamer, im Ausland aber rechtsgültig abgeschlossener und daher wirksamer (hinkender) Ehen wird vorgeschlagen:

–
die erleichterte Scheidungsanerkennung im Inland auf Antrag des hier lebenden Ehegatten, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 22 oder

–
die nachträgliche inländische Scheidung der ersten Ehe, so dass sich Anerkennungsfragen nicht stellen, dazu Siehr, FS Ehrenzweig 1976, 129 (162f.); so erhält auch der ausländische Partner die Möglichkeit, die zunächst im Inland noch rechtsgültige Verbindung mit sämtlichen Wirkungen aufzulösen, zum Streitstand vgl. Henrich, Int. Familienrecht, S. 8f.

D.  Persönliche/sachliche Voraussetzungen der Eheschließung

1.  Gegenstandsbereich Ehe

                                                    29

a)  Sachlich beschäftigt sich Art. 13 Abs. 1 BGB mit den persönlichen Eingehensvoraussetzungen für die Eheschließung, wobei die Ehe als selbständiger Statustatbestand betroffen ist, zu diesem Punkt und zu den notwendigen Qualifikationsfragen oben Rz. 3. Von unseren Vorstellungen abweichende Strukturen sollten nicht von vornherein und selbstverständlich aus dem (unmittelbaren oder entsprechenden) Anwendungsbereich von Art. 13 Abs. 1 EGBGB ausgenommen werden, Übersicht über den Meinungsstand bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 4 mit Nachw. Deshalb greift Art. 13 Abs. 1 EGBGB (auch) ein, wenn die berufene, fremde Rechtsordnung eine förmliche Eheschließung als Begründungsakt nicht vorsieht, etwa bei den common-law-Ehen in manchen Staaten der USA, dazu die knappen Hinweise bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 693f., und bei den faktischen Ehen nach früherem Sowjetrecht, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 682; zu den Auswirkungen (sie fehlen) von Willensmängeln bei Eingehung der Ehe im Recht einiger sozialistischer Staaten dort Rz. 431; zur Formlosigkeit von »Nottrauungen« bei uns und den dazu ergangenen Verordnungen und Landesgesetzen über die Heilung von Formmängeln s. die Zusammenstellung bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 497ff.; zur Heilung von Formmängeln überhaupt unten Rz. 107. Art. 13 Abs. 1 EGBGB ist aber auch betroffen, wenn der formgerechte Abschluss zum Wesensbestandteil der Ehe erklärt ist und/oder staatlicher Trauungs- oder Registrierungszwang besteht, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 3; Beispiel: Iran, vgl. OLG Hamm, FamRZ 1994, 1182 und Dörr/Hansen, NJW 1995, 2753 (2755).
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In christlich geprägten und in manchen anderen Rechtskreisen herrscht der Grundsatz der Einehe vor, doch lassen (manche) islamischen und andere Länder Mehr- oder Vielehen zu; unter welchen Voraussetzungen sie abgeschlossen werden, richtet sich dann nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB, vgl. zu weiteren Einzelheiten auch Finger, FuR 2008, 419 mit Nachw. Ob sich aus im Ausland wirksam abgeschlossenen Mehrehen bei uns weitere Rechtswirkungen ergeben und welche Reichweite sie jeweils haben, ist im Einzelnen zu überprüfen und gesondert festzustellen, zweifelnd (ordre-public-Vorbehalt, Art. 6 EGBGB) für ein Herstellungsverlangen der (zweiten) Ehefrau vor dt. Gerichten Elwan, Der Einfluss des Korans auf ausländisches Familienrecht, Brühler Schriften zum Familienrecht Band 9, S. 72, weitere Einzelheiten bei Art. 14 EGBGB Rz. 47; zur Scheidung Art. 17 EGBGB Rz. 75; vgl. aber auch unten Rz. 59; zur Aufteilung von Rentenanwartschaften im Versorgungsausgleich bei im Ausland geschlossenen Mehrehen BSG B 5 RJ 4/00 R, zu den Auswirkungen dieser Entscheidung Rz. 59 und Art. 17 EGBGB Rz. 106. Aufhebbar soll bei engem Inlandsbezug auch eine in Marokko geschlossene Mehrehe sein, die nach dortigem Recht aber wirksam wäre, dazu AG Hanau, FamRZ 2004, 949. Fehlt für eine Mehrehe nach pak. Recht die in Pakistan vorgesehene vorrangige Entscheidung des Schiedsgerichts, kann sie bei uns aufgehoben werden, OLG Zweibrücken, FamRZ 2004, 950; im Verfahren, das die Verwaltungsbehörde dabei anstrengt, sind die Ehegatten notwendige Streitgenossen, OLG Dresden, FamRZ 2004, 952, und zuständig ist das Gericht am Sitz der Behörde, wenn die Ehe kinderlos geblieben ist und die Eheleute zu keiner Zeit einen gemeinsamen Aufenthalt im Inland genommen haben, OLG Dresden, FamRZ 2004, 952.
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Die sachlichen Voraussetzungen für Ehen minderen Rechts (etwa uniones de hecho in einigen Ländern Südamerikas, knapp der Hinweis bei Henrich, Int. Familienrecht, S. 3; Eheschließungen zur linken Hand etc.) richten sich ebenso nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB (nach Henrich, Int. Familienrecht, S. 3 in »analoger Anwendung«) wie für Zeitehen, zulässig etwa im Iran, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 792, vgl. dort auch für sonstige Bedingungen und Befristungen nach dem jeweils berufenen Sachrecht; zur familienrechtlichen Rechtsanwendung im Verhältnis zum Iran sonst vgl. Finger, FuR 1999, 58; 1999, 158 und 1999, 215; und unten 5.4 mit Anm. Finger; knapp Weber, NJW 1999, 3160 (3163); zu Zeitehen nach iran. Recht – Verstoß gegen den inl. ordre public, Art. 6 EGBGB – vgl. unten 5.4 Rz. 35 mit Nachw.
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Sind nichteheliche Verbindungen oder gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften nach dem anwendbaren Heimatrecht besonders geregelt und mit eigenen Rechtswirkungen ausgestattet, die über den schlichten vertraglichen Rahmen hinausreichen, kann für die Eingehensvoraussetzungen und für (manche) Folgen die Anwendung von Art. 13 Abs. 1 EGBGB in Betracht kommen, dazu Henrich, Int. Familienrecht, S. 3 und 20f.; weitere Einzelheiten gleich bei Rz. 36f. (nicht-eheliche Lebensgemeinschaft) und für gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften nach den Regeln des dt. LebenspartnerschaftsG Art. 17b EGBGB, für die Eingehung dort Rz. 19.
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b)  Weiterhin umstritten ist bei die (rechtl.) Behandlung von Scheinehen im sachlichen Recht, aber und gerade auf der Kollisionsebene, auch wenn sich inzwischen manches geklärt hat, zur Entwicklung Rz. 33 b. Zwar genießt die Verbindung keinen verfassungsrechtl. Schutz aus Art. 6 Abs. 1 GG, dazu BVerfG, ZfJ 2004, 35 (36), vgl. im Übrigen ausf. AnwKomm/Finger, § 1314 BGB Rz. 26 f., denn die Parteien haben eine entspr. Bindung wie sie durch die Ehe entstehen könnte, gerade nicht herstellen wollen, zur Entwicklung in Österreich und in der Schweiz Diekmann, Familienrechtliche Probleme sog. Scheinehen im dt. Recht unter Einbeziehung des österr. und schweiz. Zivilrechts, auch Conring, Rechtl. Behandlung von "Scheinehen" nach der Reform des dt. Eheschließungsrechts, Diss. Bonn 2002. Gleichwohl kann bei Auslandsbezug zunächst Art. 13 EGBGB maßgeblich werden. § 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB richtet aus unserer Sicht jedenfalls nicht (zusätzlich) ein eigenes Ehehindernis auf, vgl. auch § 1310 BGB, das über Art. 6 EGBGB zu beachten wäre, so dass wir ausl. Regeln nicht folgen können, die diese Beschränkung gerade nicht kennen, vgl. dazu, etwas anders, AG Heilbronn, FamRZ 2000, 1364 (für die Bewertung als "Scheinehe" wäre bei Verfahrensführung in Deutschland danach stets dt. Recht entscheidend; ähnlich MünchKomm/Müller-Gindullis § 1310 BGB Rz. 15, ausdrückl. unter Bezug auf Art. 6 EGBGB). Das bedeutet: 

–
Kann (und/oder muss?) der Standesbeamte die von ihm verlangte Eheschließung verweigern, wenn er aus dem Verhalten der Heiratswilligen den Eindruck gewinnt, sie wollten die eheliche Lebensgemeinschaft zu anderen Zwecken zwar begründen, aber tatsächlich nicht führen? Was ist dann zu tun? § 45 PStG; zur registrierten Lebenspartnerschaft und »Scheinverbindungen« dabei vgl. Art. 17b EGBGB Rz. 23.

–
Gelten Ausnahmen wenigstens für »evidente Missbrauchsfälle«? dazu OLG Frankfurt, NJW-RR 1995, 771, wobei bisher Einverständnis bestand, dass die Beweislast für das geplante 
    Zusammenleben als Eheleute jedenfalls nicht auf die Verlobten überwälzt werden darf, vgl. auch Jayme, IPrax 1982, 29; vgl. auch OLG Frankfurt, 20 W 39/04.

–
Wie haben sich dt. Ausländerbehörden zu verhalten und welche Befugnisse stehen ihnen zu? Denn klar ist, dass aus der Ehe und ihrer Eingehung allein ausländerrechtliche Wirkungen und andere Rechtsfolgen nicht gleichsam selbstverständlich abzuleiten sind, sondern Ausländerbehörden grundsätzlich die Verhältnisse überprüfen und nach ihrem Ergebnis entscheiden dürfen. Wo liegen aber die Grenzen solcher Ermittlungstätigkeiten? Die Eheschließung mit dem Ziel, in Deutschland eine Aufenthaltserlaubnis – diese Absicht steht eindeutig im Vordergrund – zu erlangen oder die drohende Abschiebung zu verhindern, erscheint im Ausgang nicht unbedingt anrüchiger als andere Heiraten, etwa um Renten- oder Pensionsansprüche zu erhalten bzw. zu übertragen, Erbschaftssteuer zu sparen oder »Familiensysteme« fortzuführen. Letztlich sollten die anstehenden Fragen dort beantwortet werden, wo sie sich stellen – im Ausländerrecht, im Renten- oder im Steuerrecht, ähnlich Henrich, Int. Familienrecht S. 15/16 und AG Altena, IPrax 1981, 182 (Unterhaltsversagung bei »Scheinehe«); zum verwaltungsrechtlichen Stand – kein »Aufenthaltsrecht« bei der Begründung einer Scheinehe – BVerwG, NJW 1982, 1956; eher fragwürdig OVG Münster, NJW 2007, 314 - die Wirksamkeit einer Eheschließung in Dänemark hängt nicht davon ab, ob sich beide Partner oder einer von ihnen zur Zeit der Trauung dort rechtmäßig aufgehalten hat, denn ausländerrechtliche Fragen sind auch in Dänemark für die zivilrechtliche Gültigkeit der Ehe ohne Bedeutung, zutreffend Mörsdorf-Schulte, NJW 2007, 1331; im Übrigen VG Mannheim, 11 S 1640/06: eine Aufenthaltserlaubnis etwa in der Form des Familiennachzugs kann sich nicht aus einer in Deutschland unzulässigen Doppelehe ergeben, VGH Baden-Württemberg, FamRZ 2008, 787, vgl. dazu Finger, FuR 2008, 419. Damit ist aber die Frage, ob eine »Scheinehe« vorliegt, (schon) nach dt. Recht beantwortet, AG Heilbronn, FamRZ 2000, 1364, selbst wenn das ausl. Heimatrecht des ausl. Verlobten ein solches Ehehindernis nicht kennt, teilweise anders die Nachweise in Rz. 33a und MünchKomm/Müller-Gindullis, § 1310 BGB Rz. 15 (teilweise aber eben zirkelschlüssig). Für die eingetragene  Lebenspartnerschaft führt der Abschluss nur zum Schein nicht etwa zum sonst üblichen Aufhebungsverfahren, sondern stellt einen eigenen Unwirksamkeitsgrund dar, für den – wenn Rechtsschutzbedürfnis vorhanden ist – ein gerichtl. Feststellungsverfahren geführt werden kann (allerdings ohne Zuständigkeit der sonst für die Eheaufhebung vorgesehenen Verwaltungsbehörde), zu Einzelheiten Schwab, FamRZ 2001, 385 (389/390) und Art. 17b EGBGB Rz. 23 mit Nachw. (Scheinpartnerschaft). Ab 1.1.2005 wird der bisherige Mangel allerdings ausgebessert, zur Rechtslage in der Schweiz vgl. Rücker/Summermatter, FAMPRA.ch 2004, 449 und Gremper, FAMPRA.ch 2004, 475; zur Richtlinie Nr. 2004/38 der EU über den Nachzug von Familienangehörigen (aus schweizer Sicht) Kaddous, FAMPRA.ch 2004, 598, zu dieser Richtlinie 4.8.  Schließlich kann § 1310 Abs. 3 BGB zur Anwendung kommen, setzt aber Eintragung der Ehe durch einen (dt.) Standesbeamten in das Heirats- oder Familienbuch voraus, etwa nach Eheschließung vor einem dt. Konsul im Ausland, zu den weiteren Anforderungen vgl. Nr. 2 und 3, vgl. zu Einzelheiten auch Krömer, StAZ 2003, 21. Dt. Recht kann auch über Rückverweisung des zunächst maßgeblichen ausl. Rechts berufen sein, dazu AG Heilbronn, StAZ 2000, 177 und Hepting, FamRZ 1998, 713 (721 mit Nachw.); Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 22 a. E., vgl. im Übrigen gleich Rz. 33 b. Hat ein Partner für die Eingehung der Ehe ein Entgelt bekommen, kann in Deutschland für Aufhebung oder Scheidung keine Verfahrenskostenhilfe bewilligt werden, BGH, FamRZ 2005, 1477, anders OLG Frankfurt, FamRZ 2006, 1128.  
−
Für die Annahme einer Scheinehe müssen ernsthafte Anhaltspunkte vorliegen, OLG Naumburg, StAZ 2006, 14; zu den Pflichten zur Nachforschung des Standesbeamten AG Itzehoe, StAZ 2006, 15. Eheschließung unter freiem Himmel soll "unzulässig" sein, soweit inl. Recht betroffen ist, AG Cottbus, StAZ 2006, 17.
−
Im Übrigen kann eine Scheinehe auch mit dem Ziel geschlossen werden, dem Ehemann und Vater ein Kind zuzuordnen, das dann wiederum einen Aufenthaltstitel erwirbt, zu diesen Punkten Frank, StAZ 2006, 281 (284) und die Pläne zu eigenen Anfechtungsmöglichkeiten bei einem falschen Vaterschaftsanerkenntnis, die insoweit aber ohne Auswirkungen blieben, nun BGBl. 2008 I 313 (Anfechtung der Vaterschaft durch die Ausländerbehörde).
−
Eine Ehe, die nur nach islamischem Recht in Deutschland zwischen einem dt. Staatsangehörigen und einer Syrerin geschlossen ist, führt zu keinem Aufenthaltstitel des Ausländers, OVG Lüneburg, StAZ 2006, 111; eine Ehe nach religiösem Ritus, die im Abschlussstaat nicht anerkannt wird, kann deshalb im Asylverfahren auch keine Rolle spielen, BVerwG, StAZ 2006, 18 (für staatenlose Kurden jezidischen Glaubens in Syrien).

−
Der Umstand allein, dass für die Eheschließung bei einer Scheinehe in der Türkei türk. Recht anwendbar war und ein Beteiligter türk. Staatsangehöriger ist, rechtfertigt nicht die Anwendung türk. materiellen Rechts wegen besonders enger Verbindung der Parteien zur Türkei nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB für ein späteres Aufhebungsverfahren in Deutschland; fehlen hinreichende Anknüpfungspunkte für eine Rechtsordnung, ist das am Gerichtsort geltende materielle Recht anzuwenden, OLG Schleswig, IPrax 2006, 611.
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Einigkeit besteht dagegen über die kollisionsrechtliche Einordnung. Maßgeblich ist jedenfalls Art. 13 EGBGB, fraglich daher OLG Schleswig, FamRZ 2007, 470 mit einer Anknüpfung nach Art. 14 EGBGB, Anm. Henrich, FamRZ 2007, 470 und ders. IPrax 2006, 611; ausf. Henrich, FS Rolland 1990, 167 ff.. Für jeden Verlobten werden folglich seine heimatstaatlichen Regeln entscheidend, so dass ein Ausländer nicht nach §§ 1310, 1314 BGB n.F. (G v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833), sondern nach seinem eigenen Recht zu behandeln ist, dazu deutlich Jayme/Kohler, IPrax 1998, 417 (419). Doch können sich aus Art. 6 EGBGB für uns Einschränkungen ergeben, dazu auch MünchKomm/Müller-Gindullis, § 1310 BGB Rz. 15; vgl. auch AG Heilbronn, FamRZ 2000, 1364 – ob eine Scheinehe vorliegt, soll danach nach dt. Recht zu beurteilen sein, selbst wenn die ausl. Bestimmungen eines Verlobten ein solches Ehehindernis nicht kennen, vgl. auch Rz. 33f.; zur rechtl. Behandlung gleichgeschl. Ehen (wie jetzt in den Niederlanden und in Belgien möglich, Veränderungspläne auch für Frankreich, Spanien und einige Bundesstaaten der USA) vgl. oben Rz. 5 und 6. Formfragen allein sind jedenfalls nicht betroffen, für die Art. 11 EGBGB gelten könnte. Für uns kommt § 1314 BGB  bei einer Ehe mit ausl. Beteiligung meist schon deshalb zur Anwendung,  da  (eben regelmäßig) beide Partner entsprechende Vorbehalte haben (werden) und sich, wenn das ausländische Recht milder urteilt, das »ärgere (deutsche) Recht« durchsetzt, zu weiteren Einzelheiten Art. 17 EGBGB Rz. 126 f., insbes. 128, und OLG Stuttgart, 17 UF 195/10. § 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB n.F. greift erst dann nicht ein, wenn allein dem ausländischen Partner Missbrauch nachgewiesen werden kann, dem Deutschen aber nicht, weil er die eheliche Lebensgemeinschaft tatsächlich herstellen will, dazu Hepting, FamRZ 1998, 713 (722). Dann aber gilt § 1314 Abs. 2 Nr. 3 BGB, wiederum Hepting, FamRZ 1998, 713 (722); zu den Ergebnissen einer Umfrage bei Standesämtern (noch zum alten Recht) Finger, StAZ 1984, 89; zum Stand der Dinge vor der Gesetzesänderung vgl. LG Kiel und OLG Schleswig, StAZ 2001, 362 und KG, StAZ 2001, 298; AG Lübeck, StAZ 2001, 363 mit Anm. Sachse; ausf. Eisfeld, AcP 201 (2001), 662; sehr weitgehend OLG Naumburg FamRZ 2002, 955 (Kenntnis nur durch Briefe und telefonische Gespräche; Video oder Internet – deutliche Anhaltspunkte für eine Scheinehe, Verweigerungsbefugnisse des Standesbeamten); vgl. auch BGH, FPR 2003, 33, zu Ehefähigkeitszeugnissen 6.1A, insbesondere auch zu § 166 Abs. 4 DA Standesbeamte. Sind (beide) Parteien Ausländer und kennen ihre Heimatrechte keine entspr. Ehehindernisse, können wir auch
− aus Art. 6 EGBGB Einschränkungen ableiten, dazu MünchKomm/Müller-Gindullis, § 1310 BGB Rz. 15 oder

− die Frage, ob eine Scheinehe vorliegt, stets nach dt. Recht beurteilen, dazu AG Heilbronn, FamRZ 2000, 1364.
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Für die Förmlichkeiten bei der Eingehung der Ehe gilt wie sonst  Art. 11 EGBGB, Geschäfts- oder Ortsform, doch werden sachliche Mängel auch durch eine formwirksame Eheschließung nicht geheilt, zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 99 und 82. Ist die Verbindung unter dem Blickwinkel von Art. 13 EGBGB daher "fehlerhaft", bleibt sie das auch, wenn wir später über sie zu befinden haben.
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Kennt das sonst berufene ausl. Recht »Einspruchsrechte« dritter Personen, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 74f., reicht für uns (wohl) eine verfahrensrechtliche Einordnung aus; entspr. Befugnisse können beim Standesbeamten vorgebracht werden, und hält er die Einwände für beachtlich, leitet er ein Verfahren nach § 45 PStG ein, so auch Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 174; zur (in der Sache selbst angelegten) Zustimmung dritter Personen nach Heimatrecht Rz. 48. Allerdings ist Art. 6 EGBGB zu beachten, etwa für die "Ehevormundschaft" islamischer Rechtsordnungen für (durchaus auch volljährige) Frauen.
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Unklar war bei uns vor den Veränderungen in § 1314 BGB, ob bei einer beabsichtigten »Scheinehe« § 13 Abs. 2 EheG a.F. (danach können die Erklärungen der Verlobten vor dem Standesbeamten bei der Eheschließung nicht unter eine Bedingung gestellt oder unter einer Zeitbestimmung abgegeben werden, und diese Vorschrift wurde manchmal herangezogen, da die Verlobten die baldige Auflösung ihrer Verbindung planten und deshalb von einer Befristung ausgingen, heute § 1311 Satz 2 BGB) betroffen war, dazu OLG Düsseldorf, FamRZ 1996, 1145, ob sich allg. Missbrauchsüberlegungen durchsetzen oder ob Art. 13 EGBGB (in Auslandsfällen) unmittelbar eingreifen konnte, weil (und wenn) ein Ehehindernis bestand, dazu ebenfalls OLG Düsseldorf, FamRZ 1996, 1145. Nach § 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB kann eine Ehe seit den Veränderungen 1998 allerdings (auch) aufgehoben werden, und das hat sich geändert, wenn beide Ehegatten sich bei der Eheschließung darüber einig waren, dass sie keine Verpflichtung gemäß § 1353 Abs. 1 BGB begründen wollen, und in dieser Situation muss der Standesbeamte seine Mitwirkung bei der Eheschließung ablehnen, 
wenn offenkundig ist, dass die Ehe aufhebbar wäre, § 1310 Abs. 1 Satz 2 Hs. 2 BGB, zu Einzelheiten Hepting, FamRZ 1998, 713 (720) und Finger, FuR 1998, 289. Damit ist für uns Art. 13 EGBGB angesprochen. Übereifer des  Standesbeamten ist weiterhin unzulässig, dazu Hepting, FamRZ 1998, 713 (722); bei seinen Nachfragen kann er sich aber, wie ihm das ausdrücklich empfohlen wird (Hepting, FamRZ 1998, 713 [722]), an der bisher schon manchmal üblichen eigenen Praxis und vor allem an der Entschließung des Rates der EU vom 4. 12. 1997 (in der Fassung vom 18. 11. 1997) orientieren, zu  Einzelheiten dieser Entschließung Finger, FuR 1998, 289; vgl. auch Gaaz, StAZ 1998, 241 und Jayme/Kohler, IPrax 1998, 417 (418f.), vgl. auch Rz. 33 g; ausführlich Henrich, FS Rolland 1998, 167ff.; zur Situation in Frankreich Deister, Scheinehen in Frankreich und Deutschland, Diss. Mainz 2001, um zu verlässlichen Einschätzungen zu gelangen. Voraussetzung seiner Ablehnung ist aber stets, dass die Zusammenhänge (und Mängel) offenkundig sind, und dabei fließen zwei Linien ineinander:

–
Zum einen müssen die Absichten der Parteien letztlich bestimmend und prägend sein und nicht nur am Rande eine Rolle spielen,

–
und vor allem müssen sie (schon) bei einfachem Nachforschen ohne große Mühe zutage treten, ohne dass weitere, tiefere Untersuchungen notwendig werden, Verhältnismäßigkeitsgrundsätze, zu Einzelheiten Hepting, FamRZ 1998, 713 (721); vgl. auch AG Heilbronn, FamRZ 2000, 1364; sehr nachdrücklich für eine »kollisionsrechtl. Anwendung« des Eheschließungshindernisses der Scheinehe, Art. 6 EGBGB, MünchKomm/Müller-Gindullis, § 1310 BGB Rz. 15, wobei die Bestimmung als »Annex der Eheschließungsform« angesehen werden soll, die zudem »einen verfahrensrechtlichen Einschlag« hat, dazu MünchKomm/Müller-Gindullis, § 1310 BGB Rz. 15, anders die Nachw. dort in Fn. 10, selbst dann, wenn dem sonst berufenen ausl. Recht ein entsprechendes Eheschließungshindernis nicht bekannt ist.

–
Der bloße Verdacht einer im Ausland noch bestehenden »Erstehe« nach weiterer Eheschließung in Deutschland reicht nicht aus, um eine zwischenzeitlich erfolgte Einbürgerung »zurückzunehmen«, Hess. VGH, 12 UE 2451/01.
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Stellt der Standesbeamte ein Ehehindernis nicht fest, teilt er den Verlobten mit, dass er die Eheschließung vornehmen kann, § 6 Abs. 1 PStG; sind seit der Mitteilung an die Verlobten mehr als sechs Monate vergangen, ohne dass die Ehe geschlossen worden ist, bedarf die Eheschließung erneut der Anmeldung (§ 4 PStG) und der Prüfung ihrer Voraussetzungen (§ 5 PStG), § 6 Abs. 1 Satz 2 PStG. Bleiben für den Standesbeamten Zweifel, kann er von sich aus die Entscheidung des Amtsgerichts darüber herbeiführen, ob er die ihm angetragene Amtshandlung auszuüben hat, § 45 Abs. 2 Satz 1 PStG; lehnt er die Vornahme ab, kann er auf Antrag der Beteiligten oder der Aufsichtsbehörde durch das AG dazu angehalten werden, § 45 Abs. 1 PStG. Streitigkeiten dieser Art werden in Zukunft sicherlich häufiger werden.
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§ 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB erfasst seinem Wortlaut nach jedenfalls nicht nur Aufenthaltsehen; einbezogen sind vielmehr auch andere Mängel. Zwar wird – für die Ablehnung einer Ehe als "Scheinehe" – entscheidend, ob »beide Ehegatten sich bei der Eheschließung darüber einig waren, dass sie keine Verpflichtung gemäß § 1353 Abs. 1 (BGB) begründen wollen«. Insoweit besteht Einverständnis; doch werden bei uns weitere Einschränkungen angebracht, die im Ergebnis dann zu Unterschieden bei der Bewertung führen, dazu Hepting, FamRZ 1998, 713 (722) – teleologische Reduktion der Bestimmung im wesentlichen auf (Ausländerehen ohne wirklichen Bindungswillen der Beteiligten) –,wobei andererseits aber auch über Erweiterungen – Stichwort: Namensschacher – nachgedacht wird, wiederum Hepting, FamRZ 1998, 713 (722); zur Scheinehe in ihrer historischen Entwicklung vgl. auch Simitis in Simon (Hrsg.), S. 390 (394), insbesondere mit Hinweisen auf die Rechtspraxis in der NS-Zeit; zu weiteren Einzelheiten zum jetzt geltenden Recht Bosch, NJW 1998, 2004 (2005).

33g

Bestehen aus Sicht des Standesbeamten konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die zu schließende Ehe nach § 1314 Abs. 2 BGB aufhebbar wäre, kann er die Verlobten in dem hierzu erforderlichen Umfang einzeln oder gemeinsam befragen und ihnen die Beibringung geeigneter Nachweise aufgeben; notfalls kann er auch eine eidesstattliche Versicherung über Tatsachen verlangen, die für das Vorliegen oder Nichtvorliegen von Aufhebungsgründen von Bedeutung sind, § 5 PStG; anders vor allem zu Fragen der Beweispflichtigkeit (lassen sich die Dinge nicht klären, sollen die Verlobten die »Beweislast« tragen) AG Heilbronn, FamRZ 2000, 1364; vorsichtiger OLG Dresden, NJW-RR 2001, 1; zur Entschließung des Rates der EU vom 4. 12. 1997 vgl. Rz. 33a und Finger, FuR 1998, 289. Allerdings sollten  Kontrollaufgaben der jeweils in der Sache zuständigen Behörden (zumindest zunächst) im Vordergrund stehen, die sich nachträglich einschalten können und müssen, weil der Standesbeamte Pläne und Absichten der Parteien meist gar nicht überprüfen kann; für einen Vorrang entsprechender Aufgaben für ihn aber Conring, S. 203f. Ist ein Entgelt gezahlt, kann keine Verfahrenskostenhilfe bewilligt werden, dazu BGH, FamRZ 2005, 1477, aber das ist anders, wenn die Eheschließung ohne Gegenleistung erfolgt ist, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 2006, 1128.
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§§ 1314 Abs. 2 Nr. 5 i.V.m. 1310 Abs. 1 Satz 2 Hs. 2 BGB geben Ehehindernisse zunächst nur für dt. Heiratswillige ab. Ausländer, die in Deutschland die Ehe schließen wollen, sind dagegen nicht, zumindest nicht unmittelbar, diesen Vorschriften unterworfen. Lässt ihr Heimatrecht (jeweils) die Ehe zu, ohne dass die ernsthafte Absicht zur Aufnahme der Lebensgemeinschaft bestehen muss, ist aus unserer Sicht die Verbindung bei genügendem Inlandsbezug aufhebbar, Art. 6 EGBGB, regelungsbedürftige Lücke nach Auslandsrecht, die nach unserer Einschätzung eben ausgefüllt werden muss, dazu Art. 6 EGBGB Rz. 7 und 21 mit Nachw., ausf. MünchKomm/Müller-Gindulis, § 1310 BGB Rz. 15 und Rz. 3a; vgl. ausf. BGH, FPR 2003, 33. Seine Tätigkeit kann der dt. Standesbeamte – bei Offensichtlichkeit, die eheliche Lebensgemeinschaft nicht zu begründen – jedenfalls ablehnen, da insoweit (auch) öffentl.-rechtl. Anteile betroffen sind, die wir in ihren Voraussetzungen und Auswirkungen nach eigenen Vorstellungen selbst beurteilen; vgl. im Übrigen Rz. 33a.

33i

Andererseits kann bei beabsichtigter Eheschließung und übersehbarer, zeitlicher Dauer bis zur Heirat Anspruch auf ausländerrechtl. Duldung bestehen, denn das Grundrecht aus Art. 6 Abs. 1 GG enthält als wesentlichen Bestandteil auch die Möglichkeit und die Freiheit, die Ehe mit einem selbst gewählten Partner einzugehen, so dass jedenfalls der ungehinderte Zugang (zu ihr) garantiert und die Eheschließung nicht gefährdet werden darf, dazu VGH Baden-Württemberg, FamRZ 2002, 1113; zur Eheschließung einer dt. Frau mit einem pak. Staatsangehörigen, der als Asylbewerber bei uns anerkannt ist und deshalb Deutschland nicht verlassen kann, KG, 1 W 173/03. Steht die Minderjährigkeit des/der dt. Verlobten der Eheschließung (noch) entgegen, vgl. dazu § 1303 BGB, ist eine Abschiebung nicht zulässig, vgl. VGH Baden-Württemberg, FamRZ 2002, 1113 (1114), wenn damit zu rechnen ist, dass familiengerichtl. Genehmigung erteilt wird oder Volljährigkeit unmittelbar bevorsteht.






    33j

Scheidungsantrag bleibt rechtshängig, auch wenn er lediglich hilfsweise neben dem Antrag auf Aufhebung der Ehe gestellt war und dieser dann zurückgenommen wurde, AG Saarbrücken, StAZ 2006, 77.
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Auch die Ehe unter Zwang begründet aus unserer Sicht eine wirksame Verbindung der Gatten, vgl. § 1314 Abs. 2 Nr. 4 BGB; gleichwohl verletzt sie grundlegende verfassungsrechtlich geschützte Rechtspositionen, Art. 2 GG, zumindest eines Ehegatten (und damit im Ergebnis auch des anderen), vgl. Büchler, FAMPRA.ch 2007, 725 (740 ff.). Übergänge zu freiwilligen Arrangements sind ohnehin fließend, die meist von den Eltern oder dem weiteren Familienverband vorbereitet werden. Zur Auflösung stehen bereit
− die Ehescheidung und/oder

− die Eheaufhebung, für die Schweiz Büchler/Fink, FAMPRA.ch 2008, 48 (65), wobei Vorschläge fragwürdig sind, darüber hinaus und von vornherein anzunehmen, 

− die Verbindung sei zumindest als Ehe im Inland nicht anerkennungsfähig, wenn die Parteien im Ausland geheiratet haben,
− oder schlechterdings Ungültigkeit festzulegen, denn dann geht gerade dem missbrauchten Gatten der Schutz verloren, den ihn nur die Ehe verschaffen kann, vgl. dazu auch Fn. 24 mit Nachw. und Fn. 42.
− Selbst die Feststellung als "Nichtehe" kommt bei uns in Betracht, wobei wir in Deutschland ein entspr. Verfahren anbieten; über seine Einleitung und seinen Verlauf entscheidet dann aber der verletzte Teil.
34

c)  Steht die Eheschließung mit einem Transsexuellen in Frage, greift für ihre Voraussetzungen Art. 13 Abs. 1 EGBGB ein, dazu ausführlich Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 18ff. nach dem Bescheid des Präs. des OLG Hamm, StAZ 1974, 69 unter Hinweis auf den dt. ordre-public und BVerfG, FamRZ 1979, 25; BGH, StAZ 1979, 166. Maßgeblich ist § 10 TransexuellenG, BGBl. 1980 I 1654, da »von der Rechtskraft der Entscheidung an, dass (eine Person) als dem anderen Geschlecht zugehörig anzusehen ist, (sich) seine vom Geschlecht abhängigen Rechte und Pflichten nach dem neuen Geschlecht richten«, zu weiteren Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 183 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 2. Ausländische Eheverbote treten zurück, Grundsatz der Eheschließungsfreiheit, selbst wenn das sonst maßgebliche Heimatrecht die Geschlechtsumwandlung durch operative Eingriffe nicht zulässt und dt. Gerichte sie, ist sie gleichwohl vorgenommen, nicht anerkennen können, § 10 TranssexuellenG, wie hier Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 197 (mit Hinweisen in Rz. 187 auf die Praxis des EuGHMR); einschränkender MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 38. Beschränkungen der Antragsberechtigung  zur Feststellung der Geschlechtszugehörigkeit nach dem TSG auf Deutsche bzw. Personen deutschen Personalstatuts sind mit Art. 3 Abs. 1 GG nicht vereinbar, wenn ein Ausländer mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland den Antrag stellt und sein Heimatrecht ein entsprechendes Verfahren nicht vorsieht, BayObLG, FamRZ 2004, 1289. Im Verfahren nach § 1309 BGB – bzw. der anschließenden gerichtl. Überprüfung – sind Fragen der Eheschließungsfähigkeit bei einer Geschlechtsumwandlung nicht selbst zu klären, dazu OLG Karlsruhe, 10 VA 10/02. Grundlage kann nur eine eigene Entscheidung nach §§ 8, 10 TranssexuellenG sein. Bei ausreichendem Inlandsbezug setzen sich im Ergebnis jedenfalls unsere Wertvorstellungen durch; versagt das Heimatrecht einer Partei die Eheschließung mit einem in seinem Geschlecht umgewandelten Partner, verwerfen wir diese Regeln nach unserem inl. ordre public, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 183 f. AG Hamburg, StAZ 1984, 42, selbst wenn sonst und im Ausgang Art. 7 Abs. 1 EGBGB Grundlage ist, dazu Palandt/Heldrich, Art. 7 EGBGB Rz. 6 (vgl. auch Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 2); vgl. auch LG Stuttgart, StAZ 1999, 15 und KG, StAZ 2002, 307 (308). Bei uns ist § 8 Abs. 1 Nr. 2 TranssexuellenG nicht mit Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 bzw. Art. 6 Abs. 1 GG vereinbar, soweit einen verheirateten Transsexuellen, der sich geschlechtsändernden Operationen unterzogen hat, die Möglichkeit nur dann eingeräumt wird, die personenstandsrechtliche Anerkennung seiner neuen Geschlechtszugehörigkeit zu erreichen, wenn seine Ehe, die er früher eingegangen war, zuvor geschieden ist, BVerfG, FamRZ 2008, 1593.
34a

Richtet ausl. Heimatrecht eines Verlobten (als Personalstatut) ein Ehehindernis bei (früher praktizierter) Homosexualität auf, ist die Heirat mit einem Partner anderen Geschlechts bei uns gleichwohl möglich, wenn genügender Inlandsbezug nachgewiesen ist, Art. 6 EGBGB, vgl. dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 400 (für den Iran). Erforderlich ist dabei lediglich, dass beide Partner beabsichtigen müssen, bei uns in ehelicher Gemeinschaft leben zu wollen, aber über deren Inhalt bestimmen sie allein, vgl. im übrigen Rz. 55 mit weiteren Nachw.

35

d)  Stellt das berufene ausländische Sachrecht gleichgeschlechtliche Partnerschaften  mit der Ehe – ganz oder in Ausschnitten – gleich, sind die Eingehensvoraussetzungen für jeden der Partner nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen, entsprechende Anwendung, dazu Jayme, IPRax 1990, 197 im Anschluss an Henrich, Int. Familienrecht, S. 2; zu Art. 17b EGBGB  Rz. 19 und 20; zur rechtl. Behandlung gleichgeschl. Ehen (wie jetzt in den Niederlanden und in Belgien möglich) vgl. oben Rz. 5 und 6 und Röthel, IPRax 2002, 496, insbesondere 498 Fn. 23 mit Nachw.

35a

Bei lockeren Verbindungen, denen die für die Ehe typische Institutionalisierung, ihre Verbindlichkeit und rechtliche Verfestigung fehlt, mag dagegen eine schuldrechtliche Behandlung auch auf der Kollisionsebene sachgerecht sein, dazu Röthel, IPrax 2000, 74 (77), so dass gerade die Registrierung zum entscheidenden Merkmal werden kann (aber nicht muss, Nachweise bei Röthel, IPrax 2000, 74 (77), insbes. Fn. 50 bis 53). Wie sonst wird das jeweilige Personalstatut bzw. Heimatrecht der Partner maßgeblich, die sich zu einer Lebenspartnerschaft verbinden wollen. 

2.  Nichteheliche Lebensgemeinschaft

36

Bei nichtehelichen Lebensgemeinschaften kommt Art. 13 Abs. 1 EGBGB zur (entsprechenden) Anwendung, wenn das sonst berufene Recht für sie besondere, über den allg. Rahmen vertraglicher Absprachen hinausreichende Regeln bereithält und sie so gegenüber anderen Rechtsverbindungen durch eigene Konturen heraushebt, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 5; Henrich, FS Beitzke 1979, 507 (510f.) und ders., Int. Familienrecht, S. 20f. Dagegen liefert die angestrebte Dauer der Verbindung kein handhabbares Unterscheidungsmerkmal, und auch das Recht des Begründungsortes bildet wegen der vielfältigen Unsicherheiten keinen überzeugenden Bezugspunkt. Verleiht das Personalstatut beider Partner ihrer Gemeinschaft »spezifische Rechtswirkungen«, so MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 6, die familienrechtsgleich oder -ähnlich sind, können (auch) Art. 14 bzw. 15 EGBGB analog anwendbar werden, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 6; Müller-Freienfels, FS Gernhuber 1993, 737; anders Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 3 mit schuldrechtlicher Anknüpfung, Art. 27 EGBGB, dazu schon oben Rz. 5; zum pacs in Frankreich Hauser, DEuFamR 2000, 39; Ferrand, FamRZ 2000, 517 und Borillo, AJP 2001, 299; zur registrierten Lebenspartnerschaft – und der Behandlung der Eingehensvoraussetzungen nach dem Recht des registerführenden Staates – vgl. Art. 17b EGBGB Rz. 23.

37

Räumt das nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB maßgebliche Personalstatut den Parteien die Befugnis ein, für ihr Zusammenleben güterrechtl. Folgen aus der Verbindung durch vertragliche Vereinbarung für sich zu begründen, bleiben ihre Absprachen auch für uns wesentlich. Allerdings stehen die Bestimmungen des dt. Güterrechts bei uns nur Ehegatten zur Verfügung, zu beiden Punkten Henrich, Int. Familienrecht S. 22; zur eingetragenen Lebenspartnerschaft Art. 17a EGBGB Rz. 33ff. Wollen die Partner aber nach Schuldrecht, etwa nach den Regeln der Innengesellschaft, abrechnen oder sonst den vermögensrechtlichen Ausgleich intern vornehmen, sollten wir dem folgen, Henrich, Int. Familienrecht S. 23; zur Innengesellschaft unter Eheleuten BGH, NJW 1995, 3383. Ebenso kann bei Wegfall der Geschäftsgrundlage für Ausgleichs- und Entschädigungsansprüche zu entscheiden sein, Henrich, Int. Familienrecht S. 23; BGH, FamRZ 1993, 289 (291) mit Anm. Winkler von Mohrenfels, IPrax 1995, 379. Schließlich halten wir Ausgleich und Abrechnung unter Eheleuten "außerhalb des Familienrechts" ebenfalls bereit; zur Abwicklung unbenannter Zuwendungen in der Ehe oder zwischen Verlobten – in der jeweiligen Verknüpfung mit dem ehelichen Güterrecht, soweit güterrechtliche Beziehungen eine Rolle spielen – vgl. Art. 15 EGBGB Rz. 52 sowie BGH, FamRZ 1993, 289 (291) und Winkler von Mohrenfels, IPrax 1995, 379 (381).
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Für kindschaftsrechtliche Folgen gelten Art. 21ff. EGBGB, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 6, und für allg. vertragliche Abreden ist eine schuldrechtliche Anknüpfung sachgerecht, Henrich, Int. Familienrecht, S. 22 und gerade Rz. 37. Sprechen sich die Parteien der nichtehelichen Lebensgemeinschaft ausdrücklich (nur) für eine vertragliche Regelung ihrer Rechtsbeziehungen aus, setzt sich ihre Gestaltungsautonomie auch kollisionsrechtlich fort, so dass für sie allein Art. 27ff. EGBGB maßgeblich wird, Henrich, Int. Familienrecht, S. 22 und 23; ebenso für delikts- und bereicherungsrechtliche Ansprüche (Art. 38–40 EGBGB) MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 6 im Anschluss an Henrich, Int. Familienrecht, S. 26; zu Außenwirkungen der nicht-ehelichen Partnerschaft – etwa Schlüsselgewalt und Eigentumsvermutungen – und Art. 14 EGBGB Henrich, Int. Familienrecht, S. 26f. mit Hinweis auf Art. 16 Abs. 2 EGBGB und unten Art. 14 EGBGB Rz. 77f.

3.  Verlöbnis

                                                        39

Für die Eingehensvoraussetzungen des Verlöbnisses gilt nach ganz einhelliger Auffassung Art. 13 Abs. 1 EGBGB entsprechend, MünchKomm/Coester, Vor Art. 13 EGBGB Rz. 1 mit einer Übersicht über den Meinungsstand und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 30; zum Verlöbnis (im Verhältnis zur Türkei) vgl. Köksal, Das Verlöbnis und seine Auflösung im deutschen und türkischen Recht, 1995 mit Bespr. Rumpf, FamRZ 1996, 273; vgl. auch Krüger, StAZ 1990, 313 und Rumpf, ZfRV 1990, 178.
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Aus dem Verlöbnis ergibt sich kein Anspruch auf Abschluss der Ehe, Art. 6 EGBGB. Für Ersatz- und Rückforderungsansprüche bei Verlöbnisbruch wendet die Rspr. namentlich des BGH (Z 28, 375 [377]) das Heimatrecht des zum Ausgleich herangezogenen Verlobten an, nun wieder BGH, IPrax 2005, 545, zu Einzelheiten auch Lorenz/Unberath, IPrax 2005, 516, während eine abw. Ansicht (vgl. die Zusammenstellung bei MünchKomm/Coester, Vor Art. 13 EGBGB Rz. 3; OLG Köln, NJW-RR 1994, 1026 mit Hinweis auf Art. 28 Abs. 2 EGBGB) eine Entschädigung nur zubilligt, wenn sie nicht über den Rahmen des eigenen Heimatrechts des Anspruchstellers hinausreicht (Grundsatz des schwächeren Rechts). Anspruchsspaltungen bei wechselseitigen Forderungen sind dann aber unvermeidlich, und deshalb schlägt MünchKomm/Coester, Vor Art. 13 EGBGB Rz. 4 eine Anknüpfung über das »gemeinsame Lebensambiente« vor, um der Umweltbezogenheit der Verlöbnisfolgen Rechnung zu tragen (also letztlich: Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsortes mit Abstufungen für den Fall, dass ein solcher Aufenthaltsort fehlt); verlöbsnisrechtliche Ansprüche von Verwandten der Brautleute sind dabei einbezogen, zu diesem Punkt auch Fudickar, IPRax 1984, 253; zum türkischen Recht Rumpf, FamRZ 1994, 571. Die deliktsrechtliche Einordnung von Verlöbnisfolgen im fremden Sachrecht soll für die kollisionsrechtliche Beurteilung bei uns jedenfalls bedeutungslos bleiben, MünchKomm/Coester, Vor Art. 13 EGBGB Rz. 5. Ansprüche, die (auch) nach dt. Auffassung entsprechend zu qualifizieren wären, sind andererseits nach schadensersatzrechtlichen Regeln (Deliktsstatut) zu behandeln, zum Verlöbnisbruch und konkurrierenden Deliktsansprüchen Mankowski, IPrax 1997, 173. Allerdings zieht die vielleicht bestehende internationale Zuständigkeit dt. Gerichte für deliktische Ansprüche nicht – etwa kraft Sachzusammenhangs – die Zuständigkeit für andere Forderungen nach sich, BGH, NJW 1996, 1411 (1413). Sind entsprechende Ersatzforderungen im Zusammenhang mit einem Verlöbnisbruch zu beurteilen, richten sie sich nach dem Deliktstatut des dt. Kollisionsrechts, BGH, NJW 1996, 1411 (1414), nicht etwa nach dem Verlöbnisstatut, da das Verlöbnis seiner rechtlichen Natur nach kein vergleichbar stabiles und durch äußere Merkmale gekennzeichnetes Rechtsverhältnis ist, und wann und für welche Dauer sich die Parteien als Verlobte betrachtet haben, ist im Einzelfall oft nur schwer feststellbar, BGH, NJW 1996, 1411 (1414). Auch die inhaltlichen Unterschiede zwischen dem Rücktritt von einer Verlobung und einer damit zusammenhängenden unerlaubten Handlung sprechen gegen eine Verknüpfung (selbst nur für die Zuständigkeit und einen daraus abgeleiteten Sachzusammenhang), da die Anspruchsvoraussetzungen im einzelnen unterschiedlich ausgestaltet sind bzw. ausgestaltet sein können; zum Verlöbnisbruch und seiner Qualifikation vgl. im übrigen von Bar, FS Drobnig 1998, 3.
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Für Ansprüche aus Verlöbnisbruch und/oder Schadensersatz können die Regeln des EuGVÜ bzw. der EuGVVO (oder des LugÜ) anwendbar sein, dazu Lorenz/Unberath, IPrax 2005, 516 (517), denn sie sind dort nicht ausgenommen. Dagegen gelten die Vorschriften der VO Nr. 2201/2003 nicht - sie sind nur für Ehesachen pp. maßgeblich, Lorenz/Unberath, IPrax 2005, 516.
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Unterschiede des ausländischen Sachrechts zu §§ 1298ff. BGB berühren den dt. ordre-public nicht, Art. 6 EGBGB. Das gilt für abweichende Verjährungsfolgen, BGHZ 28, 375 (378), wie für fehlendes Kranzgeld oder ähnlichen Ausgleich, a.A. noch BGHZ 28, 375 (381f.); deutlich BGHZ 62, 282 (283) und LG Düsseldorf, NJW 1967, 2121. § 1300 BGB ist im Übrigen aufgehoben, dazu BR-Drucks. 79/96 und G zur Neuordnung des Eheschließungsrechts v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833 (Art. 1 Nr. 1).

4.  Art. 13 Abs. 1 EGBGB im Einzelnen
                                                      42

a)  Nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB ist die Ehefähigkeit jedes Verlobten zu beurteilen, insbesondere also sein Alter (oder ein Mindestalter), dazu OLG Köln, NJWE-FER 1990, 140; zum Eheschließungsalter in der Türkei (Art. 88 türkZGB: 15 Jahre für Mädchen, 17 Jahre für junge Männer, wobei nach Art. 88 Abs. 2 türkZGB in besonderen Situationen eine Herabsetzung auf 15 Jahre für Jungen bzw. auf 14 Jahre für Mädchen möglich ist) vgl. Hekimoglu, Das Gleichberechtigungsprinzip im türkischen Recht, Diss. Tübingen 2000, S. 169 mit Nachw., inzwischen aber geändert, und nach dem seit 1. 1. 2002 gültigen Recht müssen Heiratswillige dort das 17. Lebensjahr vollendet haben, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 (188). Befreiungsmöglichkeiten wie etwa in § 1303 Abs. 2 BGB und ihre Voraussetzungen richten sich gleichfalls nach dem von Art. 13 Abs. 1 EGBGB berufenen Recht. Bei ausreichendem Inlandsbezug  ist Art. 6 EGBGB zu beachten (Beispiel: Kinderehen). Art. 7 Abs. 2 EGBGB gilt entsprechend – einmal ehemündig, immer ehemündig –, wenn ein Ausländer nachträglich die dt. Staatsangehörigkeit erwirbt, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 27. Kann nur die Ehe selbst einer Partei den Schutz bieten, der aus unserer Sicht notwendig erscheint, halten wir die Verbindung gleichwohl (zumindest insoweit) als Ehe aufrecht – wir differenzieren also danach, ob die Ehe hier geschlossen oder geschieden werden soll, dazu AG Tübingen, ZfJ 1992, 48 mit Anm. Coester, ZfJ 1992, 241 und kritisch Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 203. Richtet sich die Ehefähigkeit im ausländischem Recht nach der Geschäftsfähigkeit, beurteilt sie sich nach Art. 7 Abs. 1 und 2 EGBGB, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 6, zum Übereink. über die Erklärung des Ehewillens, das Heiratsmindestalter und die Registrierung von Eheschließungen vgl. 6.5B. Ist (zusätzlich) Geschäftsfähigkeit erforderlich, richtet sie sich nach Art. 7 EGBGB, dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 6 und OLG Köln, NJWE-FER 1999, 140; AG Hannover, FamRZ 2002, 1116. Kommt dt. Recht zur Anwendung, gelten §§ 1303ff. BGB i.d.F. des G v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833. Dabei legt § 1303 Abs. 1 BGB n.F. fest, dass eine Ehe nicht vor Eintritt der Volljährigkeit eingegangen werden soll. Wird sie gleichwohl geschlossen, bleibt sie wirksam, dazu LG Hamburg, FamRZ 1964, 565. Andererseits kann das Familiengericht auf Antrag von dieser Vorschrift Befreiung erteilen, wenn der Antragsteller das 16. Lebensjahr vollendet hat und sein künftiger Ehegatte volljährig ist, § 1303 Abs. 3 BGB; maßgeblich ist für die gerichtliche Entscheidung jedenfalls das »Wohl« des Minderjährigen, aber daneben ist auch zu prüfen, ob die geplante Ehe Bestand haben kann, während die »Schwangerschaft« der Frau keine Rolle spielen sollte, LG Augsburg, FamRZ 1998, 1106. Widerspricht der gesetzl. Vertreter des Kindes oder ein sonstiger Inhaber der Personensorge dem Antrag nach § 1303 Abs. 2 BGB auf Befreiung, darf das Familiengericht sie nur erteilen, wenn der Widerspruch nicht auf triftigen Gründen beruht; so sind Überschneidungen und doppelte Zuständigkeiten, die nach früheren Recht möglich waren, künftig vermieden; weitere Einzelheiten Rz. 48a. Nach wie vor darf nach § 1304 BGB eine Ehe nicht eingehen, wer geschäftsunfähig ist, wobei wir im Inland den Begriff auf die Fähigkeit beziehen sollten, das Wesen der eingegangenen ehelichen Verbindung zu erkennen, vgl. auch BayObLG, StAZ 1996, 229 und Finger, StAZ 1996, 225 zu entsprechenden Reformvorhaben in der Schweiz;  vgl. auch BVerfG, StAZ 2003, 234 und BayObLG, StAZ 2003, 109. Erwägenswert ist dabei auch aus unserer Sicht, strengere heimatstaatliche Regeln, die die Eheschließung behindern/versagen, abzuwehren, Art. 6 EGBGB, denn aus unserer Sicht ist die Eheschließungsfreiheit betroffen, Art. 6 GG; zum neuen türk. Recht Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 (188).
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Die Voraussetzungen der Ehemündigkeit sind für jeden Verlobten auch dann nach dem Recht des Staates zu beurteilen, dem er angehört, wenn beide in Deutschland geboren sind und hier dauerhaft leben, OLG Köln, EzFamRaktuell 1999, 124. Stets richten sich die Folgen von Verstößen gegen §§ 1303ff. BGB nach §§ 1314, 1315 BGB, falls dt. Recht zur Anwendung gelangt. Danach ist die Aufhebung jedenfalls ausgeschlossen, wenn die Eheleute zwar beabsichtigt haben, die eheliche Lebensgemeinschaft gar nicht erst zu begründen, nach der Eheschließung dann aber als Ehegatten miteinander gelebt haben, § 1315 Abs. 1 Nr. 5 BGB (Bestätigung). Allerdings ist die Bestätigung eines Geschäftsunfähigen unwirksam, § 1315 Abs. 1 Satz 2 BGB, und die Bestätigung eines Minderjährigen bedarf bei Verstoß gegen § 1304 BGB und im Falle des § 1314 Abs. 2 Nr. 1 BGB der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters, wobei das Familiengericht die Zustimmung auf Antrag des Minderjährigen ersetzen kann, wenn die Verweigerung ohne triftige Gründe erfolgt ist, § 1315 Abs. 1 Satz 3 BGB.

43

Ob die Eheschließung eines Verlobten mit einem bereits verstorbenen Partner erfolgen kann, ist nach Art. 13 EGBGB zu beurteilen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 31, wenn diese Möglichkeit (im ausländischen Recht) kraft Gesetzes besteht, während bei ausländischer Behördenentscheidung Anerkennungsgrundsätze eingreifen, ebenfalls MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 31. Inländisches Beispiel: G über die Rechtswirkungen des Ausspruchs einer nachträglichen Eheschließung, BGBl. 1951 I 215; zu weiteren Einzelheiten OLG Karlsruhe, IPRax 1991, 250 und Beitzke, IPRax 1991, 227 (228) – das OLG Karlsruhe lehnt den Antrag einer dt. Frau auf Anlage eines Familienbuchs ab, § 15a PStG, die mit Genehmigung des frz. Staatspräsidenten mit einem Franzosen nach dessen Tod getraut war, während Beitzke auf den besonderen, notwendigen Schutz von Braut und Kindern abstellt, vgl. auch Art. 171Cc; früher schon Kegel, FS Ficker 1967, 262. Namensrechtliche Auswirkungen sind Art. 10 Abs. 1 EGBGB zu entnehmen.
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b)  Wollen »nicht-deutsche Verlobte« im Inland heiraten, haben sie nach § 1309 BGB (G. v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833) dem Standesbeamten ein Ehefähigkeitszeugnis ihres Heimatlandes beizubringen, vgl. auch 6.1A insbesondere zu § 166 Abs. 4 DA Standesbeamte, im übrigen Henrich, Int. Familienrecht, S. 14 und § 69b Abs. 4 PStG, eine Bestimmung, die für in Deutschland lebende Ausländer gilt, aber auch für heimatlose Ausländer, Asylberechtigte und ausländische Flüchtlinge, die früher in § 170 Abs. 1 DA (Standesbeamte) i.d.F. v. 31. 1. 1995 einbezogen waren, BAnz. Nr. 33a, zur Aufenthaltsnahme von Staatenlosen im Inland KG, FamRZ 1996, 545. Im Übrigen räumt § 1309 BGB frühere Unklarheiten aus. Danach soll nämlich nur, wer hinsichtlich der Voraussetzungen der Eheschließung ausländischem Recht unterliegt (vorbehaltlich Art. 13 Abs. 2 EGBGB), eine Ehe im Inland nicht eingehen, bevor er ein Ehefähigkeitszeugnis beigebracht hat; der gerade genannte Personenkreis (Flüchtlinge pp.) ist bei der Eheschließung bei uns, Art. 5 EGBGB, sonst (meist) nach inländischem Recht zu behandeln, und gleichwohl gilt § 1309 BGB. Dabei muss das Zeugnis ausweisen, dass der Eheschließung nach dem Recht des berufenen Staates kein Ehehindernis entgegensteht. Als Zeugnis der inneren Behörde gilt auch eine Bescheinigung, die von einer anderen Stelle nach Maßgabe eines mit dem Heimatstaat des Betroffen geschlossenen Vertrages erteilt ist, § 1309 Abs. 1 Satz 2 BGB. Das Zeugnis verliert seine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen sechs Monaten seit der Ausstellung geschlossen wird; ist in dem Zeugnis eine kürzere Geltungsdauer angegeben, ist diese maßgebend, § 1309 Abs. 1 Satz 3 BGB; vgl. im Übrigen 6.1A, insbesondere zu § 166 Abs. 4 DA Standesbeamte mit einer Aufzählung einzelner Staaten und den zuständigen Behörden, die solche Zeugnisse erteilen (und Ausnahmen für vorrangige internationale Abkommen), dort Rz. 3 a.
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Sind im Inland für einen heimatlosen Ausländer oder einen Staatenlosen, der hier seinen Aufenthalt genommen hat, Familienbücher angelegt, begründet dieser Vorgang eine (tatsächliche und widerlegbare) Vermutung der materiell-rechtl. Wirksamkeit der Eheschließung, so dass wir vom rechtl. Bestand dieser Ehe auszugehen haben, KG, IPrax 1997, 262. Hat ein Staatenloser in seinem früheren gewöhnlichen Aufenthaltsstaat eine Ehe geschlossen und ist anschließend nach Deutschland übersiedelt, ist der Bestand der ersten Ehe – selbstverständlich – wie sonst nach ausl. Recht des früheren Aufenthaltsstaats zu beurteilen, denn der Statutenwechsel kann ihre Wirksamkeit für uns nicht beeinflussen, dazu Hepting, IPrax 1997, 249 (250). Ist die Ehe bei uns geschieden worden, ist die Anerkennungsfähigkeit im Heimatland unerheblich, KG, IPrax 1997, 262 und Hepting, IPrax 1997, 249 (250). Ist ein ausl. Gericht tätig geworden, wird maßgeblich, ob das Urteil bei uns anerkannt werden kann. Gehört ein Verlobter mehreren (ausländischen) Staaten an, wird seine effektive Staatsangehörigkeit maßgeblich. Verweist das ausl. Recht auf dt. Recht zurück, ändert sich an der Verpflichtung, ein Ehefähigkeitszeugnis nach zunächst berufenem Heimatrecht zu besorgen, nichts, allg. M., vgl. dazu schon Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 570ff. mit Nachw., da insoweit eben auch Dokumentationsaufgaben erledigt werden (müssen), die nur die Heimatbehörden erledigen können. Dann sind die Folgen für die Weiterverweisung auf ein Recht, das selbst ein solches Zeugnis kennt, zwingend; vgl. im Übrigen 6.1A und Rz. 45f.
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Für Lebenspartner, die in Deutschland ihre Partnerschaft registrieren lassen wollen, fehlen entspr. Vorschriften, so dass unklar ist, welche Unterlagen dem Standesbeamten (oder der Verwaltungsbehörde, wenn er/sie zuständig sein sollte), vorgelegt werden müssen, vgl. dazu Art. 17b EGBGB Rz. 22 a.E.
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Nach § 1309 Abs. 2 BGB n.F. kann der Präsident des örtlich zuständigen Oberlandesgerichts unter den dort im Einzelnen genannten Voraussetzungen Befreiung von der Verpflichtung zur Beibringung eines Ehefähigkeitszeugnisses erteilen. Zuständig ist dabei der Präsident des OLG in dem Bezirk, in dem der Standesbeamte, bei dem die Eheschließung angemeldet worden ist, seinen Sitz hat. Die Befreiung soll nur Angehörigen solcher Staaten erteilt werden, deren Behörden keine Ehefähigkeitszeugnisse im Sinne von § 1309 Abs. 1 BGB ausstellen, vgl. gerade Rz. 44, zu Ausnahmen  § 1309 Abs. 2 Satz 3 BGB; sie gilt nur für die Dauer von sechs Monaten, Satz 4. Dabei ist anerkannt, dass diese besondere Regelung auch dann eingreift, wenn die angesprochenen ausländischen Staaten grundsätzlich Ehefähigkeitszeugnisse ausstellen, im Einzelfall aber untätig bleiben. Sonstige Ehehindernisse dürfen nicht bestehen oder müssen für uns unbeachtlich sein, richtig MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 72.; vgl. OLG Hamm, NJW 1974, 1626; vgl. im übrigen Bosch, NJW 1998, 2004 (2007). Wird der OLG-Präsident nicht tätig oder wird der Antrag auf Befreiung von der Vorlage eines Ehefähigkeitszeugnisses abgelehnt, können sich die Beteiligten/Ast. nach §§ 23 ff. EGGVG (Justizverwaltungsakt) zur Wehr setzen.
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Für Ehefähigkeitszeugnisse dt. Verlobter bei einer beabsichtigen Eheschließung im Ausland gilt § 69b PStG, und beim Verdacht einer Scheinehe sind die im Inland veränderten materiellen Rechtsgrundsätze zu übernehmen, dazu oben Rz. 33 und § 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB, früher schon MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 74 und AG Bonn, IPrax 1984, 42 mit Anm. Jayme; LG Kiel und OLG Schleswig, StAZ 2001, 362 und KG, StAZ 2001, 298; AG Lübeck, StAZ 2001, 363 mit Anm. Sachße; ausf. Eisfeld, AcP 201 (2001), 662; sehr weitgehend OLG Naumburg FamRZ 2002, 955 (Kenntnis nur durch Briefe und telefonische Gespräche; Video oder Internet – deutliche Anhaltspunkte für eine Scheinehe, Verweigerungsbefugnisse des Standesbeamten); OLG Dresden, NJW-RR 2001, 1,  ebenso wenigstens für evidente Missbrauchsfälle OLG Frankfurt, NJW-RR 1995, 771. Nach § 69b Abs. 2 Satz 1 PStG darf das Ehefähigkeitszeugnis nur ausgestellt werden, wenn der beabsichtigten Eheschließung kein (materielles) Ehehindernis entgegensteht, wobei Einzelheiten aus Art. 13 EGBGB zu beurteilen sind. Satz 2 ist gestrichen, dazu G v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833 (früher konnte der Standesbeamte vom Eheverbot der Wartezeit Befreiung erteilen, aber die Wartezeit ist als Eheverbot/Ehehindernis abgeschafft worden). Das Ehefähigkeitszeugnis gilt nur für die Dauer von sechs Monaten. Im Übrigen ist die Beibringung eines Ehefähigkeitszeugnisses nach unseren Rechtsvorschriften für den anderen Verlobten 

nicht erforderlich, § 69b Abs. 2 Satz 2 und 3 PStG. Lehnt der Standesbeamte die Ausstellung des beantragten Zeugnisses ab, kann der Antragsteller die Entscheidung des Gerichts nachsuchen, wobei die Vorschriften der §§ 45ff. PStG entsprechend anzuwenden sind, § 69b Abs. 3 PStG. Angefügt ist durch das G v. 4. 5. 1998 § 69b Abs. 4 PStG mit folgendem Wortlaut:

»(4) Absatz 1 Satz 1 und die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für die Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses, dessen ein Staatenloser, heimatloser Ausländer, Asylberechtigter oder ausländischer Flüchtling mit gewöhnlichem Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Eheschließung außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes bedarf.« 

Will ein Verlobter von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses befreit werden, hat der Standesbeamte den Antrag entgegenzunehmen und die Entscheidung vorzubereiten; hierbei hat er alle Nachweise zu fordern, die für die Eheschließung erbracht werden müssen, und im übrigen kann er eine Versicherung an Eides Statt über Tatsachen, die für die Befreiung von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses erheblich sind, verlangen, dazu § 5a PStG.
46a

Eine auf den Philippinen geschlossene Ehe zwischen einem Deutschen und einer philippinischen Staatsangehörigen ist wirksam, wenn die nach (philippinischem) Heimatrecht erforderliche Heiratslizenz ohne Vorlage eines deutschen Ehefähigkeitszeugnisses nach § 69b PStG erteilt worden ist, dazu BayObLG, StAZ 1996, 300. Andererseits ist eine solche Ehe als Doppelehe nichtig, wenn die Eheschließung auf den Philippinen mit einer philippinischen Staatsangehörigen erfolgt, eine Vorehe in Deutschland aber wirksam geschlossen war, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 2002, 705; lässt sich der dt. Ehegatte anschließend rechtskräftig von seiner dt. Ehefrau scheiden und heiratet in Deutschland eine weitere philippinische Staatsangehörige, ist diese Ehe ebenfalls nichtig, und für die Folgen gilt der Grundsatz des schärferen Rechts, OLG Frankfurt, OLG-Report Frankfurt 2002, 322, zu diesen Punkten auch Art. 17 EGBGB Rz. 124f.

46b

Dt. Recht verlangt im Eheschließungsverfahren von den Verlobten im übrigen nicht nur Vorlage der Geburtsurkunden, sondern auch der Abstammungsurkunden, in denen die leiblichen Eltern verzeichnet sind, §§ 5 Abs. 1, 62 Abs. 2 PStG; so wird verhindert, dass ein adoptiertes Kind einen (zu nahen) Verwandten heiratet, mit dem sonst die Ehe nicht möglich wäre, zu Einzelheiten Hepting, FamRZ 2001, 1573 (1583). Ähnliche Regelungen wären bei »anonymer Geburt« oder bei Ablage in einer »Babyklappe« erwägenswert, a.A. aber – mit guten Gründen wegen der hohen Mobilität der Beteiligten – 
Hepting, FamRZ 2001, 1573 (1583); zur »Babyklappe« sonst Frank/Helms, FamRZ 2000, 1340; zur Situation in Frankreich (Mutterschaftsanerkenntnis u.a) Hepting, FamRZ 2001, 1573 (1579).
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c)  Muss nach dem Heimatrecht eines Verlobten zur Ehemündigkeit Geschäftsfähigkeit hinzukommen, ist Art. 7 EGBGB maßgeblich, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 6, und auch der Einfluss einer im Ausland vorgenommenen Entmündigung auf die Ehefähigkeit ist nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen, zu beiden Punkten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 28 mit Nachw. in Fn. 67. Geschäftsfähigkeit sollten wir im Inland auf die Fähigkeit beziehen, das Wesen der eingegangenen ehelichen Verbindung zu erkennen, dazu jetzt BayObLG, StAZ 1996, 229 und Finger, StAZ 1996, 225; dann sollten wir erwägen, strengere heimatstaatliche Anforderungen abzuwehren, Art. 6 EGBGB, vgl. dort Rz. 57f., im übrigen schon Rz. 42. 
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d)  Wird die Zustimmung dritter Personen nach fremdem Heimatrecht notwendig, bestimmt das über Art. 13 Abs. 1 EGBGB berufene Recht (auch) den Kreis der Zustimmungsberechtigten (Eltern, Verwandte, etc.), die Art der gebotenen Erklärungen und die Voraussetzungen für ihre Ersetzung (aus der Rspr. etwa KG, FamRZ 1968, 466 und OLG Hamm, OLGZ 1966, 349 [351]; ausführlich Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 212f.). Nach Änderungen im schottischen Kollisionsrecht ist Gretna Green für ausgerissene (dt.) Minderjährige, die ohne Zustimmung ihrer Eltern mit 16 Jahren heiraten wollen, für diese Absichten längst versperrt, Einzelheiten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 29 a.E.: Früher entnahm schottisches Recht die Einwilligung der Eltern nach Vollendung des 16. Lebensjahres eines Verlobten dem Sachrecht des Trauungsortes, wobei allerdings ihr Fehlen dort unbeachtlich war, dazu Böhmer, StAZ 1978, 313, so dass nur nachträglich und in Deutschland ein Aufhebungsverfahren bereitstehen konnte. Wie sonst ist allerdings Art. 6 EGBGB zu beachten, gerade für im Ausland geschlossene Kinderehen. Andererseits ist die Einwilligung des Vaters – etwa – zur Heirat seiner längst volljährigen Tochter bei uns unbeachtlich und verstöße gegen Art. 2, 3 Abs. 2 GG. Diese Maßstäbe sollten wir auch bei ausländischer "Ehevormundschaft" zur Anwendung bringen. Deshalb sollten dt. Auslandsvertretungen auch die Visumerteilung für die Heirat in Deutschland nicht von entsprechenden – beurkundeten/legalisierten – Erklärungen (des Ehevormundes) abhängig machen, wie das zumindest teilweise allerdings immer noch geschieht, vgl. aus unserer Sicht aber Art. 6 EGBGB (ordre public), vgl. dazu Rz. 33 c.  Nach dt. Recht, dazu OLG Saarbrücken, FamRB 2003, 37, ist im Verfahren auf Befreiung vom Erfordernis der Volljährigkeit zur Eingehung der Ehe auch ein Elternteil anzuhören, der am Sorgerecht sonst nicht beteiligt ist, weil elterliche Befugnisse allein der andere ausübt (hier: Heirat unter Minderjährigen, um den Mann vor der Abschiebung zu bewahren); zum islamischen Ehevormund im übrigen Scholz, StAZ 2002, 321 (329 f.), zu den Veränderungen in Marokko seit 5.2.2004 vgl. Nelle, StAZ 2004, 253 (259 mit Nachw.) und Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1949; überholt jedenfalls OLG Hamm, FamRBint 2010, █, denn die Bestimmungen in Marokko haben sich geändert, knappe Übersicht bei Finger, FuR 2010, █, dazu Art. 17 EGBGB Rz. 44 und 44c.
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e)  Vorfragen – Minderjährigkeit der Verlobten; elterliche Sorge; Verwandtschaft und Verwandtschaftsgrad – sind wie sonst selbständig anzuknüpfen, zum Vorgehen dabei Allg. Teil/Finger, Rz. 77f. und (für Art. 13 EGBGB) MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 29. Damit ist auch die Frage, ob eine Partei ledig oder ob sie noch mit einem anderen Partner verheiratet ist, jeweils nach dem Recht des Staates zu beantworten, dem sie angehört. Wird ein mexikanisches Ehescheidungsurteil, das die Ehe argentinischer Eheleute mit Wohnsitz in Argentinien auflöst, wegen der fehlenden internationalen Zuständigkeit der mexikanischen Gerichte in Argentinien nicht anerkannt, ist die von einem Deutschen mit einer in Mexiko geschiedenen Argentinierin in Dänemark eingegangene Ehe daher als Nichtehe zu werten, OLG Koblenz, IPrax 1996, 278 mit Anm. Jayme, IPrax 1996, 279; zu den Ehescheidungsmöglichkeiten in Argentinien seit 1987 und zur gegenwärtigen Rechtslage dort Piltz, IPrax 1988, 320. Ist Scheidungsurteil (in dieser Situation) aber in England ergangen, sind die Vorschriften der EheGVO bzw. der VO 2201/2003 vorrangig, da insoweit die Anerkennung »ohne weiteres« und ohne zusätzliche, inhaltliche Überprüfung erfolgt, weil die Maßstäbe aus § 98 Abs. 2 FamFG, früher § 606 a Abs. 2 ZPO, nicht (mehr) gelten, dazu Rz. 81a, so dass unerheblich ist, ob die Entscheidung so überhaupt hätte ergehen dürfen oder nicht.
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f)  Notwendig ist stets rechtserheblicher Ehewille jedes Verlobten bei der Eheschließung. Ausländische Regelungen, die diese Grundentscheidung für entbehrlich erklären oder nicht auf sie abstellen (etwa bei Kinderehen oder bei Ehen nach einer unbeschränkten Vollmacht, zu beiden Punkten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 188), werden über ordre-public-Gebote aus Art. 6 EGBGB abgewehrt, zutreffend MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 30; zur Eheschließung in Stellvertretung und in Vollmacht (Stichwort: Handschuhehe) vgl. unten Rz. 52f. und 95. Weitere persönliche Anforderungen für Heiratswillige, die ihren Willen nicht völlig unmissverständlich erklären können, sind ebenfalls nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 225, wobei – etwa für Taubstumme, Blindstumme oder Taubblinde – bei uns Art. 6 EGBGB eine Rolle spielen kann.
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g)  Über die Folgen von Willensmängeln bei der Eheschließung entscheidet das Personalstatut des Verlobten, dessen Wille fe
hlerhaft ist, dazu etwa LG Hamburg, FamRZ 1974, 96 und Schade und Oberloskamp, FamRZ 1974, 445; OLG Frankfurt, FamRZ 1987, 155 und Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 39; vgl. auch AG Lüdenscheid, NJW-RR 1998, 866; zur Aufhebung der irrtümlich von einer der dt. Sprache unkundigen Vietnamesin in Deutschland eingegangenen Ehe AG Prüm, FamRZ 2002, 1561 mit (abl.) Anm. Hau. Das Personalstatut des anderen Verlobten bleibt außer Betracht. Art. 6 EGBGB (dt. ordre-public) ist erst betroffen, wenn Drohung oder Zwang im ausländischen Sachrecht ohne jede Auswirkung bleiben, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 33, während eine von unseren Vorstellungen abweichende Behandlung von Irrtum oder Täuschung hinzunehmen ist, soweit nicht Art. 6 EGBGB verletzt ist; zu Einzelheiten im inl., früheren Recht §§ 31 bis 33 EheG mit einem zum Teil völlig »veralteten Katalog« von Irrtumsgründen und Täuschungssituationen, der sich in der Rspr. und in der Kommentarliteratur entwickelt hat, vgl. dazu Finger, NJW 1981, 1534; zu den gesetzlichen Veränderungsplänen BR-Drucks. 79/96 und 89/96 und Finger, FuR 1996, 124. Mit G v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833, vgl. OLG Köln, EzFamR aktuell 1999, 332, sind Aufhebungs- und Nichtigkeitsgründe neugefasst, vgl. dazu (zur Eheaufhebung) §§ 1313ff. BGB, und die Ehenichtigkeit in ihrer früheren Form ist für das inl. Recht beseitigt. Irrtumsfälle spielen – praktisch – keine Rolle mehr, denn die Situation aus § 1314 Abs. 2 Nr. 2 BGB (ein Ehegatte hat bei der Eheschließung nicht gewusst, dass es sich um eine Eheschließung handelt) ist ebenso wie die aus Nr. 1 letztlich kaum vorstellbar (ein Ehegatte hat sich bei der Eheschließung im Zustand der Bewusstlosigkeit oder vorübergehenden Störung der Geistestätigkeit befunden). Bei Arglist gilt § 1314 Abs. 1 Nr. 3 BGB; zu den besonderen Voraussetzungen für die Geschäftsfähigkeit bei der Eheschließung vgl. oben Rz. 47; BayObLG, StAZ 1996, 229 und Finger, StAZ 1996, 225 (Stichwort: besondere Ehegeschäftsfähigkeit). Für die Folgen greift bei uns § 1318 BGB mit differenzierter Abstufung ein, vgl. auch Finger, FuR 2008, 419; zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 87.
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Auf die Nichtigkeit bzw. Aufhebbarkeit der Verbindung kann sich der "Gatte" berufen , der nach den entspr. Vorschriften des Sachrechts dazu berechtigt ist, wenn für ihn die besonderen Klagefristen nicht abgelaufen sind, AG Lüdenscheid, NJW-RR 1998, 866 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 11. Nach diesem Recht beurteilen sich schließlich "Offenbarungspflichten", die einen Partner treffen können, ohne dass der andere nachgefragt hat, dazu (für dt. Recht) OLG Karlsruhe, NJW-RR 2000, 737, zu einer verschwiegenen Tumoroperation (die Frau kann keine Kinder bekommen) dabei OLG Frankfurt, 1 WF 192/97. Für die Abwicklung im Einzelnen – Voraussetzungen und Folgen – gilt Art. 13 EGBGB, und sie sind dem Heimatrecht des irrenden oder getäuschten/bedrohten Teils zu entnehmen, wobei Grundsätze des »schärferen Rechts« gelten, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 2002, 705. Art. 13 EGBGB bleibt auch dann maßgeblich, wenn fremdes Recht Aufhebungs- als Scheidungsgründe behandelt;  Art. 17 EGBGB ist insoweit ohne Bedeutung, dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 11.
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h)  Nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB beurteilt sich die Eheschließung unter fremdem Namen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 31a und Jacobs, StAZ 1992, 5, und auch die Stellvertretung (Stellvertretung in der Erklärung und Botenschaft) sind Bestandteile der Eheform und entsprechend zu behandeln, dazu und zu »Handschuhehen« Rz. 95 und Spellenberg, FS Schwab (2005), 1279; zur Situation in Frankreich Sturm, FS Schwab (2005), 1459 (1471); vgl. im übrigen OLG Karlsruhe, StAZ 1994, 286 und Henrich, Int. Familienrecht, S. 13; grundsätzlich für die Anwendung des Formstatuts Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 10 mit vielen Nachw.; wie hier BT-Drucks. 10/504 S. 52) ist als Eheeingehensvoraussetzung über Art. 13 Abs. 1 EGBGB anzuknüpfen, BGHZ 29, 137 (140) und KG, OLGZ 1973, 435 (439); zum Stand Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 754ff. und Sturm, StAZ 1995, 343 (347f.), so dass das Personalstatut des vertretenen Verlobten maßgeblich wird. Doch können sich aus dem Statut des anderen Verlobten Einschränkungen ergeben (zweiseitiges Eheverbot), wenn gerade für ihn die Eheschließung mit einem bei der Heirat nicht persönlich anwesenden, sondern lediglich vertretenen Partner untersagt ist; zu den Folgen nach türk. Recht Rz. 83 a, zur Situation in Polen Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 752. Stellvertretung im Willen, die auch die Auswahl des vorgesehenen Ehepartners erfassen soll, ist stets nach Art. 13 EGBGB zu beurteilen, vgl. dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 10 mit Nachw., aber regelmäßig auch ordre public-widrig; bevollmächtigt ein in Deutschland lebender dt.-iranischer Doppelstaatler daher einen Verwandten, für ihn im Iran eine Braut zu wählen und ihn sodann bei der Eheschließung zu vertreten, ist die im Iran geschlossene Ehe für uns unwirksam, so dass bei uns auch kein Familienbuch angelegt werden kann, AG Gießen, StAZ 2001, 39, und nur Handeln in Botenschaft ist anders zu beurteilen, wenn kein Auswahlermessen besteht, dazu Erman/Hohloch, Art. 13 EGBGB Rz. 24 und unten Rz. 95 mit Nachw., wobei ein Bote auch für beide Parteien auftreten kann; zur Eheschließung einer dt. Frau mit einem pak. Staatsangehörigen, der Asylbewerber in Deutschland ist und deshalb nicht ausreisen kann, vgl. KG, 1 W 173/03, Handschuhehe; vgl. auch BayObLG, StAZ 2001, 39; zur Stellvertreterehe in Togo Krömer, StAZ 2003, 21. Für die "Vollmacht" und ihre Form wird der Ort ihrer Erteilung maßgeblich, Sturm, StAZ 1995, 345 und LG Stuttgart, StAZ 1992, 380. Telefonische Ferntrauung ist dagegen nicht als "Handschuhehe" einzuschätzen; lässt das Heimatrecht sie nicht zu, liegt auch nach unserem Verständnis keine wirksame Ehe vor (Nichtehe), dazu Kraus, StAZ 2004, 80 (für Bangladesh).
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Über die Folgen von Formfehlern entscheidet dagegen das Formstatut, OLG Karlsruhe, StAZ 1994, 286, und bestimmend ist der Ort der Heirat selbst dann, wenn die »Vollmacht« schon in Deutschland (oder in einem anderen Land) ausgestellt worden ist, dazu OLG Bremen, FamRZ 1975, 209 mit Anm. Dieckmann, StAZ 1976, 33; LG Stuttgart, StAZ 1992, 380 nach Rauscher, StAZ 1985, 102; a.A. LG Hamburg, StAZ 1955, 61. Handeln unter fremden Namen kann  allerdings auch völlig ohne Auswirkungen bleiben, wenn nämlich aus der Anwesenheit bei der Trauungszeremonie und vor dem Trauungsorgan und aus den sonstigen Einzelheiten völlig eindeutig folgt, wer tatsächlich tätig geworden und einbezogen ist, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 32 und AG Rüsselsheim, StAZ 1990, 366.
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i)  Sieht das sonst anwendbare Auslandsrecht ein Ehehindernis der Altersdifferenz vor (ähnlich argumentieren dt. Standesbeamte manchmal für »Scheinehen«, dazu oben Rz. 33 und 33g und Finger, StAZ 1984, 89; vgl. auch die Entschließung des Rates der Europäischen Union zum Ausländerrecht, dazu Finger, FuR 1998, 289), kann Art. 6 EGBGB für die inländische Anwendung betroffen sein, so auch MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 39. Großer Altersunterschied als Ehehindernis kann danach ordre public-widrig sein, dazu Scholz, StAZ 2002, 321 (329), und unzulässig ist jedenfalls die unterschiedliche Behandlung von Mann und Frau (junge Frau/alter Mann – zulässig, junger Mann /alte Frau – unzulässig, aber bisweilen bestehen auch abweichende Regeln, etwa in Jordanien, dazu Art. 7 des vorläufigen Gesetzes Nr. 61 des Jahres 1976, und danach muss sich der "Kadi" von der Zustimmung der Frau und "ihrer" Wahl überzeugen, damit er beurteilen kann, dass die Ehe in ihrem Interesse liegt, wenn sie mehr als 20 Jahre älter ist als der Mann). Sind weitere Folgen festgelegt, etwa güterrechtlicher Natur (Gütertrennung, um andere Familienangehörige aus einer vorangegangenen Erstehe gegen Freigiebigkeiten des Erblassers zu schützen, etwa jenseits einer bestimmten Altersgrenze - Zweitehe nach Vollendung des 60. Lebensjahres), haben wir sie hinzunehmen, wenn nicht ihrerseits für uns Art. 6 EGBGB mit seinen Maßstäben entgegensteht.
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j)  Auch für Ehehindernisse oder Eheverbote der Verwandtschaft und Schwägerschaft kommt Art. 13 Abs. 1 EGBGB zur Anwendung, so dass das jeweilige Personalstatut der Verlobten maßgeblich wird, zu Einzelheiten Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 37. Entsprechende ausländische Regelungen sind bei uns selbst dann zu beachten, Art. 6 EGBGB, wenn sie strenger gefasst sind als das unseren Vorstellungen entspricht (Beispiele etwa: Milchverwandtschaft, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 226 und 232; Geschlechtsgemeinschaft, die durch intime Kontakte mit einem in gerader Linie Blutsverwandten des Verlobten entsteht), zu Einzelheiten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 40. Allerdings kann zumindest in den zuletzt genannten Fällen Art. 13 Abs. 2 EGBGB heranzuziehen sein, ebenfalls MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 40, oder aber Art. 6 EGBGB, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 400. Ebenso sind ausländische Eheverbote/Ehehindernisse (meist: gegen Männer) wegen widernatürlichen Geschlechtsverkehrs zu beurteilen, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 400 (Beispiel: mit einem Mann oder Jungen); zum Verhältnis zum Iran vgl. 5.4 Rz. 37f.; zur Wirksamkeit einer in Dänemark geschlossenen Ehe eines Deutschen mit einer marok. Staatsangehörigen vgl. StAZ 2001, 43; vgl. auch BGH, StAZ 1971, 195; und bei außerehelichen, intimen Kontakten, Staudinger/von Bar/Mankowski Art. 13 EGBGB Rz. 400 (die wohl auf die Vorstellung zurückgehen, durch solche Kontakte werde eine »Art fingierter Schwägerschaft« begründet, so Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 400).
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Nach wie vor besteht in der Türkei (wie in anderen Ländern) ein Eheverbot zwischen Verwandten in gerader Linie, zwischen Geschwistern, aber auch zwischen Onkeln und Tanten und Nichten und Neffen, vgl. dazu Art. 129 türk. ZGB i.d.F. ab 1. 1. 2002, knapp Odendahl, FamRZ 2002, 224; Gesetzestext Rumpf/Odendahl, StAZ 2002, 100. Sonst ist die Ehe nicht möglich zwischen dem angenommenen Kind und dem adoptierenden Teil in absteigender Linie. Schließlich begründet auch die Schwägerschaft »in unmittelbarer Linie« ein Eheverbot, selbst wenn die Ehe, aus der sie sich ergibt, für nichtig erklärt oder durch Tod oder Scheidung aufgelöst ist. Befreiung ist nicht möglich, dazu OLG Stuttgart, OLG-Report Stuttgart 2000, 157, nun allerdings deutlich anders EuGHMR, FamRZ 2005, 1971, so dass auch aus unserer Sicht das Eheverbot der Schwägerschaft der beabsichtigten Eheschließung im Inland nicht mehr entgegenstehen kann; ohnehin haben wir dieses Eheverbot im inl. Recht inzwischen abgeschafft, zu den Auswirkungen unter ordre-public Gesichtspunkten (Art. 6 EGBGB), für das Kollisionsrecht Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 (188/189 mit Nachw.); zum Eheverbot in der Schweiz zwischen Stiefvater und Stieftochter vgl. BG (CH), FamRZ 2003, 598, hergeleitet aus Art. 95 Abs. 1 Nr. 2 ZGB, wobei das "Ehehindernis bestehen (bleibt), wenn die Ehe, die das Stiefkindverhältnis begründet hat, für ungültig erklärt oder aufgelöst worden ist". Befreiung ist dort nicht vorgesehen. In Brasilien kann ein Richter oder Sekretär Verwandte in auf- und absteigender Linie sowie ihre Geschwister, Schwäger/Schwägerinnen oder Neffen/Nichten, Waisen oder Witwen aus demselben örtlichen Bezirk, wo einer oder der andere sein Amt ausübt, nicht heiraten, es sei denn, dass eine besondere Erlaubnis der vorgesetzten gerichtl. Behörde vorliegt, dazu Art. 183 XVI des Zivilgesetzbuchs i.S. des G Nr. 8648 v. 20.4.1993, aber sinnvoller wäre in dieser Situation sicherlich ein entspr. "Betätigungsverbot" wie wir das kennen.
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Ob die Annahme als Kind (Adoption) ein Ehehindernis begründet, ist nach dem Personalstatut der Verlobten zu entscheiden. Abweichungen vom dt. Sachrecht führen dabei zu keinem Ordre-public-Verstoß, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 41. Ohnehin gilt bei uns inzwischen § 1308 BGB; nach Abs. 1 soll eine Ehe nicht geschlossen werden zwischen Personen, deren Verwandtschaft im Sinne des § 1307 BGB durch Annahme als Kind begründet worden ist, wobei diese Einschränkung von vornherein nicht greift, wenn das Annahmeverhältnis aufgelöst worden ist, und nach Abs. 2 kann das Familiengericht auf Antrag Befreiung erteilen, wenn zwischen dem Antragsteller und seinem künftigen Ehegatten durch die Annahme als Kind eine Verwandtschaft in der Seitenlinie begründet worden ist, wobei die Befreiung versagt werden kann, wenn wichtige Gründe der Eingehung der Ehe entgegenstehen – Heirat macht auch insoweit mündig. Ist die Annahme als Kind nach dt. oder nach ausländischem Sachrecht unwirksam, stimmen beide Rechtsordnungen aber im Ergebnis nicht überein, hinkende Adoption, steht sie der beabsichtigten Inlandstrauung gleichwohl – wie ein sonstiges Annahmeverhältnis – entgegen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 41; in der Sache gilt § 1308 BGB. Allerdings kann Art. 6 EGBGB zu beachten sein; vgl. im übrigen Art. 13 Abs. 2 EGBGB.
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k)  Für dt. Verlobte richtet § 1306 BGB ein – notwendig zweiseitiges, dazu AG Paderborn, StAZ 1986, 45 – Ehehindernis der (verbotenen) Doppelehe auf, so dass für sie bigamische oder polygame Verbindungen unzulässig sind. Ausländische Rechtsordnungen werten teilweise anders. Eine bestehende Ehe hindert danach die geplante Heirat, wenn nur ein beteiligtes Personalstatut der Verlobten entsprechend entscheidet, zu Einzelheiten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 44 und BGH NJW 1976, 1590. Ist die Mehrehe nach beiden, sonst berufenen Rechtsordnungen zulässig, tritt ihr der dt. ordre-public entgegen, Art. 6 EGBGB, falls die Eheschließung im Inland stattfinden soll, Staudinger/von 
Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 233ff. und 247ff.; zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 60. Anders zu beurteilen sind aber im Ausland eingegangene, wirksame Doppelehen, die bei uns wirksam bleiben und anzuerkennen sind, vgl. gleich Rz. 59, vgl. auch Finger, FuR 2008, 419. Einzelnen Ausprägungen kann aber auch dann der inländische ordre-public entgegentreten, dazu Elwan, Der Einfluss des Korans auf ausländisches Familienrecht, Brühler Schriften zum Familienrecht Band 9, S. 72 für ein Herstellungsverlangen der (zweiten Ehefrau) vor dt. Gerichten, die sich auf ihren »polygamen Status« beruft, dazu auch Art. 14 EGBGB Rz. 47. Doch können andere Rechtswirkungen bestehen, etwa Unterhaltsansprüche, S. 72, dazu jetzt die Rspr. des BGH zur »Unterhaltsaufteilung« zwischen unterhaltsverpflichteten Männern, wenn eine Frau ein gemeinsames Kind aus der Ehe betreut, aber ein weiteres, in der Zwischenzeit geborenes nichteheliches Kind versorgt, BGH NJW 1998 1309, und für die Rangfolge bei mehreren Eheleuten nun § 1609 BGB; zur Verteilung von Rentenanwartschaften eines Beamten, der im Inland mehrfach – aufeinanderfolgend nach wirksamer Auflösung der jeweiligen Vorehe – verheiratet war, vgl. im übrigen BGH, NJW-RR 1998, 73 und § 1318 Abs. 2 BGB für den güterrechtlichen Ausgleich und den Ausgleich von Versorgungsanwartschaften, vgl. zum früheren Recht BGH, FamRZ 1982, 475; zur Verteilung von Rentenansprüchen im Versorgungsausgleich vgl. BSG B 5 RJ 4/00 R, zu den Auswirkungen dieser Entscheidung Rz. 59.
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Auch bei § 1306 BGB ist Art. 13 Abs. 1 EGBGB für die Folgen des Verstoßes maßgeblich, also Nichtigkeit, Anfechtbarkeit, völlige rechtliche Unverbindlichkeit (als Nichtehe, vgl. dazu auch Rz. 33 k) oder Folgenlosigkeit des Verstoßes sowie die Art, wie diese Wirkungen/Folgen jeweils geltend zu machen sind, vgl. § 1318 BGB, wobei Grundsätze des schärferen Rechts gelten, wenn Eheaufhebung/Ehenichtigkeit mit der Ehescheidung  bzw. einem Feststellungsverfahren zusammentreffen, dazu OLG Frankfurt, OLG-Report Frankfurt 2001, 322 mit Anm. Finger, FamRB 2002, 108. Heirat im Ausland führt nicht stets zur Heilung des Mangels, da die Sicht des Eheschließungsortes bedeutungslos bleibt, zu Dänemark-Ehen dabei Böhmer, StAZ 1969, 85; vgl. auch OLG München, IPRax 1988, 354 mit Überblick Winkler v. Mohrenfels, IPRax 1988, 341. Dt. Gerichte können, ihre internationale Zuständigkeit wie stets vorausgesetzt, die Auflösung der Ehe wie im ausländischen Sachrecht vorgesehen aussprechen, selbst wenn diese Auflösung nicht unseren üblichen Regeln entspricht; zur Ehenichtigkeit nach phil. Heimatrecht vgl. AG Frankfurt, Streit 1999, 136 und Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, S. 100 mit Nachw. Liegen die eigenen Voraussetzungen vor, ist auch die gerichtliche Feststellung (bei uns) als Nichtehe möglich, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 44 mit Nachw. in Fn. 126, schon unter dem Gesichtspunkt der Rechtssicherheit und Art. 6 GG, richtig MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 44; zur Vorfrage nach dem wirksamen Bestand der anderen Ehe gleich im folgenden Rz. 61f.: sie ist häufig und tatsächlich eine Frage nach der Anerkennung einer bereits erfolgten Eheauflösung, insbesondere einer Ehescheidung.
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Im Ausland begründete Doppel- oder Mehrehen sind bei uns wirksam, wenn sie nach Heimatrecht wirksam geschlossen werden können, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 45 mit einer Übersicht über den Meinungsstand, so dass sie die üblichen Rechtswirkungen als Ehe auslösen; einschränkend MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 44 und Elwan, Der Einfluss des Korans auf ausl. Familienrecht, Brühler Schriften zum Familienrecht Band 9, S.72 mit Hinweisen auf Art. 6 EGBGB, so dass ein »Herstellungsverlangen« im Inland nicht wirksam betrieben werden könnte. Ehewirkungen, die unseren Vorstellungen krass widersprechen, Art. 6 EGBGB, sind mit gerichtlicher Hilfe eben im Inland nicht zu erzwingen. Anders ist die Situation bei Unterhaltsansprüchen und der Verteilung von Unterhaltsansprüchen, dem güterrechtlichen Ausgleich und Verteilung von Rentenanwartschaften, dazu Elwan, S. 72; zu weiteren Einzelheiten Rz. 57 und Finger, FuR 2008, 419. Im Übrigen haben wir bei deutlichem Inlandsbezug  § 1318 BGB zu beachten, selbst wenn die Ehe für uns unwirksam ist (wobei wir dann für die verschiedenen Bereiche den Vorgaben aus dieser Bestimmung nachgehen), dazu Finger, FuR 2008, 419. Ist die Verbindung nach Heimatrecht (als Ehe) dagegen wirksam, spielen (auch) Abkommen mit dem jeweiligen Heimatland eine Rolle, dazu (für Marokko) BSG, B 5 RJ 4/00 R; so kann nach dem Tode des Ehemannes die Witwenrente der überlebenden Ehefrau selbst dann auf die Hälfte gekürzt werden, wenn eine andere Frau, deren Mann noch vor seinem Verscheiden geheiratet hatte, in der Zwischenzeit erneut die Ehe eingegangen ist und damit aus dem »Kreis der Anspruchberechtigten« eigentlich ausscheidet, BSG, B 5 RJ 4/00 R.
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l)  Bei uns scheidet die standesamtliche Trauung von Eheleuten aus, die bereits verheiratet sind, selbst wenn die beteiligten Heimatrechte anders entscheiden, dazu Finger, FuR 2008, 419, zu weiteren Einzelheiten und zu den Wirkungen einer gleichwohl vorgenommenen Eheschließung (Nichtigkeit?) MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 45 sowie Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 233ff. und 247ff. mit einer ausführlichen Übersicht über den Meinungsstand, zu den Auswirkungen einer Ehe, die vor dem griech.-orthodoxen Geistlichen in Deutschland geschlossen wurde, ohne dass für ihn eine Heiratsbefugnis begründet war, vgl. BGH, Maesch, FamRZ 2003, 638 und Rz. 61.
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m)  Hinkende Ehen, die entstehen, wenn wir anders werten als ausl. Recht, insbesondere das Heimatrecht eines der Beteiligten, sollten wir vermeiden, zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 111 und Mäsch, IPrax 2004, 421 (zur Eheschließung in Deutschland vor einem griechisch-orthodoxen Geistlichen ohne die entspr. Eheschließungsbefugnis, aber die Ehe ist nach griechischem Verständnis gültig, zu den Schadensersatzverpflichtungen des Anwalts im Scheidungsverfahren BGH, IPrax 2004, 438. Gelebte Verbindungen genießen aber jedenfalls beschränkten verfassungsrechtl. Schutz, dazu Pfeiffer, LMK 2003, 128 und Mäsch, IPrax 2004, 421 (424), wobei im Übrigen zu beachten ist, dass auch griech. Sicht und für Griechenland keinerlei Mängel bestanden; Borgmann, FamRZ 2003, 844 (846), zur Heilung zunächst unwirksamer Ehen vgl. oben Rz. 20 f., weitere Einzelheiten Rz. 83.  Deshalb sollten wir unterscheiden

–
nach dem Grund der (einseitigen oder beschränkten) Unwirksamkeit und

–
nach den jeweiligen Auswirkungen; in der Sache stellen sich dabei Vorfragen nach dem Bestand der die neue Eheschließung hindernden Vorehe und Fragen nach der Anerkennung und Anerkennungsfähigkeit von Scheidungsurteilen. Beschränkte Rechtswirkungen kann eine Ehe insbesondere dann aufweisen (und eben »hinken«), weil die beteiligten Rechtsordnungen verschiedene Auffassungen zur Form der Trauung vertreten, die sich nicht gleichmäßig auswirken und dazu führen, dass die Verbindung einmal als Ehe angesehen wird und einmal nicht (1), weil die Scheidung im Trauungsstaat in einem Heimatland keine Anerkennung findet (2) oder weil die Scheidung im Heimatland im Trauungsstaat nicht oder noch nicht anerkannt ist (3). Dabei besteht inzwischen weitgehende Einigkeit, dass Lösungen nicht aus der sonst vielleicht zutreffenden, allg. Antwort auf »Vorfragen« entwickelt werden sollten, sondern nach einer sachbezogenen Abwägung der im Spiel stehenden Interessen, so plastisch Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 536ff.; zu hinkenden Ehen ausführlich Sturm, FS Rolland 1998, 373.
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Will der dt. Partner einer nach dt. Recht nicht (mehr) bestehenden Ehe erneut heiraten, erheben sich keine Einwände, selbst wenn er einen Ehepartner gewählt hat, nach dessen Heimatrecht die erste Verbindung wirksam bleibt, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 537. Schließlich kann die Eheschließung, Art. 6 GG, einem Inländer nicht versagt werden, dessen Ehe nach dt. Recht wirksam aufgelöst ist, wenn nach BVerfGE 31, 58 die Heirat mit Angehörigen solcher Staaten zulässig ist, die (nur) die Scheidung nicht anerkennen, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 293; zum Meinungsstand vgl. auch MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 49f.
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Plant der ausländische Partner der nach seinem Heimatrecht (noch) gültigen Ehe die Heirat in Deutschland mit einem ausländischen Partner (sonst gilt Rz. 62), tritt ihm das Hindernis der Doppelehe entgegen, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 233ff. und 247ff. Wer in Deutschland die Ehe eingehen will, muss bei bestehender, nach Heimatrecht unwirksamer, bei uns aber wirksamer Ehe zunächst das inländische Scheidungsverfahren betreiben, dazu und zu den Folgen für dt. Standesbeamte Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 283ff.
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Ist die Ehe nach Heimatrecht wirksam, nach deutschem Recht aber nicht, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 286ff., gilt nichts anderes, so dass sie erst im Ausland geschieden werden muss, anders wohl MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 50, der sich für eine Konfliktminimierung einsetzt und danach unterscheiden will, ob die Verbindung im Heimatland von beiden Partnern vielleicht jahrelang gelebt (dann: höherer Bestandsschutz) oder von ihnen zu keiner Zeit bejaht worden ist, wobei die »Rechtslage« überwiegen soll, zu der die stärkere Beziehung festgestellt werden kann – nur werden die Übergänge fließend sein; und im Nachhinein wird die Bewertung durch die Beteiligten ohnehin anders ausfallen als während der Zeit des Zusammenlebens.
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Bei Scheidung der Ehe im Inland gilt Art. 13 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB, zu Einzelheiten unten Rz. 88f.; zur früheren Situation vgl. die ausführliche Zusammenstellung bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 267ff. und MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 52f. Ist die Heirat danach zulässig, ist die Ehe aus unserer Sicht gültig, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 54, und deshalb können sich die Beteiligten (später) nicht auf die Verletzung eines Heimatrechts berufen. Im Inland ist Befreiung von der Beibringung des sonst erforderlichen Ehefähigkeitszeugnisses zu erteilen, § 1309 Abs. 2 BGB. Greift Art. 13 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB dagegen nicht ein, leidet die in Deutschland eingegangene Ehe unter der vom verletzten Heimatrecht vorgesehenen Fehlerhaftigkeit, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 54, zu weiteren Einzelheiten – wie muss diese Fehlerhaftigkeit geltend gemacht werden? wie muss das angegangene deutsche Gericht entscheiden? gibt es Zwischenlösungen? – MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 54. Dabei sind die Folgen von Rechtsverstößen ebenfalls nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu behandeln, dazu oben Rz. 58.
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Ausländische Scheidungsurteile können nach Art. 7 § 1 Abs. 1 FamRÄndG im Inland anerkannt werden, dazu unten Art. 17 EGBGB Rz. 134f. Trennungsurteile – etwa nach früherem spanischem Recht, heute noch: Italien – bewirken keine Auflösung der Ehe dem Bande nach, dazu OLG Karlsruhe, NJW 1973, 425. Stets gilt die Anerkennungskompetenz der jeweiligen Landesjustizverwaltung bzw. des OLG-Präsidenten, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 306f. Ausnahmen sind lediglich für die Scheidung von Ausländern im gemeinsamen Heimatstaat vorgesehen, dazu Art. 7 § 1 Abs. 1 Satz 3 FamÄndG. Im Übrigen kann die Eheschließung in Deutschland in dieser Situation ein (erfolgreich durchlaufenes) zweifaches Anerkennungsverfahren voraussetzen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 308, nach Heimatrecht, wenn das Scheidungsurteil eines Drittstaates betroffen ist, und nach dt. Recht. Die Folgen von Rechtsverstößen können allerdings »gegenständlich«/örtlich beschränkt sein, wenn (etwa) die Nichtigkeitsfolge dt. Rechts für eine Ehe, zu der (zunächst) nicht der geringste Bezug im Inland besteht, unangemessen erscheint, dazu Beispiele Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 307; zu den besonderen Bestimmungen der EheGVO bzw. der VO Nr. 2201/2003, Regeln, nach denen Urteile unter den Mitgliedsstaaten »ohne weiteres« anzuerkennen sind, auch wenn die sonstigen Voraussetzungen nicht vorliegen, etwa aus § 98 Abs. 2 FamFG, vgl. Rz. 81a und 8.2.2/Anhang. Auch ausländische Privatscheidungen sind bei uns anerkennungsfähig, dazu Art. 17 EGBGB Rz. 136 mit Nachw.; die Anerkennung scheidet aber aus, wenn deutsches Recht Scheidungsstatut ist, dazu BGH, FamRZ 1994, 434 (435) nach BGH, NJW 1990, 2194; eher zweifelnd Henrich, IPrax 1985, 48, und in diesen Fällen ist dann ein (weiteres) Scheidungsverfahren im Inland notwendig, um zu einer – aus unserer Sicht – wirksamen Auflösung der Ehe zu gelangen. Entscheidungsgrundlage ist dabei deutsches Recht, denn nach ausländischem Recht ist die Ehe bereits geschieden, zum Ablauf im Einzelnen dabei Prozessformularbuch Familienrecht/Finger S. 63f.
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Danach können durchaus zwei »wirksame« Ehen nebeneinander bestehen und noch nach unserer Sicht jeweils Rechtsfolgen entfalten, Einzelheiten bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 306ff. mit Beispielen; vgl. Ruland, NJW 1995, 3234; grundsätzlich abl. BSG, NJW 1995, 3270; vgl. auch Rz. 59 Abs. 2 und Art. 17 EGBGB Rz. 106.
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n)  Über Art. 13 Abs. 1 EGBGB ist weiterhin die Fähigkeit zur Wiederheirat nach Todeserklärung des Partners anzuknüpfen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 55. Für Todeserklärungen nach dt. Recht gilt Art. 13 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB, dazu unten Rz. 88f., wobei der Anwendungsbereich der Neufassung eher beschränkt bleibt, Coester, StAZ 1988, 37.
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o)  Nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB ist die Frage zu beurteilen, ob ein Ehebruchsverhältnis zwischen den Parteien der jetzt geplanten Eheschließung schon zur Zeit der Vorehe bestand und welche Wirkungen dieses Verhältnis auslöst, OLG Frankfurt, NJW 1956, 672 und Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 36. Sind die Voraussetzungen aus Art. 13 Abs. 2 EGBGB erfüllt, wird Heimatrecht verdrängt, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 57; Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 424ff. zum alten Recht vor 1986: grundsätzliche Unbeachtlichkeit wegen Verstoßes gegen Gebote des inländischen ordre-public. Die unterschiedliche Behandlung von Männern und Frauen verstößt gegen Art. 3 Abs. 2 GG, so dass Art. 6 EGBGB (ordre-public) eingreift, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 57. Manche ausl. Rechtsordnungen kennen ein Eheverbot des Gattenmordes; betroffen ist dabei der Täter eines vollendeten oder versuchten Tötungsdelikts gegen den Ehegatten des jetzt (ausgesuchten) Heiratspartners, so etwa das italienische Recht, dazu und zu weiteren Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 398. In aller Regel ist eine Verurteilung Voraussetzung, aber nicht stets und überall. Sämtliche Einzelheiten sind – im Ausgang – aus Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 393, aber wir bringen zumindest dann Berichtigungen nach Art. 6 EGBGB an, wenn nach dem berufenen Sachrecht die Anklage allein ausreichen würde, denn sonst würden wir eine (zivilrechtliche) eherechtlich geprägte Verdachtsstrafe verhängen, Verstoß gegen die Unschuldsvermutung, so auch Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 399.

69a

Brasilien kennt, Art. 183X des ZGB i.d.F. des G Nr. 8648 v. 20. 4. 1993, ein Ehehindernis der Entführung, und danach darf der Entführer die Entführte so lange nicht heiraten, wie sie sich in seiner Gewalt und (noch) nicht an einem sicheren Ort befindet.
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p)  Scheidungsstrafen sind nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen, verstoßen aber gegen den inländischen ordre-public, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 58 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 8, wenn sie Sanktionscharakter haben und eine weitere Eheschließung verhindern, ohne dass Art. 13 Abs. 2 EGBGB mit seinen Einschränkungen betroffen wäre. Ebenso zu behandeln sind ausländische Wartefristen, die aber Gewicht haben müssen, um für uns als Verstöße gegen den inländischen ordre-public zu erscheinen. 

70a

Dabei verfolgen Wartezeiten für die Frau nach dem Vorbild von § 8 EheG a.F. das Ziel, Unklarheiten bei der Abstammung zu verhindern, obwohl (etwa) die Vermutung aus § 1599 Abs. 2 BGB zu wirklichkeitsnahen Ergebnissen führt, vgl. auch § 1600c BGB. In Deutschland kann dann aber jedenfalls Befreiung erteilt werden, selbst wenn wir unmittelbar kein entspr. Verfahren mehr bereitstellen, denn wir haben entspr. Ehehindernisse abgeschafft, etwa bei einem freiwilligen Schwangerschaftstest, wobei diese Veränderung zum ausl. Recht weniger weit reicht als ein Eingriff nach Art. 6 EGBGB, aber wir müssten dann befürchten, dass die Ehe, die in Deutschland geschlossen ist, im Ausland in dieser Form nicht anerkannt wird, einschränkender MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 59; rechtsvergleichend Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 353ff. 
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q)  Auch für Auseinandersetzungszeugnisse nach dem Muster von § 9 EheG a.F. wird Art. 13 Abs. 1 EGBGB maßgeblich, dazu KG, FamRZ 1961, 477 und AG Moers, DAVorm. 1992, 967; Überblick bei Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 33. Wird gleichwohl die Ehe ohne ihre Vorlage geschlossen, ist und bleibt sie wirksam, da lediglich Ordnungsvorschriften verletzt sind. § 9 EheG a.F. ist aufgehoben.
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r)  Ausländische Eheverbote wegen körperlicher oder geistiger Mängel eines Verlobten sind nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen; doch gewinnt gerade für sie Art. 6 EGBGB (ordre-public) bei notwendigen Inlandsbezug besondere Bedeutung, da der Zugriffsbereich gleich mehrerer Grundrechte betroffen ist, vgl. dazu auch Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 8. Einseitige Heiratssperren sollen sich nach dem Heimatrecht des geschützten Teils richten, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 61 mit Beispiel: das Eheverbot wegen Geisteskrankheit soll die Interessen des Kranken selbst im Auge haben, während bei Impotenz des Mannes auch der Schutz der Frau bezweckt sei, eine Sicht, die allerdings kaum nachvollziehbar erscheint; zur Ehegeschäftsfähigkeit nach inl. Recht BayObLG, StAZ 1996, 229 und Finger, StAZ 1996, 225. Andere, wesentliche Gesichtspunkte geraten so allerdings von vornherein nicht ins Blickfeld. Bei erbgesundheitlicher – MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 61; etwas neutraler (Eugenik) Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 415 – Ausrichtung (Syphilis und sonstige geistige Defekte) soll genügen, dass das Heimatrecht (nur) eines Verlobten entsprechend gefasst ist, da in der Sache und notwendig stets ein zweiseitiges Eheverbot vorliege, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 415. Befreiungsmöglichkeiten sind dem sonst maßgeblichen Recht zu entnehmen, Art. 13 Abs. 1 EGBGB und MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 61, wobei der Hinweis verbreitet ist, der »verletzte« Teil könne nach seinem Heimatrecht das Hindernis zu Fall bringen, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 415, wenn er in Kenntnis des Mangels beim Partner in die Heirat einwillige. Auch die Verletzungsfolgen ergeben sich aus dem verletzten Recht, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 61. Durchgängig wird zudem betont, dass Art. 6 EGBGB mit seinen Regeln des dt. ordre-public nicht berührt sei, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 61 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 415f., vgl. auch Rz. 74, aber das erscheint so kaum nachvollziehbar; Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 7 erwähnt geistige Mängel als eigene Fallgruppe nicht, hält aber bei einem Eheverbot aus rassischen Gründen, dazu gleich Rz. 77, ohne weiteres Art. 6 EGBGB für berufen, dort Rz. 8.
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Schreibt das Heimatrecht besondere Gesundheitszeugnisse vor, sind sie bei der Eheschließung vorzulegen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 61 mit Hinweis auf § 176 DA für Standesbeamte. Umstritten ist dabei, wie sich der dt. Standesbeamte zu verhalten hat, wenn ein solches Zeugnis nicht beigebracht wird oder werden kann; manche meinen, dann habe er die Trauung abzulehnen, während andere verlangen, dass er die »gesundheitlichen Voraussetzungen« selbst überprüfen müsse und aufzuklären habe, Übersicht bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 61, wobei sich wiederum die Einschränkung findet, die Untersuchung dürfe nicht »erzwungen« werden (oder der Standesbeamte könne »auf einer ärztlichen Bestätigung nicht bestehen«), Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 421 unter Bezug auf § 176 DA; zur Einwilligung des anderen Verlobten oben Rz. 72. Über die Befreiung sollen die zuständigen Heimatbehörden nach ihrem Ermessen entscheiden, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 423. Doch wird Art. 13 Abs. 2 EGBGB maßgeblich, wenn nicht bereits Art. 6 EGBGB mit seinem allg. ordre-public-Vorbehalt ohne weitere Wertungsmöglichkeiten berufen ist.
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Doch erscheint diese Sicht der Dinge schon im Ansatz verfehlt. Art. 2 GG und Art. 6 GG (und manchmal Art. 3 Abs. 2 GG – Gleichberechtigung – und Art. 3 Abs. 3 GG – Diskriminierungsverbot) geraten gar nicht erst ins Blickfeld. Wir selbst kennen aus unseliger Vergangenheit Kataloge, die sich mit »Erbkrankheiten« beschäftigten, dabei zwar nicht die Eheschließung verhindern wollten, sondern die Fortpflanzung schlechthin, vgl. etwa § 1 ErbgesundheitsG v. 14. 7. 1933, Übersicht bei Finger, Praxis der Kinderpsychologie und Kinderpsychiatrie 1990, 132 (133);  ders., Recht und Psychiatrie 1988, 14. Welche Krankheiten als Erbkrankheiten einzustufen sind und einen inneren Bezug zur beabsichtigten Eheschließung haben können, kann zudem kaum verlässlich beurteilt werden. Andere Krankheiten weisen ebenfalls genetisch bedingte Anteile auf. Eheverbote für geistig Behinderte – auch in schwerster Form – bleiben blind für Glück und Lebenschancen, die diesen aus einer stabilen Verbindung erwachsen können. Umgekehrt verkürzt die Sicht, die Ehe auf Nachkommenschaft und ihre Aufzucht reduziert, die Dinge ebenfalls unzulässig. Deshalb sind Eheverbote »aus allgemeinen gesundheitlichen Gründen« über Art. 6 EGBGB schlechthin abzuwehren, ordre-public; für eine besondere Ehegeschäftsfähigkeit  BayObLG, StAZ 1996, 229 und Finger, StAZ 1996, 225, vgl. im Übrigen oben Rz. 47.
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s)  Irrt sich ein Gatte bei der Heirat über die Person des anderen oder wird er von diesem bedroht (oder in maßgeblicher Form getäuscht), richten sich Voraussetzungen und Folgen der Eheaufhebung/-auflösung nach dem aus Art. 13 Abs. 1 EGBGB berufenen Recht, dazu schon Rz. 51 mit Nachw., zu den Folgen Rz. 58b.
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t)  Religiöse Ehehindernisse und Eheverbote, zu islam. Grundsätzen dabei vgl. Scholz, StAZ 2003, 321 und Kartal, KJ 2003, 382 (391 f.), insbesondere bei Glaubensverschiedenheit, Übersicht bei Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 38 und bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 397ff.; zum Verhältnis zum Iran vgl. 5.4 Rz. 37f.; Kropp, StAZ 1984, 216 und Elwan, IPRax 1986, 124, sind nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen, doch besteht Einigkeit, dass sie bei uns an Art. 6 EGBGB scheitern, Übersicht bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 62 und Elwan, Der Einfluss des Korans auf ausl. Familienrecht, Brühler Schriften zum Familienrecht Band 9, S. 72; KG, FamRBint 2005, 69 für Bangla Desh;  zu weiteren Fallgruppen, insbesondere zum Keuschheitsgelübde, Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 38, zum ausländischen Eheverbot der höheren »priesterlichen Weihen« vgl. OLG Hamm, OLGZ 1974, 103; MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 63 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 2. Kann nach dem berufenen ausländischen Sachrecht Befreiung verlangt werden, ist sie aus Gründen des Entscheidungseinklangs zunächst nachzusuchen; zur Eheschließung von Tunesierinnen mit Nicht-Muslims Krüger, StAZ 1998, 251; zu weiteren Einzelheiten (religiöse Eheverbote etc. insbesondere bei Muslimen) Rohe, StAZ 2000, 161; zum Ehehindernis der Glaubensverschiedenheit nach jezid. Vorstellungen (und Auswirkungen auf die Regelung der elterlichen Sorge, § 1671 Abs. 2 Nr. 2 BGB) OLG Nürnberg, FamRZ 2001, 1639, zur Ahmadyya-Scheidung vgl. OLG Köln, FamRB 2002, 365 mit Anm. Finger und AG Frankfurt, FamRZ 2004, 631. Fällt ein musl. Ehegatte von seinem Glauben ab, muss die Ehe geschieden werden, dazu Kartal, KJ 2003, 382 (391); diese Folge gilt auch dann, wenn die Ehefrau, die früher einem anderen Glauben angehörte, nun zum Islam übertritt und der Mann nicht ebenfalls Muslim wird, wiederum Kartal, KJ 2003, 382 (391), vgl. auch Art. 17 EGBGB Rz. 44a Abs. 2 und Art. 6 EGBGB. Für uns sind diese Anordnungen im Auslandsrecht folgenlos, Art. 6 GG, und die Anerkennung eines ausländischen, erzwungenen Scheidungsurteils scheitert ebenfalls (so dass wiederum hinkende Rechtsverhältnisse entstehen); wie hier in der rechtl. Bewertung KG, FamRBint 2005, 69 für Bangla Desh.

77

u)  Rassenverschiedenheit darf bei uns (und dem erforderlichen Inlandsbezug) nicht zu einem Eheverbot führen, Art. 6 EGBGB und Art. 3 Abs. 3 GG; über dieses Ergebnis besteht Einigkeit, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 65 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 8.
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v)  Unterschiedliche Staatsangehörigkeit kann die Eheschließungsfreiheit der Verlobten nicht einschränken, Art. 6 EGBGB (und Art. 6 GG), selbst wenn das berufene Heimatrecht, Art. 13 Abs. 1 EGBGB, Schranken aufrichtet, AG Bad Wildungen, StAZ 1990, 170 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 8. 

78a

Vermögensrechtl. Ebenbürtigkeit, dazu etwa Art. 20 des Vorläufigen Gesetzes Nr. 61 des Jahres 1976 für Jordanien, erscheint aus unserer Sicht ordre public-widrig, denn danach muss der Mann "hinsichtlich des Vermögens für die Frau" ebenbürtig sein, und das bedeutet, dass er den "ersten Teil der Brautgabe und den Lebensunterhalt der Ehefrau" zu zahlen imstande ist, wobei der Kadi berechtigt ist, auf Antrag die Ehe wegen der mangelnden Ebenbürtigkeit des Ehemannes aufzulösen, falls die Ehefrau aus der Ehe noch nicht schwanger ist, Art. 23. 
79

w)  Staatliche Genehmigungsvorbehalte für die Heirat eigener Staatsangehöriger sind bei uns unbeachtlich, Art. 6 EGBGB, auch wenn sie »nur« Soldaten, Offiziere, Staatsbedienstete (Studenten!) u.ä. erfassen, Übersicht bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 66 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 405; zur vorherigen Ableistung des Wehrdienstes (Belgien) OLG Düsseldorf, StAZ 1980, 308 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 408. Die frühere Rspr., die solche Verbote weitgehend beachtete, ist überholt, doch hält Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 7 und 8 Vorbehalte für Offiziere und Beamte (Beispiel: Iran, vgl. dazu 5.4 Rz. 37f.) nach wie vor für beachtlich, vgl. auch Wähler, StAZ 1989, 186 und KG, NJW 1961, 2209; sehr viel kritischer Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 411 und 412, der darauf hinweist, dass politische Überlegungen eines ausländischen Staates oder bevölkerungsrechtliche Gesichtspunkte familienfremd sind und deshalb bei uns unbeachtet bleiben sollten. Kann nach ausländischem Recht Befreiung verlangt werden, ist sie aus Gründen des Entscheidungseinklangs und zur Vermeidung hinkender Ehen zunächst nachzusuchen, vgl. Rz. 76 zum ausl.  Ehevormund Rz. 48 Abs. 2.
80

Der staatlichen Zustimmung bedurfte eine Ehe mit einem Ausländer auch nach dem Recht der (früheren) DDR, § 18 Abs. 1 Satz 2 RAG, wobei diese Bestimmung aus Sicht der Behörden der DDR das Verhältnis zur Bundesrepublik einschloss, dazu Wolf, DtZ 1995, 386 (389).
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x)  Ist die Übergabe einer Morgengabe als Eingehensvoraussetzung für die Eheschließung gefasst, ist sie nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu behandeln, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 60. In der Sache nimmt ihre Zusage unterschiedliche Aufgaben wahr, unten Art. 14 EGBGB Rz. 72 und Art. 15 EGBGB Rz. 77, insbesondere als Unterhaltsersatz und bei der sonstigen Ausstattung der Frau, sehr ausführlich Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 9. Deshalb ist auch Art. 6 EGBGB nicht verletzt. Muss nach Heimatrecht die Leistung vor der Heirat erfolgen, ist ein entsprechender Nachweis notwendig, zur ehewirkungsrechtl. Anknüpfung BGH, FamRZ 2010, 533 mit Anm. Henrich = JZ 2010, 733 mit Anm. Wurmnest, 736 nach ders., FamRZ 2005, 1878 f. Bleibt die Ehe gleichwohl geschlossen, wird sie wirksam, und der Mangel kann ohnehin jederzeit behoben werden. Ehevertragl. Ausschluss führt nach einigen ausl. Rechtsordnungen (etwa: Algerien) zur Nichtigkeit der Verbindung, aber wir müssen dem nicht folgen, vgl. im Übrigen ausf. 5.4 Rz. 49 f. mit vielen Nachw. Für Zahlungs- und Nachzahlungsansprüche der Frau entscheidet je nach Zeitpunkt Art. 14 EGBGB oder Art. 17 EGBGB, Heldrich, IPRax 1983, 64 (65); ausführlich zur Behandlung der Morgengabe Rauscher, DEuFamR 1999, 194 im Anschluss an BGH, DEuFamR 1999, 133; Wurmnest, RabelsZ 71 (2007), 527. Ist die Morgengabe/Brautgabe vor der Eheschließung noch nicht geleistet, gilt für (mögliche) Ansprüche auf sie das Verlöbnisstatut, LG Bochum, FamRZ 1990, 883 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 9 mit Nachw., anders OLG Nürnberg, NJWE-FER 2001, 116 (Ehewirkungsstatut während bestehender Ehe, aber beide Vorstellungen gelangen zum selben Ergebnis). Ausl. Verbote sind bei uns unbeachtlich, selbst wenn sie dort Verfassungsrang haben sollten, etwa für die Türkei (Trennung von Staat und »Kirche«), zum Trostgeschenk nach neuem marokk. Familienrecht vgl. Nelle, StAZ 2004, 253 und Art. 14 EGBGB Rz. 72 und 72a, zur  Abgrenzung von einem Schenkungsversprechen (und das Verhältnis zur Türkei) OLG Stuttgart, NJW-RR 2008, 742.
81a

Anders ist – jedenfalls bei ausreichendem Inlandsbezug – die im jeweiligen Heimatrecht vorgesehene Verpflichtung zur Zahlung eines Brautpreises zu beurteilen, wobei allerdings die Eheschließung, die unter dieser Voraussetzung im Ausland erfolgt ist, für sich wirksam bleibt, dazu Sturm, StAZ 1995, 343 (350); zu sonstigen Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 385f. und OLG Köln, NJW-RR 1994, 1026 für die Brautgeldvereinbarung nach Sinti-Art, für die eine schuldrechtliche Qualifikation (und Anknüpfung) in Betracht kommen soll.

81b

y) Bei uns kann die beabsichtigte Heirat schließlich scheitern, wenn die ausl. Scheidung einer Vorehe nicht anerkennungsfähig ist; mit In-Kraft-Treten der EheGVO (VO Nr. 1347/2000 bzw. Nr. 2201/2003) haben sich die Dinge aber im Verhältnis der Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung verändert, denn nun ist eine Anerkennung »ohne weiteres« vorgesehen, selbst wenn die Gerichte dort aus unserer Sicht international nicht zuständig sind bzw. waren, dazu Hay, Int. Privatrecht, S. 282 (283), so dass § 98 Abs. 2 FamFG, bisher § 606a Abs. 2 ZPO, ohne Bedeutung bleibt. 
 





81c

Die in Dänemark geschlossene Ehe einer in Deutschland geschiedenen Brasilianerin ist wirksam, selbst wenn das deutsche Scheidungsurteil in Brasilien nicht anerkannt wurde (Zuständigkeit: Oberstes Bundesgericht), denn das brasilianische IPR verweist für die Eheschließung auf das deutsche Wohnsitzrecht der Ehefrau zurück, dazu AG Groß-Gerau, IPrax 2003, 355 und Jayme, IPrax 2003, 339.

5.  Fehlen persönlicher/sachlicher Voraussetzungen der Eheschließung

                                                        82

a)  Fehlen die nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB notwendigen Voraussetzungen für die Eingehung der Ehe, darf sie (zumindest im Inland) nicht geschlossen werden; Befreiung von der Beibringung eines Ehefähigkeitszeugnisses ist, wenn der Mangel feststeht, endgültig zu versagen. Weichen die Verlobten ins Ausland aus, sind sie zwar wirksam miteinander verheiratet, wenn die dort vorgeschriebene Form eingehalten ist, doch ist die Fehlerhaftigkeit ihrer Verbindung nicht beseitigt, dazu Rz. 100. Ob eine Heilung möglich ist, entscheidet sich nach eigenen Regeln. Für diese Heilung ist nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB das Recht zuständig, dessen Voraussetzungen nicht erfüllt sind (verletztes Recht, so nun wieder OLG Zweibrücken, FamRZ 2006, 1201), also für die von den Eheleuten vorgenommene Bestätigung ihrer Heiratsabsicht nach Wegfall des Mangels, für die nachträgliche Genehmigung, für die Auswirkungen schlichten Zeitablaufs, aber auch für die Unwirksamkeit der Ehe, ihre Folgen und die Art der Auflösung. Sind die Heimatrechte beider Verlobten verletzt, müssen Heilung oder Wegfall des Mangels nach beiden Rechtsordnungen eingetreten sein, um die Ehe wirksam erscheinen zu lassen.
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Das verletzte Recht bestimmt danach zunächst über die Struktur der Verletzungsfolge, so plastisch MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 78, ob also eine eher unwesentliche Ordnungsregel betroffen ist, die keine unmittelbaren, rechtsförmigen Auswirkungen für das Eheband nach sich zieht, oder ob die Ehe in ihrem Bestand berührt ist und ob und in welcher Form sie aufgelöst ist oder aufgelöst werden kann, zu Einzelheiten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 78; Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 759ff. So kann die unter Verstoß gegen die aus Art. 13 Abs. 1 EGBGB berufenen Heimatrechte der Verlobten eingegangene Verbindung Nichtehe (ohne Notwendigkeit einer gerichtlichen, erst bestätigenden Entscheidung, dazu OLG Hamburg, StAZ 1988, 132 [134] und OLG Karlsruhe, StAZ 1984, 287; im Inland kann aber Feststellungsklage erhoben werden, und in der Regel – abgesehen von offensichtlichen Rechtsverletzungen – sollte aus Gründen der Rechtssicherheit ein entsprechendes Verfahren abgeschlossen sein, bevor Rechtsfolgen geltend gemacht werden können, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 79) oder nichtig mit Rückwirkungen sein, zu diesen Punkten auch BGH, NJWE-FER 2001, 116. Allerdings können manche tatsächlichen Geschehnisse von der Nichtigkeit der Ehe ausgenommen und wie Scheidungsfolgen zu behandeln sein, etwa zum Schutz des benachteiligten Partners oder von Kindern. Schließlich können Anfechtung und Aufhebung (mit Wirkungen für die Zukunft, dazu LG Hamburg, FamRZ 1974, 96) zur Auflösung bereitstehen oder Scheidungsregeln eingreifen, zu weiteren Einzelheiten OLG Hamburg, StAZ 1988, 132 (134); OLG München, IPRax 1988, 354; BayObLGZ 1993, 224. Sind die Folgen nach den beteiligten Rechtsregeln unterschiedlich, kommen Grundsätze des »schärferen Rechts« zur Anwendung, OLG Frankfurt, FamRZ 2002, 705, ausf. Rz. 85. Stellt das Heimatrecht eines Verlobten, das als verletztes Recht zur Anwendung kommt, Aufhebungsgründe mit Scheidungsgründen gleich, bleibt Art. 13 Abs. 1 EGBGB maßgeblich, ohne dass Art. 17 EGBGB anwendbar wird, zu weiteren Angleichungsfragen MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 78; allg. zur Angleichung OLG Köln, FamRZ 1995, 1200; zur Ehenichtigkeitsklage nach phil. Heimatrecht (das die Ehescheidung nicht kennt) vgl. AG Frankfurt, Streit 1999, 136 und Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, B. IV. 1. Nach dt. Recht sollte sich auch beurteilen, ob eine Scheinehe vorliegt, selbst wenn ausl. Recht eines Verlobten ein solches Ehehindernis nicht kennt, zumindest wenn der Inlandsbezug deutlich ist, dazu AG Heilbronn, FamRZ 2000, 1364; zur Scheinehe sonst Rz. 33f. Lässt ausl. Recht eine ursprünglich unwirksame Ehe wirksam werden, etwa bei zunächst bestehender Doppelehe, aber nachträglich erfolgter Scheidung der ersten Verbindung, folgen wir, dazu BGH, FamRZ 2002, 604 mit Anm. Finger, FamRB 2003, 265 für Russland, wenn die Zweitehe für sich sonst wirksam ist. Ist die Eheschließung wegen Formverstoßes unwirksam, etwa weil ein griechisch-orthodoxer Geistlicher ohne die notwendige Ermächtigung sie in Deutschland vorgenommen hat, kann ein Anwalt, der seinem Mandanten zu Zahlung von Unterhalt an seine Ehefrau rät, haftpflichtig werden, dazu BGH, FamRZ 2003, 638; sehr kritisch allerdings Mäsch, IPrax 2004, 421, denn die Verbindung ist in Griechenland als Ehe wirksam, so dass zumindest dort Rechtswirkungen eintreten, hinkende Ehe, zu § 1309 Abs. 2 BGB und der Aufhebung/Scheidung (mit anschließender Wiederheirat) einer Ehe mit einer philippinischen Frau OLG München, IPrax 2011, █.
83a

Nach Art. 181 türk. ZGB a.F. ist die Anfechtung einer Ehe wegen Drohung möglich, zur Berechnung der Frist (sechs Monate) AG Lüdenscheid, NJW-RR 1998, 866, nach Art. 149 türk. ZGB a.F. wegen Irrtums und nach Art. 150 türk. ZGB a.F. wegen Täuschung, neuer Text bei Odendahl/Rumpf, StAZ 2002, 100; besteht die Zwangslage fort, läuft die Frist nicht, und beendet kann der Druck bei einer »sicheren Zuflucht« sein, wobei spätere, neue Drohungen keine Rolle mehr spielen, da das türkische Heimatrecht keine »Hemmung« des Fristlaufes kennt, AG Lüdenscheid, NJW-RR 1998, 866 (867); zweifelnd OLG Bamberg, FamRZ 1990, 762; zum Fristlauf bei einer Ehelichkeitsanfechtung nach türkischem Recht  sonst (und dt. ordre public) AG Berlin-Spandau, NJWE-FER 1997, 249 und Krüger, FamRZ 1997, 1059 sowie OLG Düsseldorf, FamRZ 1997, 3.
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Nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB ist schließlich zu beurteilen, ob bei Fehlerhaftigkeit der Eheschließung dem zuständigen Staatsanwalt ein eigenes Klagerecht zusteht, AG Heidelberg, IPRax 1986, 165 und OLG Karlsruhe, IPRax 1986, 166 mit Anm. Heßler, IPRax 1986, 146; für andere Personen (Eltern, Vormund u.a.) vgl. MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 79. Das verletzte Recht wird auch sonst für die Klagebefugnis maßgeblich. Dabei kann allein der Verlobte mit entsprechenden Rechten ausgestattet werden, dessen Personalstatut verletzt ist, doch kann auch (oder ausschließlich) der andere Teil klagebefugt sein, so dass die Bemerkung, in bestimmten Fällen (etwa der Ehenichtigkeit) könne jeder der Gatten gerichtliche Schritte einleiten, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 11, so nicht zutrifft, richtig MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 79.

84a

Allerdings kann die Erhebung der Ehenichtigkeitsklage wegen Doppelehe durch die Staatsanwaltschaft nach § 24 EheG (a.F.) unzulässig sein, wenn die frühere Ehe, die jetzt angegriffen wird, bereits wirksam geschieden, die spätere Ehe – im Ausland (hier: Polen) – nach dem gemäß Art. 13 Abs. 1 EGBGB für einen Partner maßgeblichen ausländischen (hier: polnischen) Recht wirksam ist und einer Nichtigkeitserklärung nicht (mehr) zugänglich wäre, OLG Nürnberg, FamRZ 1998, 1109, wobei Gesichtspunkte des Rechtsmissbrauchs maßgeblich werden sollen. Schutzgedanken aus Art. 6 Abs. 1 GG spielen ebenfalls eine Rolle, dazu BGH, FamRZ 1986, 879 (880). Zwar ist Ziel des besonderen Verfahrens, das »allgemeine, öffentliche Interesse am Grundsatz der Einehe möglichst uneingeschränkt durchzusetzen«, so dass unerheblich ist, ob eine »nichtige Ehe« schon in anderer Form aufgelöst ist, doch kann dieser Grundsatz nicht uneingeschränkt gelten, OLG Nürnberg, FamRZ 1998, 1109 (1110), insbesondere dann nicht, wenn die zweite Ehe bereits vor Erhebung der Nichtigkeitsklage geschieden ist, wobei die vermögensrechtlichen Folgen je gesondert zu behandeln sein können, OLG Nürnberg, FamRZ 1998, 1109. Vor allem aber sollte vermieden werden, dass

–
hinkende Verbindungen/hinkende Ehescheidungen/hinkende Nichtigkeitserklärungen entstehen oder ausgesprochen werden,

–
und das wäre der Fall, wenn die Ehe nach dt. Recht als unwirksam,

–
nach ausländischem Recht aber als fortbestehend anzusehen wäre, OLG Nürnberg, FamRZ 1998, 1109 (1110); vgl. im Übrigen BGH, FamRZ 2002, 604 mit Anm. Finger, FamRB 2002, 265 für Russland (Wirksamkeit einer Doppelehe, wenn die hindernde Erstehe in der Zwischenzeit rechtskräftig geschieden ist), anders noch OLG Oldenburg, IPrax 2001, 143; vgl. im Übrigen Piekenbrock, IPrax 2001, 119.

−
Vorrangig vor einem Scheidungsverfahren, das sich nach ausl. Recht richtet, ist jedenfalls die Feststellung, dass eine Ehe nicht besteht,

−
bzw. ihre Nichtigkeit im gerichtlichen Verfahren, dazu OLG Frankfurt, FamFR 2010, 215 für Kanada (bei einem Scheidungsverfahren, das brasilianischem Recht folgen würde).
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Sind die Heimatrechte beider Verlobten verletzt, sind aber die rechtlichen Folgen jeweils unterschiedlich geregelt – Aufhebbarkeit der Ehe nach einer Rechtsordnung, Nichtigkeit nach der anderen –, kann das ärgere Recht entscheiden, aber auch das Recht des verletzten Ehegatten, dazu OLG Zweibrücken, FamRZ 2006, 1201, vgl. im Übrigen Art. 17 EGBGB Rz. 124 f., so dass im Ergebnis entweder die strengeren Bestimmungen anwendbar werden, oder die, die die Auswirkungen auf den Partner bewerten und ihn schützen wollen, Einzelheiten bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 80 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 14; BGH, FamRZ 1991, 303 und LG Hamburg, FamRZ 1973, 602; OLG Oldenburg, IPrax 2001, 143 (144); zu weiteren Einzelheiten Henrich, Int. Familienrecht, S. 17f.; vgl. auch OLG Nürnberg, NJW-RR 1998, 5 und OLG Frankfurt, FamRZ 2002, 705 für die Philippinen; OLG Stuttgart, IPrax 2011, 91 mit Anm. Henrich (für Serbien). Gelingt keine eindeutige Feststellung, welches Recht die "schärferen Folgen" bringt, können die Vorschriften maßgeblich werden, mit denen die Eheleute ihre Staatsangehörigkeit zum Zeitpunkt der Ehe am engsten verbunden sind oder waren, OLG Stuttgart, IPrax 2011, 92; sind keine "sonstigen Anknüpfungspunkte für eine bestimmte Rechtsordnung ersichtlich ..", kann "die praktikabelste Lösung" die sein, die "Sachnormen des am Gerichtsort geltenden Rechts zur Anwendung zu bringen", bei gerichtl. Zuständigkeit in Deutschland also häufig materielles Recht, OLG Stuttgart, IPrax 2011, 91 (92 mit Anm. Henrich). Nach AG Düsseldorf, IPrax 1998, 41 (mit zustimmender Anm. Jayme) sind die Folgen einer »Ehebeseitigung« nach der Rechtsordnung zu beurteilen, die für die Beurteilung der Sachfrage (hier: Nichtigkeit) herangezogen worden ist, wobei Jayme darauf hinweist, dass auch für die Anknüpfung der vermögensrechtlichen Wirkungen bei Ungültigkeit der Ehe an das Scheidungsfolgenstatut einige Gesichtspunkte ins Feld geführt werden können, und dann wäre (etwa güterrechtlich) Art. 15 EGBGB berufen, dazu auch Barth, Vermögensrechtliche Ungültigkeitsfolgen im reformierten, deutschen internationalen Privatrecht, Diss. Heidelberg 1997. Bei den meisten gemischt-nationalen Ehen mit dt. Beteiligung dürfte allerdings in Zukunft das ausl. Recht das »ärgere« Recht sein, da in Deutschland mit G v. 4. 5. 1998 die »Nichtigkeitsfolge« abgeschafft und durch ein Aufhebungsverfahren ersetzt ist, Einzelheiten in §§ 1313ff. BGB und Jayme, IPrax 1998, 41 unter Hinweis auf BR-Drucks. 79/96 S. 5. Bei starkem Inlandsbezug kommt für einige Rechtswirkungen ohnehin die Anwendung von § 1318 BGB in Betrachtl, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 2002, 705, Finger, FuR 2008; zu weiteren Einzelheiten gleich Rz. 87.
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Für das Verfahren im Inland gilt wie stets die lex fori; dabei sind Klagebegehren, die auf fremde Folgen zielen, nach unseren Regeln umzudeuten, und fremde Einrichtungen sind anzugleichen, zur Angleichung  (in anderem Zusammenhang) OLG Köln, FamRZ 1995, 1200. Schuldausspruch im Urteilstenor ist wie sonst möglich, dazu Art. 17 EGBGB Rz. 52ff., und Mitschuld des anderen Ehegatten kann ebenfalls festgestellt werden, Art. 17 EGBGB Rz. 70. Für die Urteilsfassung sollten die Besonderheiten des angewandten, fremden Rechts Beachtung finden, richtig MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 81. Schließlich stellen sich Anerkennungsfragen im Ausland, vgl. zu Einzelheiten Finger, FuR 1999, 310 und Gruber, FamRZ 1999, 1563. Im Übrigen können wir selbst Folgen aussprechen, die dem dt. Sachrecht nicht (mehr) bekannt sind, zur Nichtigkeitsklage nach phil. Heimatrecht vgl. Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, S. 100 im Anschluss an AG Frankfurt, Streit 1999, 136.

Im Familienbuch ist die Nichtigerklärung durch gerichtl. (ausl.) Entscheidung auch dann so einzutragen, wenn Zweifel an der Richtigkeit der Rechtsanwendung bestehen, da eine inhaltliche Überprüfung durch den Standesbeamten nicht stattfindet, vgl. StAZ 2002, 49 (Fachausschuss Nr. 3605).

86a

b)  Ist bei Ehehindernissen eine Befreiung nach ausl. Recht vorgesehen, richten sich Voraussetzungen und Folgen nach den dortigen Regeln, soweit Art. 13 Abs. 1 EGBGB aus unserer Sicht betroffen ist. Sind dt. Gerichte internat. zuständig, kann das Verfahren auch in Deutschland geführt werden, wobei der Vorbehalt ausschließlicher Zuständigkeit für ausl. Gerichte/Behörden für uns unbeachtlich bleibt, dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 12 mit Nachw. und Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 (188) für die Türkei.
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c)  Für die weiteren Folgen nach einer Auflösung der fehlerhaften Ehe gilt:

–
Grundsätzlich ist Art. 13 Abs. 1 EGBGB und das über diese Vorschrift berufene Beseitigungsstatut maßgeblich,

–
also für güterrechtliche Fragen, 

–
für den Versorgungsausgleich (dazu unten Art. 17 EGBGB Rz. 129) und

–
für sonstige vermögensrechtliche Auswirkungen,

–
wobei für unbenannte Zuwendungen unter »Ehegatten« ohnehin eine schuldrechtliche Anknüpfung zutreffend sein soll, dazu BGH, IPRax 1995, 399 (400) mit güterrechtlicher Kontrolle auf sachliche Ausgewogenheit, früher schon BGHZ 65, 320 (324) und 115, 132 (138); kritisch für den kollisionsrechtlichen Teil Winkler v. Mohrenfels, IPRax 1995, 379 (380 und 381).

–
Art. 16 EGBGB ist stets zusätzlich zu berücksichtigen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 83.

–
Für Unterhaltsforderungen kommt dagegen Art. 18 EGBGB zur Anwendung, Palandt/Heldrich, Art. 18 EGBGB Rz. 13; vgl. dazu Art. 18 Abs. 4 Satz 2 EGBGB, und im Übrigen ergeben sich diese Folgen auch aus Art. 8 Abs. 2 HUÜ. Stuft das so berufene ausländische Sachrecht die Folgen der Eheaufhebung oder der Ehenichtigkeit wie Scheidungsfolgen ein, behandeln wir die Dinge ebenso, wenn sich nicht aus unserer Sicht aus Art. 6 EGBGB Einschränkungen ergeben; wir kennen eine solche Gleichstellung auch, vgl. dazu §§ 26 Abs. 2 und 32 Abs. 2 EheG a.F., jetzt (allerdings enger) § 1318 BGB, zum früheren Recht BGH, FamRZ 1982, 475.

–
Für Unterhaltsansprüche der Kinder ist Art. 18 EGBGB maßgeblich, während

–
das Ehebeseitigungsstatut die Auswirkungen der Eheauflösung auf die Rechtstellung der Kinder zu ihren Eltern festlegt (fortbestehende Ehelichkeit oder Nichtehelichkeit), dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 83 mit vielen Nachw. in Fn. 303 und Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 13. Allerdings zieht Art. 6 EGBGB für uns enge Grenzen, und Art. 21 EGBGB bzw. die Bestimmungen des MSA/KSÜ werden für uns zumindest Wertungsmaßstab für die Bewertung in der Sache.

–
Namensfolgen sind wie stets nach Art. 10 EGBGB anzuknüpfen.

Bei starkem Inlandsbezug kann für uns § 1318 BGB mit seinen unterschiedlichen Anordnungen für die einzelnen Teilbereiche maßgeblich werden, selbst wenn ausl. Recht anders entscheidet, dazu auch Finger, FuR 2008, 419.
6.  Art. 13 Abs. 2 EGBGB

                                                       88

Art. 13 Abs. 2 EGBGB führt zur Verdrängung des sonst berufenen ausl. und statt dessen zur Anwendung deutschen Rechts, eine besondere Vorbehaltsklausel, die auf ordre-public-Erwägungen beruht, so Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 15, und die aus Art. 6 GG abgeleitete Eheschließungsfreiheit schützt, vgl. im Ausgang schon BVerfGE 31, 58 und BT-Drucks. 10/504 S. 52 und 53. Daneben kann aber auch Art. 6 EGBGB (allg. ordre-public) Prüfungsmaßstab werden. Glücklich formuliert ist Art. 13 Abs. 2 EGBGB sicherlich nicht; Unklarheiten bei der Auslegung sind die notwendige Folge.
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Fehlt eine sachliche Eingehensvoraussetzung bei der Eheschließung nach dem Heimatrecht eines oder beider Verlobten, muss ein Partner, soll Art. 13 Abs. 2 EGBGB maßgeblich werden, bei der Heirat seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben oder Deutscher sein (Nr. 1), und beide müssen im übrigen alle zumutbaren Schritte zur Beseitigung des Mangels unternommen haben (Nr. 2), damit Art. 13 Abs. 2 EGBGB anwendbar wird; schließlich muss »es mit der Eheschließungsfreiheit unvereinbar (sein), die Eheschließung zu versagen«, wobei klargestellt wird, dass »insbesondere . . . eine frühere Ehe eines Verlobten nicht (entgegensteht), wenn ihr Bestand durch eine hier erlassene oder anerkannte Entscheidung beseitigt oder der Ehegatte des Verlobten für tot erklärt ist«, Nr. 3. Damit übernimmt das dt. Recht Abwehraufgaben, weil ausländisches Recht ausgeschaltet wird, aber auch selbst Ersatzfunktionen, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23b. Sämtliche Merkmale aus Art. 13 Abs. 2 EGBGB müssen jedenfalls nebeneinander (kumulativ) erfüllt sein.
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Nach Nr. 1 muss ein Verlobter bei der beabsichtigten Heirat seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, dazu unten Art. 14 EGBGB Rz. 15ff., oder Deutscher sein. Wie Deutsche werden Staatenlose und Flüchtlinge mit dt. Personalstatut behandelt. Bei Mehrstaatigkeit eines Deutschen entscheidet seine dt. Staatsangehörigkeit selbst dann, wenn sie nicht effektiv ist, dazu Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB.
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Nr. 2 verlangt zudem, dass die Verlobten die (ihnen) zumutbaren Schritte unternommen haben, um eine fehlende Voraussetzung zu erreichen oder einen vorhandenen, nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu beurteilenden Mangel zu beseitigen. Nach Heimatrecht notwendige Verfahren und ihr Ausgang sind daher zunächst abzuwarten, und Behördentätigkeit dort ist nachzusuchen. Unannehmlichkeiten und Mühen müssen die Verlobten auf sich nehmen. »Nur wenn etwaige Schritte von vornherein wegen der Praxis des Heimatstaates aussichtslos sind, sind sie den Verlobten als unzumutbar zu ersparen«, BT-Drucks. 10/504 S. 53 und OLG Celle, StAZ 1988, 261; OLG Köln, StAZ 1989, 260; und KG, FamRZ 1994, 1413 (1414/1415). Ob danach verlangt werden kann, dass die Heiratswilligen das für die Heirat erforderliche Mindestalter abwarten, erscheint zweifelhaft, so aber MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23e (richtiger ist wohl, nach den Umständen im Einzelfall zu entscheiden – wie hoch ist das Mindestalter, welche Zeit muss bis zu dieser Altersgrenze noch verstreichen?), gerade wenn andererseits die akute Todesgefahr eines Verlobten (bei qualifiziertem Inlandsbezug) zur Anwendung von Art. 13 Abs. 2 EGBGB (wegen Unzumutbarkeit weiteren Zuwartens) führen soll, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23e.
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Stets »muss es mit der Eheschließungsfreiheit unvereinbar sein, die Eheschließung zu versagen«, Art. 13 Abs. 2 Nr. 3 Hs. 1 EGBGB. BT-Drucks. 10/504 S. 53 erwähnt dabei (leider nur) ein Beispiel, nämlich »überzogene, aus entfernter Verwandtschaft abgeleitete Ehehindernisse«, und nimmt im übrigen ein wenig vage Bezug auf BVerfGE 31, 58, wobei sich diese Entscheidung aber (allein) mit der vorausgegangenen Ehescheidung beschäftigt und sonst kaum verallgemeinerungsfähig ist, zutreffend MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23g. Klar ist lediglich die Behandlung der in Hs. 2 aufgezählten Sonderfälle – Ehescheidung und Todeserklärung, dazu gleich Rz. 93. Tatsächlich hat danach Art. 13 Abs. 2 Nr. 3 Hs. 1 EGBGB wohl nur ein beschränktes Anwendungsfeld; neben dem bereits erwähnten Eheverbot bei weitläufiger Verwandtschaft (oder Schwägerschaft) erfasst die Bestimmung noch die verweigerte Trauungseinwilligung dritter Personen und die unberechtigt verlangte Zustimmung der Eltern oder der sonst Sorgeberechtigten bei minderjährigen Verlobten. Eheverbote der Rassenverschiedenheit, des unterschiedlichen religiösen Bekenntnisses, der fehlenden, übereinstimmenden Staatsangehörigkeit, bei körperlichen oder geistigen Mängeln und bei (angeblichen) Erbkrankheiten sind dagegen so anstößig, dass sie schon am allg. ordre-public (Art. 6 EGBGB) scheitern und nicht erst unter den zusätzlichen Einschränkungen mit Wertungsmöglichkeiten aus Art. 13 Abs. 2 EGBGB, teilw. abw. MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23g; zu Einzelheiten bei den genannten Eheverboten vgl. oben Rz. 72f., zu türk. Eheverboten neuen Rechts (ab 1. 1. 2002) Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 und OLG Stuttgart, OLG-Report Stuttgart, 2000, 157 (für die Ehe unter Verschwägerten), und a.A. EuGHMR, FamRZ 2005, 1971.
93

Mit der Eheschließungsfreiheit unvereinbar ist nach Hs. 2 die nach ausl. Sachrecht versagte Eheschließung nach Scheidung einer Vorehe (eines Verlobten), wenn diese Scheidung im Inland vorgenommen oder hier zumindest anerkannt ist, wobei die EheGVO bzw. die VO Nr. 2201/2003 manche »Erleichterungen« bringt, denn im Verhältnis der Mitgliedstaaten ist die Anerkennung »ohne weiteres« vorgesehen, dazu auch Rz. 81a; gleichgestellt ist die Todeserklärung. Ebenso zu behandeln sind Aufhebungsverfahren, vgl. dazu im inl. Recht §§ 1313ff. BGB, sowie die gerichtliche Feststellung des Nichtbestehens der Ehe, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23f.; Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 17, Privatscheidungen aber nur, wenn sie im Ausland ausgesprochen – im Inland sind Privatscheidungen unzulässig, vgl. dazu § 1564 BGB und Art. 17 EGBGB Rz. 136 – und bei uns anerkennungsfähig sind, dazu unten Art. 17 EGBGB Rz. 136 und BGH, NJW 1990, 1594; BGH, FamRZ 1994, 434 (435); zu einer syrischen Privatscheidung und ihrer Anerkennung in Deutschland BayObLG, IPRax 1995, 324; grundsätzlich a.A. wohl MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 23f.; ausführlich Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 17.
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Auch in den Fällen aus Hs. 2 sind die Voraussetzungen aus Nr. 1 und 2 stets und vorrangig zu prüfen, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 17 und OLG Köln, StAZ 1989, 260. Ist Abs. 2 Nr. 1–3 erfüllt, ist für die nach dem sonst maßgeblichen Eheschließungsstatut nach Abs. 1 fehlenden Gültigkeitserfordernisse dt. Recht heranzuziehen, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 18. Bestehen aus unserer Sicht keine (weiteren) Ehehindernisse, ist die Heirat nach Abs. 2 wirksam, wenn alle sonstigen, für die Verlobten nach ihrem Heimatrecht/Personalstatut zu beurteilenden Gültigkeitsmerkmale vorliegen.

7.  Art. 13 Abs. 3 EGBGB

                                                        95

a)  Art. 13 Abs. 3 EGBGB beschäftigt sich mit der (notwendigen) Form einer im Inland geschlossenen Ehe, während bei Auslandstrauungen Art. 11 Abs. 1 EGBGB eingreift. Zur Form zählen dabei alle »privatrechtlichen Fragen der äußeren Gestaltung des Eheschließungsaktes und seiner rechtlichen Vorbereitung«, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 84 und BGHZ 29, 137 (140), also auch

–
ob die Eheschließung überhaupt in einem bestimmten förmlichen Akt erfolgen muss oder ob

–
die bloße, formlose Willensübereinstimmung ausreicht, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 478ff.; im Übrigen – in etwas anderem Zusammenhang – Mäsch, IPrax 1995, 371.

–
Zur Form gehört allerdings nicht die Bestellung des Aufgebots/die Anmeldung, die verwaltungsverfahrensrechtliche Züge aufweist und deshalb, wenn Verstöße festzustellen sind, bei uns allenfalls mittelbar wirkt bzw., wenn sie fehlt, folgenlos bleibt, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 85,

–
wohl aber die Mitwirkung des Trauungsorgans, also etwa des Standesbeamten oder (in Ausnahmen) des Kapitäns auf hoher See, dazu Kegel, Int. Privatrecht, § 20 IV 2a S. 604 und

–
die Anwesenheit von Zeugen
–
sowie die Registrierung der Ehe und der gesamte sonstige, äußere Ablauf des Trauungsaktes, zu diesen Punkten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 86f.; vgl. bei uns auch §§ 1310–1312 BGB i.d.F. des G v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833.

–
Als Formfrage ist schließlich zu beurteilen, ob die Heiratswilligen persönlich anwesend sein müssen oder ob sie sich in der Erklärung vertreten lassen können, Stellvertretung in der Erklärung, nicht im Willen, denn sie ist nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB zu behandeln und meist auch ordre-public widrig, vgl. dazu Rz. 52, oder Botenschaft; Handschuhehe, wobei Botenschaft auch auf beiden Seiten möglich ist, so dass weder der eine noch der andere Ehegatte bei der Eheschließung persönlich anwesend sein muss, wenn dies im Heimatrecht oder in den sonst maßgeblichen Bestimmungen so vorgesehen ist, dazu auch AG Gießen, StAZ 2001, 39 mit Nachw., KG, 1 W 173/03  und Erman/Hohloch, Art. 13 EGBGB Rz. 24, Sturm, StAZ 1995, 343 (347f.); Spellenberg, FS Schwab (2005), 1279; zur Situation nach frz. Recht Sturm, FS Schwab (2005), 1459 (1471); zur Handschuhehe in Montenegro Hohloch, StAZ 2008, 371. Bestimmend ist der Ort der Eheschließung, selbst wenn die Vollmacht bereits in Deutschland erteilt worden ist, dazu ebenfalls Rz. 52. Art. 13 Abs. 3 Satz 1 EGBGB gilt auch dann, wenn die Gültigkeit der in Deutschland geschlossenen Ehe (lediglich) als Vorfrage eine Rolle spielt und zu klären ist, dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 23, etwa für die Beibringung von Ehefähigkeitszeugnissen, KG, FamRZ 1976, 353, oder beim Unterhalt, OLG Hamm, FamRZ 1982, 166.
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b)  Im Inland eingegangene Ehen unterliegen für ihre Form allein dt. Sachrecht, Art. 13 Abs. 3 Satz 1 EGBGB (mit den Ausnahmen für ausländische Verlobte in Satz 2 und nach besonderen Konsularverträgen). Der Grundsatz ist einfach: Inlandsehe – Inlandsform, und zu den dabei maßgeblichen Bestimmungen zählen jedenfalls §§ 1310ff. BGB, so dass die Trauung unter Einhaltung der üblichen Regeln vor einem dt. Standesbeamten zu erfolgen hat, ohne dass das Personalstatut der Verlobten sonst maßgeblich wäre. Bei Verstößen liegt eine fehlerhafte/aufhebbare Ehe oder eine Nichtehe vor, der jedoch – bei rechtlicher Wirksamkeit der eingegangenen Verbindung nach Heimatrecht oder auch nach den Vorstellungen bei uns, dazu unten Rz. 107 – der Schutz aus Art. 6 GG zumindest in Teilen zuzusprechen sein kann, dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 21.
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Nach türk. Rechtsvorstellungen steht den Ehegatten frei, nach der bereits geschlossenen Zivilehe (beim Standesbeamten, und sie ist obligatorisch) sich für eine (weitere) Trauung nach islamischen Traditionen zu entscheiden, zu weiteren Einzelheiten OLG Düsseldorf, FamRZ 1998, 623 und Öztan, FamRZ 1998, 624; maßgeblich bleibt aber der staatliche Akt. Deshalb  ist die (nur) vor einem Imam geschlossene (religiöse) Verbindung nicht als gültige Ehe anzusehen, sondern als Nichtehe, Öztan, FamRZ 1998, 624 (625). Andererseits hat die Türkei immer wieder »Amnestiegesetze« erlassen, mit denen eheähnliche Verbindungen (das sind sie dann) in vollgültige Ehen überführt wurden, wenn die Parteien auf Dauer zusammengelebt haben, ein gemeinsames Kind hatten und der Anerkennung der Ehe kein sonstiges Ehehindernis (z.B. eine anderweitige rechtsgültige Eheschließung eines der Partner) entgegenstand, zu den Amnestiegesetzen im einzelnen vgl. Dilger, StAZ 1976, 354 und Hohloch, JuS 1998, 271 (Anm. zu OLG Zweibrücken); zu diesen Fällen auch OLG Zweibrücken, NJW-RR 1997, 1227 sowie AG Freiburg, FamRZ 1991, 1304 (1305). Dabei ist die Regelung in der Türkei auch für türkische Staatsangehörige in Deutschland verbindlich, so dass für ihre Scheidung Art. 17 EGBGB maßgeblich wird, Hohloch, JuS 1998, 271. Voraussetzung ist allerdings immer eine »Registrierung« in der Türkei, und (auch) deshalb bilden die genannten gesetzlichen Regelungen kaum eine ausreichende oder tragfähige Grundlage, um aus ihnen allgemeine Heilungsgrundsätze zu entwickeln, zu weiteren Einzelheiten Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 19. Ist der Imam allerdings in Deutschland tätig geworden, ist die "Ehe" ohne weitere Rechtsfolgen, Nichtehe.
96b

Die Eheschließung span. Staatsangehöriger in Deutschland ist nunmehr in jedem Fall, soweit die Form betroffen ist, auch nach span. Recht gültig, ohne Rücksicht auf die Religionszugehörigkeit der eheschließenden Parteien, wenn sie vor dem dt. Standesbeamten erfolgt, Art. 49 Abs. 2 CC n.F.; seit dem 15. 1. 1977 gilt zwischen Deutschland und Spanien das Übereink. v. 10. 9. 1964 zur Erleichterung der Eheschließung im Ausland, allerdings ohne Titel I betr. die Erteilung von Ehefähigkeitszeugnissen, dazu G. v. 3. 3. 1969, Art. 1 (BGBl. 1969 II 445, 451 und 588 sowie Bergmann/Ferid, Länderbericht Spanien, S. 18). Die Eheschließung »nach jüdischem Recht und Gesetz« (im Inland) genügt unseren Anforderungen nicht, dazu BSG, EzFamR EGBGB Art. 13 Nr. 3 mit Nachw., während bei einem Doppelstaatler, der gleichzeitig Deutscher ist, entscheidet wie sonst Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, BSG, EzFamR Art. 13 EGBGB Nr. 3, so dass die gleichzeitige Zugehörigkeit zu Israel keine Rolle spielt und die Heirat nach jüdischen Vorstellungen für uns keine weiteren Rechtsfolgen auslöst. Andererseits kann die Eheschließung ohne die in Israel vorgenommenen Förmlichkeiten für sich unwirksam sein; dann

− können wir die Scheidung vornehmen,

− ohne durch "religiöse" Bestandteile jüdischen Scheidungsrechts gehindert zu werden,

− und das dt. Urteil wird in Israel (ausnahmsweise) anerkannt, vgl. dazu Art. 17 EGBGB Rz. 130 g und Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, A. IX. Anm. 8 mit Nachw. und AG Berlin-Tempelhof/Kreuzberg, 170 F 9881/98; zur Eheschließung vor dem Imam, insbesondere im Verhältnis zur Türkei, vgl. Rz. 96 a.
97

Der Ort der Eheschließung ist für Art. 13 Abs. 3 EGBGB je eigenständig und daher unterschiedlich zu bestimmen; für die Trauungszeremonie selbst ist maßgeblich, wo sie unter Anleitung der Trauungsperson stattfindet, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 92, ohne dass die Anwesenheit der Verlobten dabei entscheidend wäre, die sich auch entsprechend vertreten lassen können (Handschuhehe), dazu oben Rz. 52f. Wird die Eheschließung erst mit Re                             gistrierung rechtsverbindlich, liegt der Eheschließungsort am Amtssitz des Registrierungsbeamten, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 92 und LG Frankenthal, FamRZ 1975, 698. Bei Ehen, die durch schlichte Willensübereinstimmung eingegangen werden, liegt ihr Abschlussort dort, wo sich die Heiratswilligen aufhalten, weitere Einzelheiten bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 92 a.E. Für mehrstufige/zusammengesetzte Akte entscheidet der in der Sache maßgebliche (konstitutive) Teil.
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Formbestimmungen nach Heimatrecht sind im Inland unbeachtlich, und das führt zu Brüchen (hinkende Ehe), wenn nach dem maßgeblichen Sachrecht auch für die Auslandsehe heimatrechtliche Formvorschriften zu beachten sind. Deshalb soll der dt. Standesbeamte den Verlobten nahelegen, eine schriftliche Traubereitschaftserklärung des (etwa) zuständigen Geistlichen beizubringen, § 173 DA und MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 101. Ist die Form aus Art. 13 Abs. 3 Satz 1 EGBGB eingehalten, scheidet für uns die Anerkennung eines ausländischen Ehenichtigkeitsurteils – wegen Formverstoßes – ebenso aus wie die eines Feststellungsurteils, das den fehlenden Bestand der Ehe von Anbeginn an (Nichtehe) ausspricht, KG, OLGZ 1976, 419; a.A. Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 25 im Anschluss an Bayer/Knörzer/Wandt, FamRZ 1983, 770 (774). Inländische Gerichtsverfahren mit entsprechenden Zielen bleiben ohnehin aussichtslos; nach dt. Formvorschriften ist die Ehe wirksam geschlossen.
99

c)  Für die Eheschließung im Ausland gilt Art. 11 Abs. 1 EGBGB, und danach sind die Formvorschriften am Eheschließungsort, Ortsform, oder die entsprechenden Bestimmungen anwendbar, die für das seinen Gegenstand bildende Rechtsverhältnis gelten, Geschäftsform, für die wiederum Art. 13 Abs. 1 EGBGB den Maßstab bereithält, wenn auf das Heimatrecht der Verlobten verwiesen ist. Schließlich kann Art. 11 Abs. 2 EGBGB anwendbar sein. Chinesischen Formvorschriften genügt eine Eheschließung im indischen Konsulat in Shanghai nicht, weil entspr. Vereinbarungen mit Indien fehlen, dazu StAZ 2005, 112; zur Eheschließung zwischen einem Ägypter und einer Tschechin im ägyptischen Generalkonsulat in Frankfurt (nur Bestätigung; tatsächlich fand die Trauung im islam. Zentrum statt) StAZ 2005, 111 – sie ist unwirksam. Bei uns begründet auch eine nach islam. Ritus und im Inland geschlossene Ehe zwischen einer Ausländerin und einem dt. Staatsangehörigen keine Wirkungen aus dem Schutzbereich von Art. 6 Abs. 1 GG, vgl. dazu schon Rz. 7 und OVG Lüneburg, NJW 2005, 1739 (ausländerrechtl. Wirkung – Abschiebung), zur Imamehe sonst Rz. 96a. Aus dem dt.-iran. Niederlassungsabk. ergeben sich keine eigenen, vorrangigen Formvorschriften, so dass die allgem. Regeln gelten, Art. 11 EGBGB und 5.4 Rz. 29a. Für Deutsche wird im Übrigen Art. 8 KonsG maßgeblich. Eine in Kalifornien geschlossene Ehe iran. Staatsangehöriger ist für uns jedenfalls wirksam, wenn sie den dortigen Formvorschriften genügt, selbst wenn sie im Iran ohne Folgen bleiben sollte, hinkende Ehe, dazu OLG München, FamRBint 2010, 77 mit Anm. Ludwig.
99a

Gesetzesumgehung ist unschädlich, selbst wenn sich die Parteien für sie ausdrücklich entscheiden und sich bewusst "fremden" Rechtsregeln unterstellen, um inl. Bestimmungen auszuweichen, vgl. zu weiteren Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 64ff.; sie ist in Art. 11 Abs. 1 EGBGB (Ortsform) geradezu angelegt, zu Eheschließungen in Dänemark ausführlich Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 70ff. mit einem Überblick über die Veränderungen dort; sonst Jayme, StAZ 1982, 208 (zur Nevada-Ehe dt. Touristen), OLG Hamm, NJW 1988, 3098 (kirchliche Eheschließung Deutscher in Kalifornien); zu Thailand LG Hamburg, StAZ 1977; 342; zu Belgien AG Kassel, StAZ 1998, 181; zu Jordanien AG Bremen, StAZ 1991, 232 und zum Sudan Böhmer, StAZ 1992, 116; zu sonstigen Fallgruppen Sturm, StAZ 1995, 343 (345f.). Kirchliche Eheschließung genügt der vorgeschriebenen Form auch dann, wenn sie am Eheschließungsort nur als eine Möglichkeit neben anderen gestattet ist, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 19; zu Eheschließungen nach religiösem Brauch und nach Stammesrecht (und zum »Brautkauf«) vgl. Sturm, StAZ 1995, 343 (insbes. 348f.), zum Brautpreis sonst und zu seiner rechtlichen Einordnung vgl. oben Rz. 81; Bungert, StAZ 1993, 140 und OLG München, StAZ 1993, 151 (Nigeria); LG Bonn, StAZ 1980, 154 (Tibet/Nepal) und Sturm, FS Zweigert 1981, 329 (342f.); zu aufenthaltsrechtlichen Fragen VerwG Stuttgart, InfAuslR 1991, 224 und Sturm, StAZ 1995, 343 (350).
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Sachliche Mängel – fehlende Eheeingehungsvoraussetzungen aus Art. 13 Abs. 1 EGBGB – werden durch die formgerechte Eheschließung nicht geheilt, dazu schon oben Rz. 82.
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d)  Für Eheschließungen von Deutschen im Ausland gilt § 8 KonsularG mit seinen Änderungen durch Art. 12 des G. v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833 – das Aufgebot ist auch insoweit durch die Anmeldung der Eheschließung ersetzt, zu § 8 KonsularG vgl. im übrigen unten 6.6. Danach sind dt. Konsularbeamte im Ausland in bestimmten, vom Ausw. Amt jeweils bezeichneten Bezirken, die durch entsprechende Rundschreiben bekannt gemacht werden, zur Trauung befugt, wenn zumindest ein Verlobter Deutscher und keiner von ihnen Angehöriger des Empfangsstaates ist, Einzelheiten bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 114. Weitere Einschränkungen, die im Einvernehmen mit dem Empfangsstaat festzulegen sind, sind möglich, wiederum MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 114.
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e)  Für Verlobte, von denen keiner Deutscher ist, enthält Art. 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB eine Sonderregel für die Inlandstrauung; sie können vor einer von der Regierung des Staates, dem einer von ihnen angehört (oder dessen Personalstatut für ihn maßgeblich ist), ordnungsgemäß ermächtigten Person in der nach dem Recht dieses Staates vorgeschriebenen Form die Ehe schließen. Fehlt eine der genannten Voraussetzungen, ist die Verbindung vom dt. Standpunkt aus ohne Rechtswirkungen (Nichtehe), dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 529f.; vgl. auch Kegel, Int. Privatrecht, § 20 IV 2b S. 605. Art. 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB schließt auch dt. Mehrstaater aus, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 528 und inzwischen MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 103; zu § 15a EheG a.F., der durch Art. 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB praktisch ersetzt worden ist, Kegel, Int. Privatrecht, § 20 IV 2b S. 605. Eine beglaubigte Abschrift der vom ordnungsgemäß ermächtigten Registerführer vorgenommenen Eintragung in das für ihn maßgebliche Standesregister erbringt vollen Beweis für die Eheschließung und kann damit Grundlage für eine Eintragung im dt. Familienbuch werden, dazu § 15a PStG.

102a

Damit versperrt stets die deutsche Staatsangehörigkeit eines Verlobten den Zugang zu Art. 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB, auch wenn sie

− zu einer ausl. Staatsangehörigkeit hinzutritt und

− selbst ohne die üblichen Regeln, vgl. dazu Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB (Vorrang der dt. Staatsangehörigkeit) bedeutungslos bliebe, vgl. Palandt/Thorn, Art. 13 EGBGB Rz. 27 mit Nachw., so dass die Verbindung wegen Formmangels als Nichtehe anzusehen ist, selbst wenn sie im (gemeinsamen) Heimatland als wirksame Verbindung anerkannt wird, vgl. dazu OLG Celle, FamRZ 1965, 43, abweichend, aber unzutreffend, LG Kleve, FamRZ 1964, 365, sonst zur Trauung vor einem griech.-orthodoxen Priester ohne entsprechende Heiratsermächtigung BGH, FamRZ 2000, 699 und BGH, FamRZ 2003, 838 sowie Palandt/Thorn, Art. 13 EGBGB Rz. 28 mit Nachw.
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Die durch Art. 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB vorgesehene, ordnungsgemäße Trauungsermächtigung wird durch die nach dem Recht des berufenen Staates wirksame Verleihung entsprechender Befugnisse gerade für das Ausland – und für uns – begründet, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 114, wobei es auf die mit dem Erteilungsstaat übereinstimmende Staatsangehörigkeit der ausgewählten Person nicht ankommt, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 28. Zur Eheschließung ermächtigt können danach diplomatische Vertreter sein, aber auch Konsuln, Angehörige, insbesondere Offiziere ausländischer Streitkräfte – Militärgeistliche – und Geistliche, wenn ihre Bestellung mit den in Art. 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB vorgesehenen Aufgaben ausdrücklich durch Gesetz oder staatlichen Hoheitsakt angeordnet ist, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 104 mit Nachw., insbes. in Fn. 374; zur Eheschließung vor dem Pastor der schwedischen Seemannskirche AG Hamburg, JuS 2000, 1023 mit Anm. Hohloch. Über die Befugnisse diplomatischer und konsularischer Vertreter des Heimatstaates entscheidet zunächst das Wiener Übereink. über konsularische Beziehungen v. 24. 4. 1963, BGBl. 1969 II 1587 (und 1971 II 1285); zur Zuständigkeit von Truppenoffizieren der belgischen Stationierungsstreitkräfte vgl. OLG Hamm, OLGZ 1986, 135 und Beitzke, IPRax 1987, 17. Nicht erforderlich ist, dass die zuständigen Trauungsorgane auch im Einzelnen und persönlich benannt werden, Henrich, FamRZ 1986, 842. Das Haager Abk. über die Eheschließung und die Anerkennung der Gültigkeit von Ehen vom 14.3.1978 ist bei uns noch nicht in Kraft getreten. Konsularverträge hat die Bundesrepublik abgeschlossen mit der Türkei, Japan, Bulgarien, Italien, Paraguay, der UdSSR mit Nachfolgestaaten und Großbritannien, zu Einzelheiten Bamberger/Roth/Otte, Art. 13 EGBGB Rz. 6, und Eheschließungsbefugnisse der Konsuln können sich dann aus ihnen ergeben, aber sie können auch (für die Konsuln) aus Abkommen mit solchen Staaten folgen, die Meistbegünstigungsklauseln enthalten, nämlich für die USA, Yemen, Schweden, Belgien und Luxemburg, Bolivien, Estland, Haiti, Iran, Irland, Kolumbien, Litauen, Nicaragua, Österreich, Panama, Südafrika und Siam/Birma, Bamberger/Roth/Otte, Art. 13 EGBGB Rz. 7; im allg. sind diese Rechte aber auf Angehörige des Entsendestaates im jeweils anderen Staat beschränkt, zu Einzelheiten Bamberger/Roth/Otte, Art. 13 EGBGB Rz. 8 und 9, zu den Konsularbezirken Rz. 9 Abs. 2. Vorrangig ist stets Art. 5 des Wiener Übereink. Bilateral geregelte Eheschließungsbefugnisse gehen nach Art. 3 a Abs. 2 EGBGB zwar Art. 13 EGBGB in der Sache vor, bleiben aber häufig hinter Art. 13 Abs. 3 Satz 2 EGBGB (inhaltlich) zurück, weil durchgängig beide Verlobte dem Entsendestaat angehören müssen, während Art. 13 Abs. 2 Satz 2 EGBGB die Staatsangehörigkeit eines der Verlobten aus diesem Staat genügen lässt, Bamberger/Roth/Otte, Art. 13 EGBGB Rz. 11. Den Vertragstexten ist eine "Ausschaltung günstigerer Regelungen" durch inl. Recht jedenfalls nicht zu entnehmen, anders nur Art. 19 a) Nr. 3 des Konsularvertrages mit Großbritannien, BGBl. 1957 II 285.
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Nicht ausreichend ist die (bloße) Eheschließungskompetenz nach Heimatrecht oder aufgrund (etwa) allg. kirchlicher Trauungsbefugnis, dazu OLG Celle, FamRZ 1964, 209 für die Heirat kath. Spanier vor einem dt. kath. Pfarrer, LG Bremen, StAZ 1976, 172 und OLG Frankfurt, OLGZ 1978, 2 für die Trauung griechischer Staatsangehöriger durch griechisch orth. Geistliche, dazu auch BGH, FamRZ 2003, 838, vgl. aber Mäsch, IPrax 2004, 421 mit Nachw.; vgl. auch Pfeiffer, LMK 2003, 128; zu sozialversicherungsrechtl. Auswirkungen vgl. früher schon BVerfG, NJW 1983, 511 (512). Erst die ausdrückliche Bezeichnung der Stelle, die die ausl. Regierung gegenüber den zuständigen Einrichtungen in Deutschland vornimmt, beseitigt die Mängel, so dass für die Zukunft wirksame Eheschließungen möglich sind, aber ohne weitere Rückwirkungen für bereits eingegangene Verbindungen, BGHZ 43, 213 (222), MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 104 mit Nachw. Bestehen Zweifel, sollten Auskünfte des Bundesverwaltungsamtes oder der dipl. oder kons. Vertretung des Heimatstaates eingeholt werden.
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Die Eheschließung muss danach jedenfalls in der vorgeschriebenen Form des ermächtigenden Staates vorgenommen werden; dieses Recht bestimmt auch über die Folgen bei Formfehlern, dazu Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 28 a.E. Dabei ist die "konstitutive Mitwirkung" gemeint , so dass schlichte Registrierungstätigkeit bei uns nicht schadet, zu einer "Eheschließung" im ägyptischen Generalkonsulat (Ägypter und Tschechen) in Frankfurt StAZ 2005, 111, doch reicht die dortige Bestätigung nicht aus, wenn die eigentliche Trauung im Isl. Zentrum stattgefunden hat. Einfacher Konsens der Heiratswilligen genügt, obwohl dabei die »Ermächtigung« aus Art. 13 Abs. 3 Satz 3 EGBGB streng genommen leerläuft. Schließlich müssen die Verlobten bei der Heirat auch nicht persönlich anwesend sein, Handschuhehe, dazu schon oben Rz. 52f. und 95; zu beiden Punkten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 105. Sachliche Hindernisse haben wir aber wie sonst nach den üblichen Regeln zu beurteilen, Art. 13 Abs. 1 EGBGB.
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f)  Ist eine Ehe im Inland formgültig geschlossen, Art. 13 Abs. 3 Satz 1 EGBGB, versagt ihr aber das sonst berufene Heimatrecht die Anerkennung – etwa wegen fehlender kirchlicher Trauung –, bleiben ihre Rechtswirkungen auf das Inland beschränkt, hinkende Ehe; eine hinkende Ehe kann auch in anderer Art entstehen, etwa wenn sie bei uns in der nach Heimatrecht vorgesehenen kirchlichen Form geschlossen wurde und daher dort gültig ist, ohne dass sie im Inland als Ehe Rechtswirkungen entfalten kann, vgl. oben Rz. 61f.; im übrigen und zur Heilung möglicher Formmängel gleich im folgenden Rz. 107f. Auflösung und Scheidung können sich dann allein nach dt. Recht richten; im Ausland ist die Verbindung zumindest nicht als Ehe wirksam, dazu OLG Hamm, FamRZ 1994, 1182 für den Iran (und die Heirat vor dem dt. Standesbeamten ohne Registrierung beim örtlich zuständigen Konsulat oder bei der Heimatbehörde).
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g)  Über die Rechtsfolgen von Formverstößen entscheidet das verletzte Recht, somit das maßgebliche Formstatut. Sind die Bestimmungen des Ortsrechts und des Wirkungsstatuts nicht eingehalten, soll der Grundsatz des milderen Rechts gelten, Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 19 und Art. 11 EGBGB Rz. 10; schließlich sei Zweck der alternativen Anknüpfung in Art. 11 EGBGB, das vorgesehene Rechtsgeschäft in seiner Wirksamkeit zu erhalten, ähnlich wohl OLG Bremen, FamRZ 1975, 209. Nach anderer Ansicht soll in diesen Fällen das verletzte Heimatrecht zurücktreten und das Ortsrecht allein Anwendung finden, MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 121 und die ausführliche Übersicht über die Rspr. bei Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 88 Fn. 2. Sind die Heimatrechte unterschiedlich, ist aber die Form nach beiden berufenen Rechten nicht eingehalten, soll unter ihnen das »ärgere Recht« den Ausschlag geben, wobei zunächst Heimatrecht als milderes Recht maßgeblich geworden ist, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 121.
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Auch die weiteren Wirkungen sind dem verletzten Formstatut zu entnehmen, zu Einzelheiten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 124 und Soergel/Kegel, Art. 13 EGBGB Rz. 89f.; erste Übersicht bei Kegel, Int. Privatrecht, § 20 IV 3 S. 606. Ausnahmen gelten für die Namensführung – insoweit ist Art. 10 EGBGB anwendbar, dazu Kegel, Int. Privatrecht, § 20 IV 3 S. 607 – und für Unterhaltsansprüche, die wie sonst über Art. 18 EGBGB anzuknüpfen sind, wiederum Kegel, Int. Privatrecht, § 20 IV 3 S. 607 mit Hinweis auf Art. 18 Abs. 4 Satz 2 EGBGB. Betreffen die Verstöße mehrere Rechtsordnungen, ist das Recht heranzuziehen, das den verletzten Gatten schützen soll – falls eine solche Situation überhaupt gegeben ist –, OLG Düsseldorf, IPrax 1993, 251 mit Anm. Henrich, IPRax 1993, 236, andernfalls das Recht mit den schwächeren Folgen, so Kegel, § 20 IV 3 S. 607.
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Ob die nachträgliche Heilung von Formverstößen möglich ist – zur sonstigen Heilung vorhandener Mängel bei Art. 13 EGBGB vgl. oben Rz. 18ff. – und der eingegangenen Verbindung Wirksamkeit verleiht, ist unsicher; unsicher ist auch die Abgrenzung der einzelnen Fallgruppen. Unterscheiden lassen sich (vielleicht) drei Situationen:
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Zunächst leuchtet der Versuch ein, bei vergleichsweise geringen Verstößen (vergleichsweise) harsche Folgen, nämlich die Unwirksamkeit der Eheschließung, zu verhindern, etwa bei unterbliebenem Aufgebotsverfahren, dazu MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 125 mit weiteren Nachw. (wobei dieses Verfahren ohnehin nur verwaltungstechnische Bedeutung hat, vgl. dazu oben Rz. 95). Dabei soll ein »positives Verständnis« von Art. 6 EGBGB (inländischer ordre-public) eine eigene Rolle spielen, so dass unangebrachte, überschießende Sanktionen bei Rechtsverstößen abgewehrt werden können. Daneben sollen gelebte und daher schutzwürdige Lebensgemeinschaften rechtlich wirksam bleiben, auch wenn beim Abschluss Formmängel bestanden haben, wobei nicht ganz sicher ist, ob diese Formmängel aus der Rückschau betrachtet ihre Bedeutung verlieren, so dass die Ehe von Anfang an gültig wird, oder ob bei »längerem Bestand und öffentlicher Anerkennung« als Ehe nachträgliche Heilung eintritt, zu diesen Punkten MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 126. Für Notzeiten und andere außergewöhnliche Lebenslagen sind diese Vorschläge sicher erwägenswert, vgl. bei uns die Übersicht über entsprechende Gesetze und Verordnungen zu Nottrauungen unmittelbar im Anschluss an die Ereignisse des 2. Weltkrieges, an Lagerhaft, Internierung und Vertreibung bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 235f. und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 790ff. Sorgt das maßgebliche Recht dabei nicht für eine unsere Sicht der Dinge aufnehmende Heilung (oder andere, nachträgliche Anerkennung), mag eine vorsichtige Erweiterung der in den dt. »Sanierungsgesetzen« niedergelegten Vorstellungen in Betracht kommen, sonst aber nicht, skeptisch MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 126; kritisch Kegel, Int. Privatrecht, § 20 IV 2b S. 605. Beispiel aus der Rspr.: OLG Hamburg, StAZ 1982, 10 – kirchliche Eheschließung in Polen, Abkehr des Mannes von der Ehe nach 30jährigem Zusammenleben unter Berufung auf die fehlende Form, vgl. zu diesen Fällen auch von Bar, JZ 1984, 428; zur »umgekehrten Situation« – die Berufung auf Versagensgründe bei der Anerkennung eines ausländischen Scheidungsurteils soll einem Gatten versagt sein, wenn er jahrelang die Scheidung hinnimmt (wie eigentlich?), obwohl die Möglichkeit für ihn bestand, die eheliche Lebensgemeinschaft wieder aufzunehmen oder zumindest zu erreichen, dass die Anerkennung unterbleibt –, Justiz-Min. Bad.-Württemberg, FamRZ 1995, 1411; ähnlich BGH, FamRZ 1997, 542 = NJW 1997, 2114 (Rechtsverhältnis zu Italien), wobei sich die Frage aus Sicht des BGH nicht stellt, ob eine einmal nichtige Ehe »ausnahmsweise« durch Statutenwechsel geheilt und zu einer wirksamen Ehe werden kann, dazu auch Siehr, FS Ehrenzweig 1976, 129 (134) sowie die Anm. von Hohloch zu der Entscheidung des BGH, NJW 1997, 2114 in JuS 1997, 850. Nach OLG Nürnberg, EzFamRaktuell 1997, 351 kann die Nichtigkeitsklage durch die Staatsanwaltschaft (noch zu § 24 EheG a.F.) unzulässig sein, wenn die frühere Ehe wirksam geschieden ist und die später – im Ausland (hier: Polen) – geschlossene Ehe nach dem nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB für einen Partner maßgeblichen ausländischen (hier: polnischen) Recht wirksam ist und einer Nichtigkeitserklärung/Nichtigkeitsklage nicht (mehr) zugänglich wäre, dazu schon Rz. 84 a; zur Heilung einer Ehe, die im Heimatland nicht registriert wurde, bei fehlender Ehemündigkeit der Gatten, aber langjährigem gemeinsamen Zusammenleben (und Kindern, die aus der Verbindung hervorgegangen sind) AG Hannover, FamRZ 2002, 1116.
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Für einzelne Rechtsbereiche im inländischen Sachrecht ist schließlich die Gleichstellung formunwirksamer, aber gelebter Verbindungen mit der Ehe (praktisch) anerkannt, wobei Art. 6 GG maßgeblich wird, vgl. dazu BVerfG, ZfJ 2003, 187, 62, 323 = NJW 1983, 511 für die Hinterbliebenenrente (Witwenrente) nach § 1264 RVO, vgl. dazu Kegel, Int. Privatrecht, § 9 IId S. 278; Einzelheiten und Übersicht über die sozialgerichtliche Rspr. bei MünchKomm/Coester, Art. 13 EGBGB Rz. 101; vgl. im übrigen BSG, NJW 1995, 3270 und Ruland, NJW 1995, 3234, zu »hinkenden Ehen« Rz. 61f.; zu weiteren Einzelheiten vgl. auch Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 28 a.E.; Siehr, IPrax 2007, 30 in seiner Anm. zu SozG Hamburg, IPrax 2007, 47; zum Sorgerecht des nichtehelichen Vaters bei uns BVerfG,  NJW 2003, 955 (keine Beteiligung mit der Geburt des Kindes, sondern nur nach Sorgeerklärung zusammen mit der Mutter), zur sonstigen rechtlichen Situation in (einigen Ländern) in Europa Humphrey, FPR  2003, 578, zum sonstigen Auslandsbezug (insbes. für das Verhältnis zu Frankreich, wobei durch die unterschiedliche Auffassung von der Reichweite von Art. 3 MSA wenig überzeugende Ergebnisse entstehen können, und nicht einmal "wohlerworbene Rechte" geschützt sind), Finger, ZfJ 2004, 134 (136), zur anonymen Geburt in Frankreich und den dort bestehenden Befugnissen des nichtehelichen Vaters, die elterliche Sorge für sich zu beantragen und auch zu erhalten, vgl. Völker, FamRBint 2008, 62, die wir dann dem dt. Vater nehmen, wenn er an der Weigerung der frz. Mutter scheitert, die elterl. Sorge gemeinsam mit ihm durch Sorgeerklärung in Deutschland zu begründen vgl. bei uns § 1626 a BGB, falls wir nicht sonstige Auswege schaffen,  zu  Antragsmöglichkeiten für ihn allg. Finger, FamRB 2002, 335; Finger, ZfJ 2004, 134. Verbindungen, die lediglich »familien-« oder »eheähnlich« sind, können auch sonst Schutz aus Art. 6 GG genießen, zum Rechtsverhältnis zwischen Pflegeeltern und Pflegekindern vgl. § 1632 Abs. 4 BGB und die Übersicht bei Palandt/Diederichsen, § 1632 BGB Rz. 18f.; zur fehlenden Ehemündigkeit der Eheleute und fehlender Registrierung nach vietnamesischem Heimatrecht und anschließender, langer Ehedauer (sie macht die Ehe wirksam) vgl. AG Hannover, FamRZ 2000, 1116, zur Stellung des nichtehelichen Vaters bei der Annaöhme seines Kindes nach  § 1747 Abs. 2 BGB a.F. BVerfG, JZ 1995, 1109 mit Anm. Kemm, 1113, wobei sich inzwischen die Dinge geändert haben, aber der Vater immer noch deutlich benachteiligt wird, vgl. dazu (etwa) § 1748 Abs. 4 BGB und Bamberger/Roth/Enders, § 1748 BGB Rz. 33 f. mit Nachw.; Finger, JR 2005, 138.
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h) Ausländerrechtliche Wirkungen

Ausländerrechtliche Wirkungen kann nur eine bei uns formwirksam geschlossene oder anerkannte Ehe auslösen, dazu (Familienasyl) BVerwG, 1 C 17.03 für eine in Syrien nach jezidischem (religiösem) Ritus eingegangene, aber dort nicht  geschlossene Ehe.  Eine islam. Vorschriften im Inland entsprechende Verbindung zwischen einer Ausländerin und einem dt. Staatsangehörigen begründet keine Rechtswirkungen aus dem Schutzbereich von Art. 6 Abs. 1 GG, OVG Lüneburg, NJW 2005, 1739 (ausländerrechtlich – Abschiebung). Soll ein "heiratswilliger" Ausländer abgeschoben werden, wird wesentlich, ob er ernsthafte Heiratsabsichten hat; denn sonst ist Art. 6 Abs. 1 GG verletzt. Im Übrigen muss die die "Bleiberechte vermittelnde Eheschließung mit einer dt. Staatsangehörigen unmittelbar bevorstehen", OVG Saarlouis, NJW 2006, 2286. Davon ist auszugehen, wenn "die Verlobten alles in ihrer Macht stehende getan haben, um eine Eheschließung erreichen zu können, und andererseits keine durchgreifenden Zweifel an ihrer "Absicht bestehen, die Ehe miteinander einzugehen und sie tatsächlich in Lebensgemeinschaft zu führen, OLG Saarlouis, NJW 2006, 2283.

E. Internationales Verfahrensrecht

                                         112

Zur internationalen Zuständigkeit dt. Gerichte und sonstigen Einzelheiten  des Verfahrensgangs und seines Ablaufs vgsl. Art. 14 EGBGB Rz. 73 und Art. 17 EGBGB Rz. 130f.; zur Anerkennung ausländischer Entscheidungen nach § 109 FamFG oder § 107 FamFG, früher Art. 7 § 1 FamRÄndG vgl. Art. 17 EGBGB Rz. 133a  f., zur EheGVO bzw. VO Nr. 2201/2003 (Neufassung) 8.2.2/Anhang. Lehnt der Standesbeamte die beantragte Eheschließung ab, steht das Verfahren nach § 45 Abs. 1 bzw. 2 Satz 1 PStG offen, dazu Rz. 33 c. Wird der OLG-Präsident/die Landesjustizverwaltung nicht tätig oder verweigert die Befreiung bei der Vorlage eines Ehefähigkeitszeugnisses, § 1309 BGB, vgl. im übrigen Art. 13 Abs. 2 EGBGB, können sich die Beteiligten/Ast. über §§ 23 ff. EGGVG (Justizverwaltungsakt) zur Wehr setzen. 

F. Staatsverträge; internationale Abkommen
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Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarungen, die unmittelbar anwendbares innerstaatliches Recht geworden sind, sowie unmittelbar anwendbare Regelungen der Europäischen Gemeinschaft in ihrer jeweils geltenden Fassung sind vorrangig; erst dann, wenn sie nicht maßgeblich sind, bestimmt sich das anzuwendende Recht bei Sachverhalten mit einer Verbindung zu einem ausl. Staat nach unserem IPR, Art. 3 Nr. 2 EGBGB; zu nennen sind dabei vor allem
–
das Haager Eheschließungsabkommen (genauer: Haager Abkommen zur Regelung des Geltungsbereiches der Gesetze auf dem Gebiete der Eheschließung) v. 12. 6. 1902, das nur noch im Verhältnis zu Italien Wirkungen entfaltet, zu Einzelheiten unten 6.2 und die Kommentierung von Böhmer;

–
das CIEC-Eheschließungsübereinkommen (genauer: CIEC-Übereinkommen über die Erleichterung der Eheschließung im Ausland) v. 10. 9. 1964, das für Deutschland mit den Titeln II und III, nicht mit Titel I gilt, dazu unten 6.5 und die Kommentierung von Böhmer; Zustimmungsgesetz v. 3. 3. 1969, BGBl. 1969 II 445 und 588, in Kraft seit 25. 7. 1969, Bek. v. 22. 9. 1969, BGBl. 1969 II 2054, wobei Vertragsstaaten – außer Deutschland – die Niederlande, die Türkei, Spanien und Griechenland sind, dazu Palandt/Heldrich, Anhang zu Art. 13 EGBGB Rz. 6, zu weiteren Einzelheiten in der Sache Palandt/Heldrich, Anhang zu Art. 13 EGBGB Rz. 7 (insbesondere zur Frage, ob anstelle einer in einem Vertragsstaat vorgeschriebenen religiösen Eheschließung die Trauung von einem diplomatischen oder konsularischen Vertreter des anderen Vertragsstaates vorgenommen werden kann – da aber in allen Vertragsstaaten zumindest fakultativ die Zivilehe eingeführt worden ist, hat sich der frühere Streit erledigt);

–
zu einem neuen Übereinkommen über die Eheschließung und die Anerkennung der Gültigkeit von Ehen, beschlossen auf der Haager Konferenz für internationales Privatrecht am 23. 10. 1976, vgl. ebenfalls unten 6.5 (mit Bericht S. 5 über die Entstehungsgeschichte und die bisher fehlende praktische Wirksamkeit);

–
sowie als bilaterale Konsularverträge das Regierungsabkommen mit Japan v. 27. 6. 1957, unten 8.3.20,

–
der Konsularvertrag mit der Sowjetunion v. 25. 4. 1958, 8.3.19,

–
der Freundschaftsvertrag mit Thailand, unten 8.3.21,

–
sowie der Konsularvertrag mit der Türkei v. 28. 5. 1929, unten 8.3.17; zu weiteren entsprechenden Abkommen vgl. Palandt/Heldrich, Anhang zu Art. 13 EGBGB Rz. 1.

–
Das Haager Abkommen betreffend den Geltungsbereich der Gesetze in Ansehung der Wirkungen der Ehe auf die Rechte und Pflichten der Ehegatten in ihren persönlichen Beziehungen und auf das Vermögen der Ehegatten v. 17. 7. 1905 ist dagegen am 23. 9. 1987 in Deutschland außer Kraft getreten, BGBl. 1986 II 505, nachdem es zuletzt nur noch im Verhältnis zu Italien galt, vgl. unten 6.8 (das Abkommen bleibt aber weiterhin von Bedeutung für »Altfälle«, insbesondere für die güterrechtliche Anknüpfung).

–
Für die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen bestehen Abkommen mit der Schweiz, unten 6.4.1, mit Luxemburg (v. 3. 6. 1982, unten 6.4.2 in der Kommentierung von Böhmer) und Österreich (v. 18. 11. 1980, unten 6.4.3, Kommentierung von Böhmer); vgl. im Übrigen im materiellen Recht § 1309 BGB, dazu 6.1 A, für das Verfahren § 5 PStG.

–
Zum Übereinkommen der EU über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen Finger, FuR 1998, 289; zur EheGVO 8.2.2/Anhang mit Kommentierung von Finger,

–
denn für Scheidungs- und Auflösungsverfahren gelten für die Mitgliedsländer der EheGVO bzw. der VO Nr. 2201/2003  inzwischen deren Bestimmungen, die

–
für die internat. Zuständigkeit eigene Voraussetzungen schaffen und

–
Rechtshängigkeitssperren errichten, wenn ein Verfahren in einem Land (zulässig) betrieben wird,

−
so dass die vielleicht zuständigen Gerichte anderer Staaten ausgeschlossen sind vgl. 8.2.2 und 8.2.2/Anhang;

−  daneben kommen vielfältige weitere europarechtliche Regeln in Betracht, die EuZustellVO, die EuBeweisVO, die 
    EuGVVO u.ä.; 

–
zum Übereinkommen v. 10. 12. 1962 über die Erklärung des Ehewillens, das Heiratsmindestalter und die Registrierung von Eheschließungen vgl. BGBl. 1969 II 161 und die Hinweise (zuletzt) in IPRax 1995, 276 dazu auch Scholz, StAZ 2002, 321 (324 f.); weitere Einzelheiten FamRZ 1995, 722 und FamRZ 1996, 723, zum Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum CIEC-Übereinkommen über die Ausstellung mehrsprachiger Auszüge aus Personenstandsbüchern und über die Ausstellung von Ehefähigkeitszeugnissen vgl. Gaaz, StAZ 1996, 289.​

G.  Übergangsvorschriften, Art. 226 EGBGB
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Für die Eheaufhebung formuliert Art. 226 EGBGB eine eigene Übergangsvorschrift zum G v. 4. 5. 1998 zur Neuordnung des Eheschließungsrechts:

»(1)  Die Aufhebung einer vor dem 1. Juli 1998 geschlossenen Ehe ist ausgeschlossen, wenn die Ehe nach dem bis dahin geltenden Recht nicht hätte aufgehoben oder für nichtig erklärt werden können.

(2)  Ist vor dem 1. Juli 1998 die Nichtigkeits- oder Aufhebungsklage erhoben worden, so bleibt für die Voraussetzungen und Folgen der Nichtigkeit oder Aufhebung sowie für das Verfahren das bis dahin geltende Recht maßgeblich.

(3)  Im übrigen finden auf die vor dem 1. Juli 1998 geschlossenen Ehen die Vorschriften in ihrer ab dem 1. Juli 1998 geltenden Fassung Anwendung.«
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